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Kurswechsel auf Samtpfötchen 

Mit sechs „Themenlaboren“ will die SPD 
Projekte entwickeln, mit denen sie sich 
den Unternehmern andienen kann. 
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Mord auf Kreta 

ln Anogia gedachten Vertreter von KKE 
und DKP, KNE und SDAJ gemeinsam der 
Zerstörung des Ortes vor 70 Jahren. 
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Thema der Woche 


Stoppt den Krieg in Gaza 

Vor zwei Wochen erschien die Erklä¬ 
rung des Friedensratschlags. Mittler¬ 
weile wurden bei den Angriffen auf 
den Gaza-Streifen viele weitere Men¬ 
schen getötet. Hunderttausende ha¬ 
ben ihre Wohnstätten verloren und 
sind auf der Flucht. Die Forderungen 
des Bundesausschusses Friedensrat¬ 
schlag bleiben aktuell, weitere Aktio¬ 
nen gegen den Krieg sind nötig 
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Kriegsverbrecher! 


A m Dienstag, nach vier Wochen 
des Blutbads im Gazastreifen, 
stimmten die israelische Re¬ 
gierung und Palästinenservertreter 
einem von Ägypten ausgearbeiteten 
Vorschlag zur Waffenruhe zu. Offen 
ist, ob sie hält, bis diese Zeitung bei 
ihren Leserinnen ist. 

Sicher aber ist, dass die Zahl der 
Getöteten - schon jetzt über 1 800 - 
weiter steigen wird. Die Zahl der Ver¬ 
letzten, auf 9 000 beziffert, ebenso. 
80 Prozent der palästinensischen Op¬ 
fer sind Zivilpersonen. Allein die Tat¬ 
sache, dass die israelische Armee die 
Palästinenser auffordert, ihre Häuser 
zu verlassen und Schutz zu suchen und 
dann Schulen und andere Unterkünfte 
bombardiert, in denen die Flüchtlinge 
vermeintlich Schutz gefunden hatten, 
ist ein hinterhältiges Verbrechen. 

Der Generalkommissar des Hilfs¬ 
werks der Organisation der Vereinten 
Nationen für Palästina-Flüchtlinge im 
Nahen Osten (UNRWA), Pierre Krä¬ 
henbühl, beschrieb dieses Verbrechen 
in einer Erklärung vom 30. Juli: „In 
der vergangenen Nacht wurden Kin¬ 
der getötet, die neben ihren Eltern 
auf dem Boden eines von der UNO 
zum Schutzraum erklärten Klassen¬ 


zimmers geschlafen haben. Kinder, 
die im Schlaf getötet wurden - das ist 
ein Affront gegen alle von uns, das ist 
ein Grund für universelle Scham. (...) 
Unsere erste Einschätzung ist, dass 
es israelische Artillerie war, die unse¬ 
re Schule traf, in der 3 300 Menschen 
Zuflucht suchten.... Es ist zu früh, um 
eine offiziell bestätigte Zahl von To¬ 
ten anzugeben. Aber wir wissen, dass 
mehrere Zivilisten getötet und verletzt 
wurden, eingeschlossen Frauen und 
Kinder und die UNRWA-Wachen, die 
versuchten, die Anlage zu schützen. Es 
handelte sich um Menschen, die von 
der israelischen Armee angewiesen 
worden waren, ihre Wohnungen zu 
verlassen.“ Krähenbühl weiter: „Dies 
ist das sechste Mal, dass eine unserer 
Schulen getroffen wurde. Unser Perso¬ 
nal, genau die Menschen, die die hu¬ 
manitäre Verantwortung tragen, wur¬ 
de getötet. Unsere Schutzräume sind 
überfüllt. Zehntausende sind wahr¬ 
scheinlich in den Straßen von Gaza 
gestrandet - ohne Nahrung, Wasser 
und Schutz, wenn die Angriffe auf die¬ 
se Gebiete fortgesetzt werden.“ 

Dr. Mustafa Barghuti, Generalse¬ 
kretär der palästinensischen „Nationa¬ 
len Initiative“, erläuterte im Interview 


mit der französischen kommunisti¬ 
schen Zeitung „Humanite“, warum 
seiner Meinung nach die israelische 
Regierung diesen Krieg führt: Es gehe 
darum, die Fortführung der Kolonisie¬ 
rung im Westjordanland und in Ostje¬ 
rusalem vergessen zu machen. „Gaza 
soll gesondert betrachtet werden, es 
soll kein Palästina-Problem mehr ge¬ 
ben... Tatsächlich zielt ihr Spiel auf 
die Annexion des Westjordanlandes 
und die Verfestigung des Apartheid- 
Systems. Es sei daran erinnert, dass 
dieser Krieg im Westjordanland be¬ 
gonnen hat mit der Verhaftung von 
mehr als 1000 Menschen, mit den kol¬ 
lektiven Strafaktionen. Die Israelis 
werden diese Politik fortsetzen, sowie 
man zulässt, dass sie sich vom Völker¬ 
recht lossagen. Meiner Meinung nach 
beschränkt sich das Problem nicht auf 
die israelische Regierung. Die ganze is¬ 
raelische Gesellschaft ist abgerutscht. 
Ein tiefer Rassismus äußert sich dort 
nunmehr offen.“ 

Die Verantwortlichen für die völ¬ 
kerrechtswidrige Aggression erfinden 
immer neue Begründungen für ihre 
Bluttaten und die Zerstörung der Inf¬ 
rastruktur für 1,7 Millionen Menschen. 
Zuerst waren es die Raketenabschuss¬ 


rampen der Hamas, die zerstört wer¬ 
den sollten, dann die Tunnel, die in is¬ 
raelisches Gebiet führen, und schließ¬ 
lich sprach Kriegspremier Netanjahu 
von einer „Entmilitarisierung des Ga¬ 
zastreifens“. Ebenso scheinheilig spre¬ 
chen die westlichen Politiker von „Of¬ 
fensive“ und „Militäreinsatz“, wenn sie 
über diesen Vernichtungskrieg reden - 
und die bürgerlichen Medien reden 
ihnen und den Verantwortlichen nach 
dem Munde. 

Es ist Zeit, die Kriegsverbrechen 
im Gazastreifen beim Namen zu nen¬ 
nen und die Politiker und Militärs, 
die dafür verantwortlich sind, klar 
als Kriegsverbrecher zu bezeichnen. 
Ebenso ist es an der Zeit, die Politi¬ 
ker und Journalisten zu benennen, die 
außerhalb Israels mit Taten und Wor¬ 
ten den Terror der israelischen Armee 
unterstützen. Israels Regierung muss 
gezwungen werden zu verhandeln - 
und zwar mit den Vertretern der pa¬ 
lästinensischen Bevölkerung, die die¬ 
se sich selbst gewählt hat, nämlich mit 
der Einheitsregierung aus PLO und 
Hamas. Und diese Verhandlungen 
müssen das Ziel der Schaffung eines 
lebensfähigen, souveränen Staates Pa¬ 
lästina neben Israel haben. M.I./U.B. 


Neue Dimensionen der Kriegsvorbereitung 

und Kriegsführung 

Oktober 2014: Globaler Aktionstag gegen Drohnen und Antikriegskonferenz 


Neben den Aktionen zum 1. Septem¬ 
ber, dem Antikriegstag, werden bereits 
jetzt weitere vorbereitet. So ist für den 
4. Oktober ein globaler Protesttag ge¬ 
plant. Weltweit wie auch in Deutsch¬ 
land werden dabei zahlreiche Aktio¬ 
nen gegen die zunehmende Verwen¬ 
dung von Drohnen zur Überwachung 
und gegen ihren militärischen Einsatz 
stattfinden. Die Anti-Drohnen-Kam- 
pagne in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land, die sich gegen die Etablierung 
einer Drohnentechnologie zur Kriegs¬ 
führung, Überwachung und Unterdrü¬ 
ckung wendet, ruft zur Teilnahme auf. 

Zwei Monate vor dem Aktionstag 
im Oktober laufen bereits die Planun¬ 
gen in Städten wie Berlin und Stutt¬ 
gart auf Hochtouren, weitere Akti¬ 


onen werden in mindestens sieben 
weiteren Städten erwartet. Am NATO- 
Luftkommando in Kalkar wird bereits 
am 3.10. gegen die von dort geplanten 
Drohneneinsätze demonstriert (siehe 
auch Seite 8). Ziel ist es, alle Regie¬ 
rungen ein weiteres Mal aufzufordern, 
die Produktion und die Anschaffung 
bewaffneter und bewaffnungsfähiger 
Drohnen, ebenso wie die Forschung 
und Entwicklung daran einzustellen; 
und an der weltweiten Ächtung dieser 
Waffen zu arbeiten. 

International abgestimmte An¬ 
strengungen wie der Aktionstag wer¬ 
den erforderlich sein, um die Droh¬ 
nenkriegsführung und invasive Über¬ 
wachungsdrohnen zu stoppen. Der 
Aktionstag soll die internationale 


Diskussion über Drohnen vertiefen 
und erweitern und die internationale 
Vernetzung und Koordination stär¬ 
ken, welche erforderlich ist, um diese 
gefährliche Entwicklung, die die Frei¬ 
heit und den Frieden überall bedroht, 
zu stoppen. 

Am ersten Wochenende im Okto¬ 
ber wird zudem (vom 3. bis zum 5. Ok¬ 
tober) in Berlin eine Antikriegskonfe¬ 
renz stattfinden. Veranstalterin ist die 
Initiative „Antikriegskonferenz Ber- 
lin2014“. Schwerpunktbeiträge wird 
es zur Geschichte und gegenwärtigen 
aktuellen Entwicklungen, zu neuen 
Dimensionen der Kriegsvorbereitung 
und -führung sowie zur Militarisierung 
und Mobilmachung in BRD und EU 
geben. 


Weitere Informationen zum globalen 
Aktionstag gegen Drohnen wie der 
Aufruf, bereits geplante Termine so¬ 
wie Teilnahmemöglichkeiten sind auf 
der Seite der deutschen Drohnenkam- 
pagne 

https://drohnen-kampagne.de/akti- 

onstag-4-10-2014/ 

oder der internationalen Seite des Ak¬ 
tionstages 

http://globaldayofaction.nationbuil- 

der.com/ 

zu finden. 

Informationen und Anmeldung zur 
Antikriegskonferenz Berlin2 0i4 unter: 
http://www.antikriegskonferenz.de 
UZ/Antidrohnenkampagne/Antikriegskonferenz 


70. Jahrestag der 
Ermordung Ernst 
Thälmanns 

23. August 2014 in Berlin 

10 Uhr bis 12 Uhr, Konferenz, 
Karl-Liebknecht-Haus 
(Kleine Alexanderstr. 28), 
Rosa-Luxem burg-Saal 

12 Uhr bis 13 Uhr, Kranzniederle¬ 
gung 

an der Gedenktafel für Ernst 
Thälmann, Karl-Liebknecht-Haus 

13 Uhr bis 14 Uhr, Demonstration 
zum Ernst-Thälmann-Park 

14 Uhr bis 16 Uhr, Kundgebung vor 
dem Ernst-Thälmann-Denkmal, 
Greifswalder Straße. 
Berlin-Prenzlauer Berg 

(siehe auch Seite 12) 


Information über 
die Ukraine 

Bis zum 29. August 2014 hält sich eine 
Gruppe antifaschistischer Aktivistin¬ 
nen aus der Ukraine und aus Russland 
in der BRD auf, um über die politische 
Situation der ukrainischen Linken seit 
dem Putsch Ende Februar 2014, den 
darauf folgenden Wahlen und dem 
Kriegszustand im Süden und Osten 
des Landes zu berichten. 

Orte und Termine unter 
www.rote-hilfe.de 


UZ in Aktion! 

Jetzt Aktionen planen 
und UZ bestellen. 

Die UZ wird im 2. Halbjahr 2014 
mehrere Schwerpunktthemen auf¬ 
greifen. Diese Ausgaben eignen sich 
hervorragend zum Verteilen auf De¬ 
mos, Veranstaltungen und Kundge¬ 
bungen und zur Durchführung von 
Infoständen und Aktionen der DKP: 

UZ 15.8.: 70. Todestag 
von Ernst Thälmann 
UZ 29.8.: Antikriegstag 
UZ 26.9.: Zentraler Aktionstag 
der IGM-Jugend in Köln 
„Revolution Bildung“ 

UZ 7.10.: 65.Jahrestag 

der DDR-Gründung 

UZ 24.10.: DGB-Betriebsrätetag 

UZ 14.11.: Blockupy-Festival vom 

20.-23.11.2014 Frankfurt/M 

UZ 5.12.: Kunst - Musik-Literatur 


UZ-Aktionspreise: 


bis 14 Exemplare: 

10,00 

Euro 

bis 70 Exemplare: 

20,00 

Euro 

bis 140 Exemplare: 

30,00 

Euro 

bis 300 Exemplare: 

60,00 

Euro 


weitere Preise auf Anfrage 

Nutzt bitte dieses Angebot auch an 
anderen Wochenenden, um die Be¬ 
kanntheit der UZ zu erhöhen und viele 
neue Leserinnen für unsere Wochen¬ 
zeitung zu gewinnen! 

Bestellungen bitte bis spätestens 
am Montagvormittag in der Erschei¬ 
nungswoche an: vertrieb@unsere- 
zeit.de, Tel.: 020117 788 923 oder Gustl 
Ballin 0911 8019991. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Hartz-Gesetze auf den Prüfstand 


Arbeiterjugend fordert Ausbildungsgesetz 

Die SDAJ bereitet ihre Beteiligung am Aktionstag der IG-Metall-Jugend 
und ihren Jugendkongress in Köln vor 



Derzeit arbeitet eine Bund-Länder- 
Gruppe an einem weiteren Reförm- 
chen der Hartz-Gesetze. Das tut auch 
not. Auch zehn Jahre nach der Ein¬ 
führung von Hartz IV ist die Lage 
der Langzeitarbeitslosen hierzulande 
fast ausweglos. Das Hartz-System sei 
eine „soziale, ökonomische und mo¬ 
ralische Bankrotterklärung“, so Adolf 
Bauer, Präsident des Sozialverbandes 
(SoVD) vergangene Woche. „Es ist 
an der Zeit, die Hartz-Gesetzgebung 
grundlegend auf den Prüfstand zu stel¬ 
len.“ 



Im Gegensatz zur Bund-Län- 
der-Gruppe fordere der SoVD eine 
Generalrevision der Hartz-Gesetze. 
Die Arbeitslosigkeit sei nicht durch 
persönliche Deüzite der Arbeitslo¬ 
sen verursacht, wie der Gesetzgeber 
unterstellt. Der SoVD fordere daher 
für Hartz-IV-Bezieher höhere Regel¬ 
sätze, ein neues, zeitlich unbegrenztes 
„Arbeitslosengeld II Plus“ für Lang¬ 
zeitarbeitslose, die schon Beiträge in 
die Sozialkassen gezahlt haben. Es 
käme aber auch darauf an, die Ar¬ 
beitslosigkeit zu verringern und zu 


vermeiden. Dazu fordert der SoVD 
die Wiederherstellung eines um¬ 
fassenden Kündigungsschutzes, die 
Einschränkung befristeter Beschäf¬ 
tigung sowie das Ende geringfügiger 
Beschäftigung zugunsten regulärer, 
sozialversicherter Arbeit. 

Die Umsetzung der SoVD-Forde- 
rungen wäre ein erster Schritt in die 
richtige Richtung. Wirklich notwendig 
aber wäre die Abschaffung von Hartz 
IV, das Verbot von prekärer Beschäf¬ 
tigung und die Verkürzung der Ar¬ 
beitszeit auf 30 Stunden. Andernfalls 
nimmt die Hatz auf Hartz-IV-Emp- 
fängerlnnen immer noch absurdere 
Ausmaße an - siehe Berlin. Die Stadt 
leidet unter massivem Mangel an be¬ 
zahlbaren Wohnungen. Ein FDP-Po- 
litiker bietet dafür jetzt die Lösung: 
Sozialhilfe-Empfänger sollen an den 
Stadtrand ziehen! Lars Lindemann 
heißt er, Vorstandsmitglied der Ber¬ 
liner Liberalen ist er. 

Er verstieg sich vergangene Woche 
in der „Blöd“-Zeitung zu der Forde¬ 
rung „Das Prinzip ,In Mitte geboren - 
in Mitte gestorben 4 darf es nicht ge¬ 
ben. ... Jemand, der von Sozialhilfe 
lebt, kann nicht denselben Anspruch 
haben wie jemand, der sein Geld selbst 
verdient!“ 

Der Ehrgeiz, Botschafter und 
Hartz-IV-Empfänger in einer Straße 
unterzubringen sei falsch. Investoren, 
die Geld in den Ausbau von Wohn- 
raum stecken, wollten ihr Geld wieder 
zurück. Das sei mit Hartz-IV-Sätzen 
nicht zu machen. Daher könne man 
Geringverdienern sagen, dass es auch 
Bezirke gibt, die eine andere Kos¬ 
tenstruktur haben als (Berlin-)Mitte: 
„Das ist doch keine Zumutung!“, so 
Lindemann. Schande über ihn und sei¬ 
ne ganze kapitalistische Bagage. 


• • 

ber den Stand der Vorbereitun¬ 
gen sprach die UZ mit Florian 
Hainrich von der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ). 

UZ: Die SDAJ hat beschlossen, sich 
am Aktionstag der IG-Metall-Jugend 
zur Kampagne Revolution Bildung zu 
beteiligen und am 28. September 2014, 
also am Sonntag, zusammen mit Bünd¬ 
nispartnern einen Jugendkongress zu 
veranstalten. Kannst du kurz das Wo¬ 
chenende insgesamt vor stellen? 

Florian Hainrich: Über die Proble¬ 
me, mit denen Jugendliche täglich im 
Betrieb und in dieser Gesellschaft zu 
kämpfen haben, wird so gut wie nie öf¬ 
fentlich geredet. Aktive Gewerkschaf- 
terlnnen und fortschrittliche Jugend¬ 
organisationen haben bislang keine 
Plattform, um gemeinsam über Stra¬ 
tegien kämpferischer Betriebs- und 
Gewerkschaftspolitik zu diskutieren. 
Beidem wollen wir mit unserem Ju¬ 
gendkongress Abhilfe verschaffen. 

Wir erwarten, dass sich einige hun¬ 
dert Jugendliche am Programm betei¬ 
ligen. Die Kombination mit dem Akti¬ 
onstag der IG-Metall-Jugend, für den 
mehrere zehntausend Jugendliche er¬ 
wartet werden, macht das Wochenen¬ 
de unserer Ansicht nach besonders at¬ 
traktiv. Konkret wollen wir gemeinsam 
mit den Kolleginnen der IG-Metall- 
Jugend Samstag früh mit Bussen nach 
Köln reisen. Der Preis für die Anfahrt 
und das gesamte Programm des Akti¬ 
onstags „Bildung.Macht. Zukunft.“ be¬ 
läuft sich auf zehn Euro für Mitglie¬ 
der einer DGB-Gewerkschaft. In Köln 
angekommen, wird es zwei größere 
Demozüge vom Heumarkt und dem 
Hans-Böckler-Platz geben. Beide De¬ 
mozüge vereinigen sich am Neumarkt 
und ziehen dann gemeinsam zur Lan- 
xess- Arena. 

Das im Anschluss geplante Abend¬ 
programm kann sich sehen lassen. Ne¬ 
ben einigen inhaltlichen Beiträgen 
wird es vor allem aus Konzerten der 
Bands Marteria, Bosse, Irie Revoltes 
und einer Lokalband bestehen. Nach 
den Konzerten bieten wir dann an, mit 
uns in Sammelunterkünften zu über¬ 
nachten und am Sonntag am Jugend¬ 
kongress teilzunehmen. Dieser findet 
von 10.00 Uhr bis 15.00 Uhr im Bür¬ 
gerzentrum Köln-Ehrenfeld (Venloer 
Straße 429) statt. Der Kongress wird 
von der SDAJ ausgerichtet und bislang 
unterstützt von der DIDF-Jugend, so¬ 
lid NRW und dem SDS. Neben der 
UZ werden auch die junge Welt und 
das Onlineportal „Freiheitshebe“ or¬ 
dentlich die Werbetrommel rühren. 
Während es am Samstag also darum 
geht, gemeinsam mit zehntausenden 
Gewerkschaftsjugendlichen für besse¬ 
re Bildung zu demonstrieren, steht der 
Sonntag für uns unter dem Zeichen der 
solidarischen Diskussion über kämpfe¬ 
rische Betriebs- und Gewerkschaftspo- 
litik für Jugendliche. 

UZ: Was wollt ihr mit diesem Jugend¬ 
kongress denn genau erreichen? 


Florian Hainrich: Unser Jugendkon¬ 
gress „Jugend braucht Perspektiven - 
Her mit dem Ausbildungsgesetz!“ ist 
der bundesweite Höhepunkt unserer 
derzeit laufenden Kampagne im Ar¬ 
beiterjugendbereich. Wir wollen aber 
nicht einfach die bisherigen Erfolge 
der Kampagne feiern, sondern unse¬ 
re neu gewonnen Kontakte, insbeson¬ 
dere zu aktiven Gewerkschafterlnnen, 
nutzen, um über Probleme und Per¬ 
spektiven unserer Arbeit in- und au¬ 
ßerhalb der Betriebe zu diskutieren. 
Dabei wollen wir auch über die Not¬ 
wendigkeit eines Kampfes für ein Aus¬ 
bildungsgesetz reden. 

Noch immer prägen Perspektivlo- 
sigkeit, Vereinzelung und Resignation 
das Bewusstsein der Arbeiterjugend. 
Wir wollen mit unserem Kongress ei¬ 
nerseits den Ist-Zustand mit all seinen 
Schweinereien darstellen, also z.B. Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit, Schmalspuraus¬ 
bildungen, fehlende Übernahme und 
steigenden Leistungsdruck im Arbeits¬ 
leben. Vor allem wollen wir aber über 
Perspektiven des Widerstandes in Be¬ 
trieb und Gewerkschaft diskutieren 
und dabei auch unsere Erfahrungen 
einbringen, die wir bisher in unserer 
Kampagne gesammelt haben, z.B. mit 
öffentlichen Outing-Aktionen. 

UZ: Wie sieht das genaue Programm 
aus und welche Kosten kommen auf 
Interessierte zu? 

Florian Hainrich: Das Programm wird 
im Wesentlichen aus Workshops und 
einer Podiumsdiskussion bestehen. 
Hierbei geht es uns darum, uns so¬ 
wohl mit Betriebsarbeit im engeren 
Sinne als auch mit gesellschaftspoli¬ 
tischen Fragen auseinanderzusetzen. 
Folgende Workshops sind bislang ge¬ 
plant: 

★ Lehrjahre sind keine Herrenjahre - 
Azubis als billige und rechtlose Ar¬ 
beitskräfte. 

★ Überflüssige Jugend - Jugendar¬ 
beitslosigkeit und Ausbildungsplatz¬ 
mangel in Europa. 

★ Jung, prekär, weiblich - Die Preka- 
risierung der Arbeitswelt und die Lage 
junger Frauen. 

★ Rassismus am Arbeitsplatz - Proble¬ 
me migrantischer Kolleginnen. 

★ Ausbeutung mit System - Wie Staat 
und Konzerne von unserer Arbeit pro¬ 
fitieren. 

★ Die Mühen kämpferischer Betriebs¬ 
arbeit - Antikapitalistische Perspekti¬ 
ven in Gewerkschaftskämpfen. 

Die Workshops werden von ver¬ 
schiedenen Referentlnnen und Bünd¬ 
nispartnern mitgestaltet. Inhaltlich soll 
es bei allen auch um die Fragen gehen, 
wie sich Widerstand gegen den Status 
quo entwickeln lässt und mit welchen 
Orientierungen wir als linke Gewerk¬ 
schaftsaktive in die nächsten Kämpfe 
(beispielsweise auch Tarifrunden) ge¬ 
hen müssen. 

Bei der Podiumsdiskussion wollen 
wir sowohl gemeinsam mit den an¬ 
deren Organisationen, die den Kon¬ 
gress unterstützen, als auch mit Ju- 


gendauszubildendenvertreterlnnen 
und Gewerkschaftsaktiven über eine 
gemeinsame inhaltliche Klammer der 
Proteste sprechen. Uns geht es insbe¬ 
sondere darum, an dieser Stelle auch 
über unsere Forderung nach einem 
Ausbildungsgesetz zu diskutieren. 
Wir wollen damit aufzeigen, wie eine 
Ausbildung nach unseren Interessen 
aussieht und klarmachen, dass die un¬ 
terschiedlichen Forderungen zusam¬ 
mengebracht und gegen diesen Staat 
und seine Handlanger durchgesetzt 
werden müssen. Dabei geht es um 
Forderungen, wie eine Mindestausbil¬ 
dungsvergütung von 1 200 Euro, eine 
Ausbildungsplatzumlage („Wer nicht 
ausbildet muss zahlen“) oder eine ga¬ 
rantierte Übernahme. Aber auch klei¬ 
nere Forderungen wie das Verbot von 
Arbeit an Berufsschultagen sollten un¬ 
serer Ansicht nach in einem solchen 
Gesetz verankert sein. 

Interessierte sollten von den Kos¬ 
ten von fünf Euro ermäßigter bzw. 
zehn Euro Soli-Beitag keineswegs 
abgeschreckt sein. Darin enthalten 
sind dann die Übernachtung, der 
Kongress, Frühstück und Mittages¬ 
sen. Die Rückfahrt kann man dann 
gemeinsam mit den SDAJlerlnnen 
aus der Region antreten. Aus einzel¬ 
nen Städten (beispielsweise in Hes¬ 
sen) fahren auch die Gewerkschafts¬ 
busse dank unserer Initiative erst wie¬ 
der am Sonntagnachmittag ab, sodass 
die Kongressteilnahme besonders un¬ 
kompliziert ist. 

UZ: Wo können Interessierte sich mel¬ 
den? 

Florian Hainrich: Am besten bei der 
SDAJ-Gruppe vor Ort, dann kann 
auch eine gemeinsame günstige Rück¬ 
reise organisiert werden. Falls es vor 
Ort keine SDAJ gibt, findet man in 
Kürze auch alle wichtigen Infos im In¬ 
ternet auf www.jugendkongress2014. 
de. Hier wird es dann auch eine Mög¬ 
lichkeit geben, sich für den Kongress 
anzumelden. Natürlich können aber 
auch Kurzentschlossene am Sonntag¬ 
morgen vorbeikommen und am Kon¬ 
gress teilnehmen. 

UZ: Wie kann man euch bei eurem 
Kongress unterstützen? 

Florian Hainrich: Wichtig ist vor al¬ 
lem, dass dieser Kongress in den Ge¬ 
werkschaften, insbesondere natürlich 
bei den Jugendlichen bekannt gemacht 
wird. Das kann ja auch auf kleiner 
Ebene passieren, z.B. durch das An¬ 
sprechen von Azubis und jungen Be¬ 
schäftigten im Betrieb oder auch durch 
Informieren der örtlichen Gewerk- 
schaftsjugendgremien über den Kon¬ 
gress. Die Kombination mit dem Ak¬ 
tionstag der IG-Metall-Jugend sollte 
das Ganze zu einem ziemlich attrakti¬ 
ven Wochenende machen. Jetzt kommt 
es also vor allem darauf an, möglichst 
vielen Jugendlichen von unserem Kon¬ 
gress zu erzählen. 

Das Gespräch führte Gerhard Ziegler. 


Nie wieder Krieg, nie 

Vor 100 Jahren begann der Erste Weltkrieg, 
vor 75 Jahren der Zweite. Beide Jahrestage 
machen den diesjährigen Antikriegstag zu 
einem zentralen Tag der Erinnerung und des 
Mahnens. Auch heute gilt: Kriege kommen 
nicht über uns - sie werden gemacht. Gewalt 
geht von Menschen aus - und trifft Men¬ 
schen. Sie werden getötet, verwundet und 
vertrieben. Ihr Leben wird bis in die Grund¬ 
festen erschüttert - während andere aus 
Kriegen Profite schlagen oder ihre Machtin¬ 
teressen durchsetzen. Daran erinnern der 
DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften seit 
1957 nicht nur am Antikriegstag: Nie wieder 
darf Krieg von deutschem Boden ausgehen. 

Die im Grundgesetz festgelegte Aufga¬ 
be der Bundeswehr zur Landesverteidigung 
wird seit Jahren in Richtung internationaler 
Interventionen verschoben. Der DGB sieht 
dies kritisch und fordert die Bundesregie¬ 
rung und den Bundestag auf, weder direkt 
noch indirekt militärische Interventionen zu 
unterstützen, die nicht von einem UN-Man- 
dat gedeckt sind. Wir halten daran fest, dass 
es das Parlament ist, das über das Ob und 
Wie aller Auslandseinsätze der Bundeswehr 
zu entscheiden hat: Die Bundeswehr ist und 
bleibt eine Parlamentsarmee. Rüstungsex¬ 
porte müssen strengen Regeln unterliegen, 
sie dürfen nicht aufgeweicht werden. Der 
DGB wird sich dafür einsetzen, Rüstungs¬ 
ausgaben weltweit zu senken, um die Le¬ 
bens- und Bildungschancen der Menschen 
zu erhöhen. 

Soziale Gerechtigkeit 
ist Friedenspolitik 

Erfolgreiche Friedenspolitik beginnt nicht 
erst am Runden Tisch. Erfolgreiche Frie¬ 
denspolitik beginnt mit der Erkenntnis, dass 
Frieden ohne soziale Gerechtigkeit nicht zu 
haben ist. Demokratische Teilhabe, Bildung, 
gute Arbeit und soziale Sicherheit haben 
großen Einfluss darauf, politische und ge¬ 
sellschaftliche Konflikte erst gar nicht ent¬ 
stehen zu lassen. Darüber hinaus verfügen 
Demokratien über bewährte Mechanismen, 
Kontroversen aus der Mitte der Gesellschaft 
heraus zu lösen. Trotzdem werden politi¬ 
sche, ethnische oder religiöse Konflikte Teil 
der globalen Realität bleiben - wie aktuell in 
verschiedenen Ländern des Nahen Ostens 
oder der Ukraine. Die internationale Staa¬ 
tengemeinschaft muss alle diplomatischen 


wieder Faschismus! 

Anstrengungen unternehmen, die zur Ent¬ 
schärfung der Situation beitragen und die 
Waffen zum Schweigen bringen. 

Humanitäre Flüchtlingspolitik 
ist Friedenspolitik 

Kriege, Bürgerkriege, ethnische, politische 
und geschlechtsspezifische Verfolgung oder 
rassistische Diskriminierungen zwingen 
viele Millionen Menschen zur Flucht oder 
zum Verlassen ihrer Heimat. Vor allem die 
angrenzenden Regionen und Staaten tra¬ 
gen einen Großteil der damit verbundenen 
Lasten. Sie brauchen mehr Unterstützung 
von der Staatengemeinschaft. Die Länder 
der Europäischen Union müssen ihre Ver¬ 
antwortung beim Schutz von Flüchtlingen 
stärker wahrnehmen. Wer vor Krieg, Bür¬ 
gerkrieg oder Verfolgung flieht, muss in 
Deutschland und der EU Aufnahme finden, 
individuell Asyl oder einen Schutzstatus be¬ 
antragen können und in einem fairen Ver¬ 
fahren anerkannt werden. 

Wir dürfen uns nicht daran gewöhnen, 
dass Tausende von Flüchtlingen bei dem 
Versuch sterben, über das Mittelmeer nach 
Europa zu gelangen. Die Rettung von Men¬ 
schen in Seenot muss oberstes Gebot sein. 
Länder an den Außengrenzen der EU dürfen 
bei der Aufnahme und Unterbringung von 
Flüchtlingen nicht allein gelassen werden: 
Unhaltbare Zustände in den Flüchtlingsla¬ 
gern und Zurückweisungen sind die Folge. 
Wir brauchen ein EU-weites, gerechtes Sys¬ 
tem zur Aufnahme und Anerkennung von 
Flüchtlingen. 

Nie wieder Faschismus 

Der Antikriegstag verpflichtet uns auch 
zum entschiedenen Widerstand gegen 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und An¬ 
tisemitismus. Gerade die lange verborgen 
gebliebenen Terror-Akte der NSU mahnen 
uns wachsam zu bleiben. Dies gilt auch für 
ausländerfeindliche Demonstrationen und 
Angriffe auf Flüchtlingsheime, denen sich 
immer wieder viele engagierte und mutige 
Gewerkschafter und Nicht-Gewerkschaf- 
terinnen entgegenstellen. Diese Courage 
erwarten wir auch von den politisch Ver¬ 
antwortlichen: Wir brauchen ein Verbot der 
NPD. 

Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum 
Antikriegstag, i. September 2014 
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Des Wahnsinns fette Beute 

Demonstration der Ameos-Beschäftigten in Osnabrück 


R und 300 Kolleginnen und Kolle¬ 
gen demonstrierten am 28. Juli 
vom Ameos Klinikum Osnabrück 
(früher Landeskrankenhaus) zum The¬ 
ater, um zum wiederholten Male die 
Aufnahme von Tarifverhandlungen 
mit dem Ziel eines einheitlichen Tarif¬ 
vertrages für alle Beschäftigten an den 
beiden Standorten Osnabrück und Hil¬ 
desheim zu fordern. 

Unterstützt wurden die Beschäftig¬ 
ten von Ameos Osnabrück dabei von 
ihren Kollegen aus Hildesheim, Kolle¬ 
gen aus Osnabrücker Krankenhäusern, 
bei VW beschäftigten IG Metallern 
und GEW-Mitgliedern. 

Viel Beifall gab es aus Reihen der 
Demonstranten für die klare Ansage, 
dass es im Falle weiterer Verzögerun¬ 
gen bei der Aufnahme von Tarifver¬ 
handlungen zu Streiks im September 
dieses Jahres kommen werde. Die 
Ameos-Geschäftsführung dürfte es 
allerdings nicht eilig haben. So selbst¬ 
bewusst, wie die Ameos-Beschäftigten 
derzeit auftreten, könnte sich die Kün¬ 
digung des Tarifvertrages als Fehlkal¬ 
kulation erweisen. 

Ameos hatte Ende 2013 den Tarif¬ 
vertrag, der noch ein Erbe aus der Zeit 
vor der Privatisierung der Landeskran¬ 
kenhäuser war, gekündigt und spielt 
seitdem auf Zeit. Als Grund für ihre 
Verweigerungshaltung gibt die Ge¬ 
schäftsführung von Ameos unter an¬ 
derem an, dass es an einer „vertrauens¬ 
vollen Gesprächsatmosphäre“ fehle. 
Hintergrund ist, dass ver.di-Vertreter 
wiederholt auf die negativen Folgen 
der 2007 erfolgten Privatisierung hin¬ 
gewiesen haben. Nach der Logik der 
Ameos-Geschäftsführung hat sich ver. 
di als „Tarifpartner“ diskreditiert, weil 
Probleme offen angesprochen werden. 
Bereits im April dieses Jahres hatte der 
NDR über Missstände im Ameos-Kli- 
nikum Hildesheim berichtet. Ehemali¬ 
ge Patienten und Beschäftigte schilder¬ 
ten demnach Hygienemängel, Überbe¬ 
legung, überlastete Pflegekräfte sowie 
unnötige Fixierungen und machten die 
angespannte Personalsituation dafür 
verantwortlich. 

„Die Arbeitsbedingungen sind 
schlechter geworden, der Tarifvertrag 
ist gekündigt, Personal ist reduziert 
worden, und stattdessen gibt es immer 


mehr Leiharbeiter, die schlechter ver¬ 
gütet werden als die Kernbeschäftig¬ 
ten“ zitiert die Neue Osnabrücker Zei¬ 
tung den ver.di-Landesfachbereichslei- 
ter Lüddecke. Von 840 Beschäftigten 
seien inzwischen 140 Leiharbeiter und 


100 als studentische Hilfskräfte ange¬ 
stellt. 

Frank Henning, Fraktionsvor¬ 
sitzender der SPD im Osnabrücker 
Stadtrat, verwies auf den Gewinn von 
7,5 Millionen Euro, den Ameos 2012 
eingefahren habe und forderte eine 


Beteiligung der Beschäftigten an die¬ 
sem Ergebnis. 

Die Aussagen der Redner auf der 
Demonstration in Osnabrück er¬ 
weckten insgesamt den Eindruck, als 
ob Ameos zu den besonders fiesen 


Kapitalisten gehöre. Aber gerade we¬ 
gen der miesen Arbeitsbedingungen 
und dem wiederholten Versuch, die 
Belegschaft(en) zu spalten, gerade 
weil Ameos Druck auf die Beschäf¬ 
tigten ausübt, damit diese ihre Rech¬ 
te nicht wahrnehmen: Das Verhalten 


der Geschäftsführung unterscheidet 
sich nicht wesentlich von anderen 
privaten, auch nicht den sich „christ¬ 
lich“ nennenden „Arbeitgebern“. 
Ameos ist profitorientiert, Ameos 
muss Geld verdienen und tut dies 
auch auf Kosten der Beschäftigten 
und Patienten. 

Ein Tarifvertrag für alle Beschäftig¬ 
ten würde die Situation nicht nur der 
Beschäftigten, sondern auch der Pa¬ 
tientinnen und Patienten verbessern; 
ein solcher Abschluss mit ver.di hätte 
aber vor allem eine Folge: er würde ins 
Geld gehen. 

Das Besondere an Ameos ist nicht, 
dass dort versucht wird, Fachkräfte zu 
ersetzen oder sie unter Wert zu bezah¬ 
len. Das Besondere bei Ameos ist, dass 
sich die Kolleginnen und Kollegen da¬ 
gegen wehren. Es gibt inzwischen eine 
koordinierte Gegenwehr der Beschäf¬ 
tigten bei Ameos Osnabrück und Hil¬ 
desheim. Die Warnstreiks, Demons¬ 
trationen, Aktionen und die Bereit¬ 
schaft, vermeintliche Niederlagen wie 
den zuletzt abgesagten Warnstreik in 
Osnabrück wegzustecken bzw. daraus 
zu lernen, zeugen von einer in der Aus¬ 
einandersetzung gewachsenen Beleg¬ 
schaft, die den Worten (angekündigte 
Streikaktionen im September) auch 
Taten folgen lassen wird. 

Die Geschäftsführung bei Ameos, 
die offenbar eine kleine Kreativwerk¬ 
statt für Kommunikation im Klassen¬ 
kampf betreibt, produziert zwar stän¬ 
dig neue Sprechblasen, warum derzeit 
kein Tarifvertrag zu haben ist, hinter¬ 
lässt in der Öffentlichkeit aber einen 
eher chaotischen Eindruck. 

Fazit: bei Ameos wurde ein Gegen¬ 
gewicht geschaffen, welches in der lo¬ 
kalen Öffentlichkeit eine eigene Stim¬ 
me hat. Das Vertrauen der Beschäftig¬ 
ten in die eigene Kraft wird nicht nur 
den nächsten Angriff der Geschäfts¬ 
führung ins Leere laufen lassen, auch 
die Beseitigung des Kernproblems 
rückt auf die Agenda. Profitinteresse 
hat im Gesundheitsbereich besonders 
fatale Folgen, die ehemaligen Landes¬ 
krankenhäuser gehören also wieder in 
die öffentliche Hand, diesmal unter 
starker Beteiligung von Beschäftig¬ 
ten und Patienten. 

Lars Mörking 



Monopoly bei Karstadt 

29 Filialen von Schließung bedroht 


Schlaflose Nächte wegen unsicherer 
Arbeitsplätze sind im Kapitalismus an 
der Tagesordnung. Die Beschäftigten 
des Warenhauskonzerns Karstadt trifft 
es jetzt erneut. Immer neue Hiobsbot¬ 
schaften sorgen für Unruhe. Nun ist 
auch noch die Existenz der übrig ge¬ 
bliebenen Belegschaft bedroht. 

Vier Jahre nach der Insolvenz und 
dem Verkauf für einen Euro an den 
Milliardär Nicolas Berggruen droht 
die Zerschlagung des Konzerns. 29 
der bundesweit 83 Filialen des Essener 
Handelsriesen sollen auf einer Schlie¬ 
ßungsliste stehen. Bis heute sind we¬ 
der Aufsichtsrat, Gesamtbetriebsrat 
(GBR) noch die Betriebsräte der Fili¬ 
alen informiert. Der Konzern, der sich 
schon immer mit der Informations¬ 
pflicht gegenüber den Belegschafts¬ 
vertretern schwer tat und lieber nach 
Gutsherrenart seine Geschäfts- und 
Personalphilosophie betreibt, hat zur¬ 
zeit rund 17 000 Beschäftigte. Unter 
den Profithammer gerieten bereits die 
Flaggschiffe KaDeWe in Berlin, Mün¬ 
chen Oberpollinger und das Alster¬ 
haus in Hamburg. Sie wurden an die 
Signa-Gruppe verkauft. Die auf Immo¬ 
biliengeschäfte spezialisierte Finanz¬ 
gruppe des österreichischen Investors 
Rene Benko besitzt 75 Prozent der 
Anteile an den Premium- und Sport- 
Warenhäusern von Karstadt. 

Heuschreckenpolitik 

Der plötzliche Rücktritt der Ex-Ikea- 
Managerin Eva Lotta Sjöstedt nach 
nur fünf Monaten im Juli ist das Er¬ 


gebnis einer Heuschreckenpolitik, die 
mit der Zerschlagung unter Thomas 
Middelhoff begann. Berggruen, der 
die insolvente Arcandor AG im Jah¬ 
re 2010 übernahm, entpuppte sich als 
knallharter Stellenvernichter. Erste 
Eindrücke bekamen die Beschäftig¬ 
ten kurz nach der Übernahme. Ne¬ 
ben den schon unter Middelhoff und 
ohne großen Widerstand durch ver. 
di durchgepeitschten Kahlschlägen in 
Form von Tarifgehälterstopps, Strei¬ 
chung von Urlaubs- und Weihnachts¬ 
geld, verkündet auch der neue Eigen¬ 
tümer unentwegt Verzicht. Allerdings 
nur bei denen, die im Konzern alle 
Werte schaffen. 700 Millionen Euro 
wurden so in den vergangenen zehn 
Jahren „eingespart“. 

Die Insolvenz, die tausende Ar¬ 
beitsplätze kostete, ist für Berggrün 
ein lukratives Geschäft. Aus der ei¬ 
genen Tasche hat er bisher nicht ei¬ 
nen Cent investiert. Im Gegenteil, er 
profitiert von Lizenzen, die der Kon¬ 
zern für Markenrechte zahlen muss. 
Dafür kassiert er im Jahr drei Milli¬ 
onen Euro. 

Ständiger Arbeitsdruck 
auf die Belegschaft 

Das Personal, welches die Investi¬ 
tionen des neuen Warenhausbosses 
durch Verzicht bezahlte, wird einem 
ständig steigenden Arbeitsdruck aus¬ 
gesetzt. Die Arbeitsbelastung ist am 
obersten Limit. Immer weniger Per¬ 
sonal muss mehr Quadratmeter Ver¬ 
kaufsfläche bedienen. Ergebnis: Bera¬ 


tung im Stenostil, mit Warteschleifen 
von Kunden in den Abteilungen, die 
sich letztendlich auf dem Absatz um¬ 
drehen und woanders kaufen. 

Das wissen auch Berggruen und 
die Konzernspitze. Deren oberstes 
Ziel ist es, die Arbeitsverdichtung 
nach oben zu powern, um noch höhe¬ 
re Profite einzustreichen. Es geht nur 
darum, die Beschäftigten stärker aus¬ 
zubeuten. Das Management aus der 
Zentrale in Essen, egal aus welcher 
Zeit der Konzerngeschichte, igno¬ 
riert genau deshalb seit Jahrzehnten 
die ständigen Hinweise und Konzepte 
der Gewerkschaft und der Betriebs¬ 
räte vor Ort. 

So auch jetzt. Für die angeschlage¬ 
ne Warenhauskette haben ver.di und 
der GBR unmittelbar nach bekannt 
werden der neuen Arbeitsplatzver¬ 
nichtungen Investitionen sowie ein 
Zukunftskonzept verlangt, ver.di-Vor¬ 
standsmitglied Stefanie Nutzenberger 
appelliert an den Konzern, ein Konzept 
zur nachhaltigen Sicherung der Stand¬ 
orte und Arbeitsplätze vorzulegen. Soll 
deren Inhalt nicht mit einem weiteren 
Verzicht für das Personal enden, wird 
dazu Mobilisierung und Druck von un¬ 
ten notwendig sein. Appelle helfen be¬ 
kanntlich gegenüber Kapitalisten we¬ 
nig. Die unveränderte Orientierung 
auf Sozialpartnerschaft und die Bitte 
an die Kunden, doch bei Karstadt ein¬ 
zukaufen, wird die Zerschlagung des 
Unternehmens nicht verhindern. 

Der Karstadt-Aufsichtsratschef 
Stephan Fanderl ist da schon konse¬ 


quenter. Er hält an seiner Unterneh¬ 
menspolitik fest. Im Juli kündigte er 
einen noch härteren Sanierungskurs 
an und drohte mit Schließungen. 
Seine Strategie des Hinhaltens, die 
Einbindung von ver.di und großen 
Teilen des GBR hat sich bestens be¬ 
währt. 

Konzernspitze will 
Ruhe an der Basis 

Damit dies so bleibt, braucht Fan¬ 
derl Ruhe an der Basis. Nur so kön¬ 
nen Filialschließungen durchgesetzt 
werden. Bereits jetzt müssen die Ge¬ 
schäftsführer nach oben melden, ob 
mit Widerstand beim Personal zu 
rechnen ist. Offiziell sollen die Inter¬ 
essenvertreter der Belegschaft und 
ver.di am 21. August in einer Auf¬ 
sichtsratssitzung informiert werden. 
In Essen wird derweil an der Formu¬ 
lierung der Bekanntgabe von Filial¬ 
schließungen gefeilt und an verharm¬ 
losenden Informationen für die Öf¬ 
fentlichkeit gestrickt. 

Statt abzuwarten sollten die Be¬ 
schäftigten und die Gewerkschaft 
ver.di ihre bisherige Zurückhaltung 
aufgeben und in Arbeitskämpfen ei¬ 
gene Forderungen aufstellen. Wenn 
Berggruen sein Hauptziel Profitma¬ 
ximierung nicht aufgibt, muss auch 
über eine Vergesellschaftung von 
Karstadt nachgedacht werden, statt 
das Unternehmen weiterhin einem 
Finanzhai zur Ausplünderung zu 
überlassen. 

Herbert Schedlbauer 


Mindestlohn in der 
Fleischwirtschaft 

Mit der Verabschiedung der entspre¬ 
chenden Rechtsverordnung des Bun¬ 
desarbeitsministeriums gilt seit dem 
1. August 2014 für alle in der deutschen 
Fleischwirtschaft beschäftigten Kolle¬ 
ginnen, unabhängig von ihrer Staatsan¬ 
gehörigkeit und/oder der Tarifgebun¬ 
denheit des Betriebes branchenweit ein 
Mindestlohn. Die Gewerkschaft Nah- 
rung-Genuss-Gaststätten (NGG) und 
die Arbeitgebervereinigung Nahrung 
und Genuss (ANG) hatten im Januar 
2014 einen Mindestlohntarifvertrag ge¬ 
schlossen, nach dem der Branchenmin- 
destlohn in insgesamt vier Stufen auf 
bis zu 8,75 Euro ab 1. Dezember 2016 
steigen soll. 

Zum Inkrafttreten des Mindestlohn¬ 
vertrages erklärte Claus-Harald Güs¬ 
ter, stellvertretender Vorsitzender der 
Gewerkschaft NGG: „Das ist ein gro¬ 
ßer Schritt in die richtige Richtung. Die 
Löhne vieler tausend Beschäftigter, die 
per Werkvertrag mit Subunternehmen 
in deutschen Schlachthöfen arbeiten, 
werden spürbar steigen. Mit der Einfüh¬ 
rung des Branchenmindestlohnes wird 
den schlimmsten Formen der Ausbeu¬ 
tung mit Löhnen noch unterhalb von 
fünf Euro ein Riegel vorgeschoben.“ 

OP-Schwestern und 
Ärzte als Leiharbeiter 

Auf die Frage der Lüneburger Landes¬ 
zeitung: „Warum ist die zunehmende 
Leiharbeit für Arbeitgeber eigentlich 
so attraktiv für Unternehmen?“ ant¬ 
wortete vor ein paar Tagen das DGB- 
Vorstandsmitglied Stefan Körzell: Sogar 
OP-Schwestern und Ärzte werden mitt¬ 
lerweile als Leiharbeitskräfte beschäf¬ 
tigt. Leiharbeitnehmer werden in den 
Firmen nicht als Personalkosten geführt. 
Sie werden eingekauft wie Schrauben 
und somit als Sachkosten verbucht. 
Die Unternehmen versprechen sich 
davon höhere Flexibilität, sie können 
auf Marktschwankungen schneller re¬ 
agieren und müssen sich nicht um den 
Kündigungsschutz kümmern. Manch¬ 
mal sind Leiharbeiter auch billiger als 
das Stammpersonal. Ein Geschäftsmo¬ 
dell für die Zukunft kann und darf das 
nicht sein“. Bei Werkverträgen fordert 
Körzell stärkere Kontrollen und mehr 
Mitspracherechte für die Betriebsräte. 

Mietpreisbremse 
weiter verwässert 

„Sollten nun Neubauten gänzlich von 
der Mietpreisbremse ausgenommen 
werden, so bedeutet dies eine eindeuti¬ 
ge Verschlechterung der ohnehin schon 
nicht sehr ambitionierten Regierungs¬ 
pläne zum Nachteil der Mieter und 
Wohnungssuchenden“, erklärte der Di¬ 
rektor des Deutschen Mieterbundes 
(DMB), Lukas Siebenkotten. Nach der 
Koalitionsvereinbarung ist bereits eine 
zeitliche Begrenzung der Maßnahme 
auf fünf Jahre festgelegt, deshalb hält 
der Mieterbund eine weitere Einschrän¬ 
kung bei der Deckelung von Wiederver¬ 
mietungsmieten, nun auch bei Neubau¬ 
ten, für eine nicht akzeptable zusätzliche 
Verwässerung des geplanten Gesetzes. 

Spirale der Gewalt 

Vergangene Woche forderte Bernadette 
Segol, Generalsekretärin des Europäi¬ 
schen Gewerkschaftsbundes (EGB),eine 
sofortige Feuerpause in Gaza und Israel, 
den Abzug der israelischen Streitkräfte 
aus Gaza und die Wiederaufnahme von 
Friedensverhandlungen. „Die Spirale der 
Gewalt scheint kein Ende zu nehmen“, 
sagte Segol. „Trotzdem muss die interna¬ 
tionale Gemeinschaft - mit voller Unter¬ 
stützung der Europäischen Union - auf 
ein Ende der Gewalt bestehen - und auf 
neue ernsthafte Bemühungen um eine 
friedliche politische Lösung.“ 

Die Provokation der Hamas, Rake¬ 
ten auf Israel abzufeuern, rechtfertige 
nicht den absolut unverhältnismäßigen 
israelischen Militäreinsatz zu Land, zu 
Wasser und aus der Luft. Segol kritisierte 
auch antisemitische Parolen und Kund¬ 
gebungen in Teilen Europas. „Alle, die 
einen gerechten Frieden im Nahen Os¬ 
ten wollen, müssen sich Diskriminierung 
und Rassismus entgegenstellen. Mit Hass 
kann keine friedliche Lösung erreicht 
werden.“ Während der Friedensgesprä¬ 
che solle der Bau israelischer Siedlungen 
in der West Bank gestoppt werden, so die 
EGB-Generalsekretärin. 
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Endlich Nazi-Verbot vollstreckt 

Nach jahrelangen Protesten entschloss 
sich das bayrische Innenministerium 
zum Handeln. Am Mittwoch, 30. 7, wur¬ 
de endlich das Verbot des „Freien Netzes 
Süd“ (FNS) vollstreckt, das der bayrische 
Landtag auf Antrag der SPD bereits 2012 
beschlossen hatte. Die logistische Basis 
der braunen Kameradschaft im ober¬ 
fränkischen Oberprex (Kreis Hof) wur¬ 
de aufgelöst. 

Noch vor drei Wochen hatten sich 
auf Initiative aller in den umliegenden 
Orten vertretenen Sportvereine über 
hundert Menschen zu einer antifaschis¬ 
tischen Protestkundgebung im idyllisch 
gelegenen Regnitzlosau versammelt un¬ 
ter dem Motto „Kein Platz für Nazis in 
unserer Region - der Sport ist bunt und 
nicht braun“. 

Unterstützt wurden sie u.a. vom 
DGB Oberfranken, von den örtlichen 
Kirchen, vom bayrischen Sportverband, 
der VVN/BdA und dem Hofer antifa¬ 
schistischen Bündnis. Auch der Bürger¬ 
meister des betroffenen Oberprex, Kropf, 
und Landrat Oliver Bär (CSU) wie auch 
der Dekan der evanglischen Kirche, Saal¬ 
frank, waren erschienen. 

Unmittelbarer Anlass: Ein großspurig 
als „Bürgerfest“ deklarierter Aufmarsch 
der Neo-Nazis im benachbarten Ober¬ 
prex. Genau dieser Nazi-Stützpunkt wur¬ 
de nun gründlichst durchsucht, dabei ton¬ 
nenweise Propaganda- und Werbemate¬ 
rial beschlagnahmt und das komplette 
Grundstück enteignet. 

Weitere Schritte müssten allerdings 
folgen, mahnte Nanne Wienands von der 
VVN/BdA. Sie verwies auf eine weite¬ 
re Nazi-Basis im nahe gelegenen Unter¬ 
hartmannsreuth. Die DKP in Hof erin¬ 
nerte außerdem daran, dass die „FNS“- 
Nazis erst kürzlich vorausschauend eine 
Ersatz-Organisation „Der III. Weg“ 
gründeten. Also müssten weitere Schritte 
folgen, ganz abgesehen von einem über¬ 
fälligen Verbot der NPD. 

DKP Dortmund zum 
Antikriegstag 

Der 1. September ist Antikriegstag - Ge¬ 
werkschafter/innen, Friedenskämpfer/in¬ 
nen und Antifaschist/innen bereiten sich 
auf ihn mit Plänen für eine Gedenkstun¬ 
de im Hof der Steinwache und eine Frie¬ 
denswoche an der Katharinenstraße vor. 
Die DKP Dortmund und ihre Mitglieder 
unterstützen die Gewerkschaften, Verei¬ 
nigungen und Initiativen, die sich daran 
beteiligen. 

In den letzten Jahren wurde der An¬ 
tikriegstag in Dortmund von alten und 
neuen Nazis mit „nationalen Aufmär¬ 
schen“ missbraucht - mit diesen Ak¬ 
tionen versuchten sie die Erinnerung 
an den Sieg über den Faschismus zu 
schänden und das Gelöbnis „Nie wie¬ 
der Faschismus!Nie wieder Krieg!“ zu 
verhöhnen. Es ist zu befürchten, dass sie 
das auch in diesem Jahr wieder versu¬ 
chen werden. 

Die DKP Dortmund ruft dazu auf, 
dies nicht zuzulassen und sich an den 
Initiativen zu beteiligen, die die Nazis 
stoppen und ihren möglichen Aufmarsch 
blockieren wollen. Wir plädieren für die 
größtmögliche Einheit und zugleich Viel¬ 
falt in der solidarischen Aktion - gemein¬ 
sam gegen die Menschenverachtung, den 
Rassismus und den Antisemitismus der 
Faschisten. 

Lassen wir uns nicht täuschen: In wel¬ 
cher Verkleidung sie auch auftreten, wel¬ 
che Kreide sie auch fressen - ihre Metho¬ 
den und Ziele sind die des „Führers“ und 
seiner Horden geblieben, die schließlich 
mordend und brandschatzend Europa 
verwüstet und in ein KZ verwandelt ha¬ 
ben. Die aktuellen Überfälle, Brandan¬ 
schläge und Morde zeigen die Notwen¬ 
digkeit, eine solche Entwicklung mit al¬ 
len politischen und juristischen Mitteln 
im Keim zu ersticken. 

Auch ein Blick „über den Teller¬ 
rand“ Dortmunds und Deutschlands hi¬ 
naus fordert uns zum Handeln - soziale 
und politisch-ökonomische Verwüstun¬ 
gen und Ausbeutungsverhältnisse, an 
denen ,unser 4 Kapitalismus und gerade 
auch deutsche Politik Mitverantwortung 
tragen, geben den Nährboden für das 
brandgefährliche Anschwellen des Na¬ 
zismus in Europa. Auch dazu dürfen wir 
nicht schweigen. 

Gemeinsam gegen Krieg und Faschismus! 
Gemeinsam für Frieden und Demokra¬ 
tie! 


Für eine neue internationale Friedenspolitik 

Erklärung der FIR zum Jahrestag der Weltkriege 


Aus Anlass des 100. Jahrestages des 
Beginns des Ersten Weltkrieges am 
1. August 1914 und des 75. Jahresta¬ 
ges der Überfalls Hitlerdeutschlands 
auf Polen am 1. September 1939, dem 
Beginn des Zweiten Weltkriegs, ruft 
die Internationale Föderation der 
Widerstandskämpfer (FIR) - Bund 
der Antifaschisten, der Dachverband 
von Organisationen ehemaliger Wi¬ 
derstandskämpfer, Partisanen, An¬ 
gehörigen der Anti-HitlerKoalition, 
Verfolgten des Naziregimes und An¬ 
tifaschisten heutiger Generationen 
aus fünfundzwanzig Ländern Euro¬ 
pas und Israels Friedenskräfte, po¬ 
litische Gruppen und Regierungen 
zu gemeinsamen Anstrengungen für 
eine neue internationale Friedenspo¬ 
litik auf. 


Die Kriege 1914-18 und 1939-45 
waren nicht das Resultat von „Schlaf¬ 
wandlern“ oder einer „Koalition tota¬ 
litärer Regime“, sondern Ausdruck der 
Durchsetzung imperialistischer Inter¬ 
essen um Macht- und Einflussgebiete 
in Europa und der Welt. Nach der Be¬ 
freiung vom Faschismus wurde in den 
Beschlüssen der Anti-Hitler-Koalition 
auf der Potsdamer Konferenz und mit 
der Gründung der Vereinten Nationen 
1945 der Versuch unternommen, eine 
Neuordnung in den internationalen Be¬ 
ziehungen zu erreichen, den Krieg aus 
dem Leben der Völker zu verbannen. 

Wir erinnern daran, dass vor gut 
40 Jahren durch das Handeln der Völ¬ 
ker und Staaten im KSZE-Prozess die 
Hoffnung bestand, dass in Europa die 
Gefahr eines Krieges beseitigt sei. Seit 


dem Krieg gegen Jugoslawien und 
mit dem Bürgerkrieg in der Ukraine 
erleben wir, dass auch in Europa die 
Kriegsgefahr noch real ist. Wenn auch 
anders begründet als 1914 bzw. 1939, 
geht es immer noch um die Durch¬ 
setzung hegemonialer Interessen, um 
Einflussgebiete und - zunehmend um 
den Zugriff auf Rohstoffe. Dabei bean¬ 
sprucht das Militärbündnis NATO für 
sich einen weltweiten Einsatzraum - 
vorgeblich zur „Verteidigung westli¬ 
cher Werte“, wobei Verletzungen von 
Menschenrechten, selbst Massenmorde 
nach Rohstoffinteressen bewertet wer¬ 
den. Auch das Selbstbestimmungsrecht 
von Völkern wird dabei missachtet. 

Als „Botschafter des Friedens“ der 
Vereinten Nationen rufen wir die UNO, 
die internationalen Organisationen und 


gesellschaftlichen Kräfte auf, Initiativen 
für eine neue internationale Friedens¬ 
politik zu entwickeln. Dazu gehören die 
Anerkennung des Existenzrechtes al¬ 
ler Staaten sowie die Durchsetzung ei¬ 
ner gerechten Weltwirtschaftsordnung. 
Auch die Staaten der Europäischen 
Union und das Europäische Parlament 
könnten ihren Beitrag dazu leisten, 
wenn sie einer Militarisierung der Au¬ 
ßenpolitik eine Absage erteilten. 

In diesem Sinne appellieren wir an 
Friedenskräfte, Parteien, Gewerkschaf¬ 
ten und Kritiker der Globalisierung, 
sich in Aktionen, Abstimmungen und 
Erklärungen für eine neue internationa¬ 
le Friedenspolitik einzusetzen. Die FIR 
ruft ihre Mitgliedsverbände dazu auf, 
sich mit ihren historischen Erfahrun¬ 
gen an solchen Initiativen zu beteiligen. 


Hamburg machte den Anfang 

Gemeinsam für den Frieden! 



A ngesichts des brutalen Kriegs 
in Palästina, gerät der Krieg der 
Regierung in Kiew gegen die 
Bevölkerung in der Ostukraine fast in 
den Hintergrund. Doch für die Men¬ 
schen dort bringt er tausendfachen 
Mord und die Zerstörung ganzer Städ¬ 
te und Regionen. 

„Nein zum Krieg in der Ukraine - 
Gemeinsam für den Frieden“ lautete 
daher das Motto einer Demonstration 
am 28. Juli in Hamburg, zu der sich - 
trotz Urlaubszeit - mehr als 800 Teil¬ 
nehmende aus allen Teilen der Ham¬ 
burger Friedensbewegung vereinigten. 
Dass die Hauptverantwortung für die¬ 
sen Krieg bei den westlichen Groß¬ 
mächten liegt, darüber bestand im 
Bündnis, das von antikapitalistischen 
bis zu pazifistischen Gruppen und der 
Linkspartei reichte, nach gründlicher 
Debatte Übereinstimmung. Eine Po¬ 
sition, die auch von den Anhängern 
der Mahnwachen geteilt wurde, die, 
bundesweit erstmalig, als ein gleich¬ 
berechtigter Teil der Friedensbewe- 


Vorläufiger Höhepunkt 
der gemeinsamen 
Aktionen wird der 
Antikriegstag am 
7 . September sein 


gung beteiligt waren. Die Kriegshet¬ 
ze hierzulande kritisierend, forder¬ 
ten die Demonstranten das Ende der 
Kampfhandlungen, eine Politik des 
Ausgleichs auch mit Russland, keine 


Wie in jedem Jahr fand am letzten Juli- 
Samstag das traditionelle Heideruher 
Sommerfest statt. Die Antifaschistische 
Erholungs- und Begegnungsstätte bei 
Buchholz i.d. Nordheide hat sich in die¬ 
sem Jahr den zweifachen Radweltmeis¬ 
ter, die Friedensfahrt-Legende und Sil- 
bermedaillengewinner von Rom 1960 
Täve Schur eingeladen, der sein neu¬ 
es Buch vorstellte. Am Abend sorgten 
Esther Bejarano; die zunächst Auszüge 
ihres Buches „Erinnerungen“ vortrug, 
und die Microphone Mafia für genera- 
tionenübergreifende Stimmung. Wie 
auf dem UZ-Pressefest, nur halt im 
kleineren Rahmen. 

Die Hamburger Gruppe „Ten- 
gu Daiko“ zauberte magische, japani¬ 
sche Trommelklänge in den Seppen- 
ser Forst. „Tengu Daiko“ versucht dem 
traditionellen Taiko-Stil treu zu bleiben 
und legt wert auf Bewegungen mit dem 
ganzen Körper. Ein musikalisches Er¬ 
lebnis der besonderen Art für Auge, 
Ohr und Bauch. 

Die Besucherinnen konnten sich 
über die Arbeit der VVN-BdA, der 


Osterweiterung von NATO- und EU. 
In Sprechchören, in Reden und auf 
Transparenten wurde die Solidarität 
mit den in der Ukraine bedrohten An¬ 
tifaschistinnen und Antifaschisten be¬ 
sonders betont. 

Das wäre vor sechs Wochen in 
Hamburg noch nicht möglich gewesen. 
Inhaltlich, auch organisatorisch zerris¬ 
sen, waren es eher kleinere Aktionen. 
In Bündnisgesprächen argumentierten 
Genossinnen und Genossen der DKP: 
Vor 100 Jahren führte die Konkurrenz 
der Großmächte um wirtschaftliche 
und politische Einflusssphären zum 1. 
Weltkrieg. Auch heute spitzt sich diese 
imperialistische Einflussnahme erneut 
zu. Wir brauchen deshalb eine stärkere 


Freidenker und einer örtlichen Jugend¬ 
gruppe informieren, die sich für Flücht¬ 
linge einsetzt. Am DKP/UZ-Stand 
wurden durch Christel Wegner (DKP 
Buchholz) mit Unterstützung von Ge- 


Friedensbewegung. Stärker kann unse¬ 
re Bewegung aber nur werden, wenn 
wir strittige Fragen solidarisch disku¬ 
tieren und dann gemeinsam handeln. 
Explizit wurde dafür geworben, auch 
die neue Bewegung der Mahnwachen 
in einen solchen Diskussions- und Ak¬ 
tionsprozess einzubeziehen. Die hatte 
ihrerseits ein Positionspapier beschlos¬ 
sen, in dem sie sich klar von jeder Form 
des Rassismus und Antisemitismus ab¬ 
grenzt. 

Bis zu 300 vor allem junge Men¬ 
schen beteiligen sich seit 20 Wochen 
allein in Hamburg an diesen Mahnwa¬ 
chen. Antikapitalistische und antiimpe¬ 
rialistische Gruppen, darunter die DKP, 
hatten ihrerseits bereits im April und 


nossinnen des CommPress Verlages 
über 100 Probeexemplare der UZ ver¬ 
teilt, linke Literatur verkauft und zahl¬ 
reiche politische Gespräche geführt. 
Besonders freuten sie sich über den 


im Mai verschiedene Solidaritätsaktio¬ 
nen mit den in der Ukraine bedrohten 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
organisiert. Mitglieder aus der Links¬ 
partei und von Attac gestalteten eige¬ 
nen Aktivitäten. Erst in der Vorberei¬ 
tung gemeinsamer Aktionen, begleitet 
von Diskussionen, konnte ein gemein¬ 
samer Lernprozess stattfinden. Dessen 
vorläufiges Ergebnis ist ein „Marathon 
für den Frieden“. 

Zu diesem „Marathon“ gehören 
Diskussionen mit ukrainischen Antifa¬ 
schisten, Protestaktionen vor dem Ver¬ 
lagsgebäude des „Spiegel“ gegen des¬ 
sen Kriegshetze („Stoppt Putin jetzt!“), 
eine Kundgebung zum Hiroshima-Tag, 
Diskussionen zum Krieg in Palästina, 
die sichtbare Beteiligung der Friedens¬ 
bewegung an Demonstrationen der pa¬ 
lästinensischen Gemeinde und - immer 
wieder - Debatten zur kapitalistischen 
Krise und zum Imperialismus. 

Vorläufiger Höhepunkt der gemein¬ 
samen Aktionen wird der Antikriegs¬ 
tag am 1. September sein. Ausgehend 
vom Kriegsklotz am Dammtor wird es 
ab 18 Uhr eine große Demonstration 
quer durch die Innenstadt geben. Unter 
der gemeinsamen Losung „Nein zum 
Krieg! Nein zum Faschismus!“ und in 
Solidarität mit den Völkern in Palästina 
und in der Ost-Ukraine. Gegen die täg¬ 
liche Kriegshetze und in Solidarität mit 
den bedrohten Antifaschistinnen und 
Antifaschisten in der Ukraine. Unsere 
Partei wird auch bei diesen Aktionen 
sichtbar auftreten. Aufklärend, disku¬ 
tierend und als einigende Kraft. 

Andreas Grünwald 


Entschluss einer jungen Antifaschistin, 
auf dem Fest die Mitgliedschaft in der 
DKP zu beantragen. 

Wer es in diesem Jahr versäumt 
hat, dem empfiehlt sich schon heute, 
sich den 25. Juli 2015 und alle folgen¬ 
den letzten Juli-Samstage frei zu hal¬ 
ten. 

Informationen und Buchung: Wohn- und Feri¬ 
enheim Heideruh e.V., Ahornweg 45, 21 244 
Buchholz i.d. Nordheide. Tel. 04181 8726. 
Email: info@heideruh.de. Webseite: www. 
heideruh.de 

Die nächsten Veranstaltungen in Heideruh: 
Freitag, 15.8„ 19:00 Uhr: 

„Das Leuchten des Almfeuers“ - ein Heimat¬ 
roman der etwas anderen Art 
Autorinnenlesung mit Conny Reinhard (www. 
conny-reinhard.de) 

Freitag, 29.8., 19:00 Uhr: 

„40 Jahre Frieden in Europa“ - Die Bedeu¬ 
tung von CIA, KGB und der DDR-Nachrichten- 
dienste 

Informations- und Diskussionsveranstaltung 
mit Dieter Popp (www.kundschafter-frieden. 
de) 


Heideruher Sommerfest 

Wie immer am letzten Juli-Samstag 



Esther Bejarano bei ihrem Auftritt mit einer geschrumpften Microphon Mafia - 
schöne Rücken können auch entzücken. 
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Kurswechsel auf Samtpfötchen 

SPD will sich stärker den Unternehmern andienen 



Sigmar Gabriel (rechts) begegnet einem Wirtschaftsvertreter (links). 


I m ersten halben Regierungsjahr der 
GroKo sammelte Juniorpartner SPD 
vor allem mit Andrea Nahles Punk¬ 
te. Die Arbeitsministerin und Ex-SPD- 
Generalsekretärin punktete mit den 
Themen Mindestlohn und Rente in 
der SPD-Wählerschaft, bei den SPD- 
Mitgliedern und auch bei vielen Ge¬ 
werkschaftsmitgliedern. In Wahrheit 
entsprechen diese Erfolge weder den 
Forderungen der Gewerkschaften noch 
dem SPD-Wahlprogramm - sie lullten 
alle ein. 

Nun betritt der Parteivorsitzende 
und Arbeitsminister, Sigmar Gabriel, 
die Rampe, um sich bei den Unterneh¬ 
mern „unternehmerfreundlich“ anzu¬ 
schmieren. In Kürze nehmen in der 
SPD sechs „Themenlabore“ ihre Arbeit 
auf, in denen neue Projekte erarbeitet 
werden sollen. Besondere Bedeutung 
wird dabei das Labor „Neues Wachs¬ 
tum und Innovation“ haben - an Ger¬ 
hard Schröders einstiges Wahlkampf¬ 
motto erinnernd -, in dem Gabriel mit- 
wirken wird. 

Der niedersächsische Ministerprä¬ 
sident Stephan Weil äußerte zu Beginn 
seines Urlaubs in einem Interview mit 
der „Berliner Zeitung“, dass die wirt¬ 
schaftspolitische Profilierung in der 
SPD „in den letzten Jahren zugunsten 
eines starken Profils bei der sozialen 
Gerechtigkeit in den Hintergrund ge¬ 
treten“ sei. „Das müssen wir ändern.“ 
Weil kritisierte den SPD-Bundestags- 
wahlkampf 2013. Dort habe die SPD an 
ein „diffuses Zusammengehörigkeits¬ 
gefühl“ (Wahlkampfmotto „Das WIR 
entscheidet“) appelliert. Die SPD müs¬ 
se sich aber nicht nur für Umverteilung, 
sondern auch für die Erwirtschaftung 
des Bruttosozialprodukts verantwort¬ 
lich fühlen. Deshalb distanziere er sich 
von dem erz-sozialdemokratischen 
Projekt einer Vermögenssteuer. Die 
sei „nicht sinnvoll.“ 

Wer nun erwartet hatte, dass sich 
der sozialdemokratische Arbeitsmi¬ 
nister in seiner Ehre angegriffen fühlte, 
sah sich getäuscht. Dieser hatte nämlich 
zu gleicher Zeit in der „Bild-Zeitung“ 
schon vorgegeben, dass die SPD ihren 
Kurs in Sachen Wirtschaft und Wachs¬ 
tum „neu justieren“ müsse. „Die SPD 
darf sich nicht damit zufriedengeben, 
für die soziale Seite der Gesellschaft 
zuständig zu sein“, sagte er Bild. Um die 
sozialen und ökologischen Aufgaben in 
Deutschland zu bewältigen, müsse die 
SPD auch - wie er bei Eröffnung eines 
Rechenzentrums der Telekom erklär¬ 
te - mit Unternehmern und Unterneh¬ 
men Zusammenarbeiten. In der ARD 
äußerte er zudem, dass sich die SPD 


Die bundesweit in die Schlagzeilen gera¬ 
tenen Duisburger „Problemhäuser“ sind 
Geschichte. Fristgerecht zum 31. Juli wa¬ 
ren die letzten Bewohner der Häuser, 
die maßgeblich aus Rumänien und Bul¬ 
garien stammen, aus dem Gebäudekom¬ 
plex ausgezogen. In den Gebäuden die 
in der Straße „In den Peschen“ im Duis¬ 
burger Stadtteil Bergheim liegen, hatten 
zeitweise mehrere Hundert Menschen 
gelebt - darunter nicht wenige Roma- 
Familien und Kinder. 

Der Auszug aus den tatsächlich ver¬ 
wahrlosten Wohneinheiten war not¬ 
wendig geworden, da Vertreter ver¬ 
schiedener städtischer Behörden mit 
Verweis auf das im April verabschie¬ 
dete sogenannte Wohnungsaufsichtsge¬ 
setz NRW festgestellt hatten, dass die 
Wohnhäuser aufgrund verschiedener 
gravierender Mängel nicht bewohnbar 
seien. Dass es den Behörden jedoch tat¬ 
sächlich um das Wohl der Betroffenen 
ging, dürfte arg zweifelhaft sein. Über 
Monate hatten sich etablierte Medien 
und kommunale Politik in Stimmungs¬ 
mache gegen die EU-Bürger geübt und 
die Betroffenen weitestgehend ihrem 
eigenen Schicksal überlassen, ohne ih¬ 
nen die notwendige Hilfestellung zu¬ 
kommen zu lassen (UZ berichtete). 


„nicht damit zufrieden geben“ dür¬ 
fe, „sozusagen für das Soziale zustän¬ 
dig zu sein. Die SPD müsse auch die 
Aufgaben lösen, damit unser Standort 
wettbewerbsfähig bleibt“. SPD-Frak- 
tionsvorsitzender Oppermann sprang 
seinem Parteichef und Standort-Politi¬ 
ker umgehend bei und unterstützt die 
Kräfte in seiner Partei, die „das wirt¬ 
schaftspolitische Profil“ der SPD stär¬ 
ken wollen. Es müsse - wie er in der 
„Stuttgarter Zeitung“ äußerte - darauf 
geachtet werden, „dass die Produkti¬ 
onskosten am Standort Deutschland 
nicht aus dem Ruder laufen“. Die SPD 
werde daher für ein wirtschaftsfreund¬ 
liches Umfeld sorgen. Dazu gehörten 
eine Stärkung der Wirtschaft und steu¬ 
erliche Entlastungen. 

Die so genannte „Wirtschaft“ be¬ 
grüßte die Diskussionen prompt und 
fordert Union und SPD zu einem 
Kurswechsel (!) auf. „Nach Mindest¬ 
lohn und Rentenpaket sollte die Regie¬ 
rungskoalition wieder mehr ans Erwirt¬ 
schaften als ans Verteilen von Wohlta¬ 
ten denken“, sagte der Präsident der 
Bundesvereinigung der Arbeitgeber¬ 
verbände (BDA) Ingo Kremer. Auch 
dem Wirtschaftsflügel der CDU/CSU 
war aufgrund der Äußerungen aus der 
SPD-Spitze wohlgemut und er forderte 
gleich die Koalition zu einer Kurskor¬ 
rektur auf. „Nachdem die hohen Prei¬ 
se für das Zustandekommen der Koa¬ 
lition bezahlt wurden, müssen endlich 
wieder mehr Markt und Wettbewerb 


Während das Gros der Familien 
sich schon vor Wochen in andere bun¬ 
desdeutsche Städte aufgemacht hatte, 
wurde nur für einige wenige Menschen 
Wohnraum gefunden. Zu schwer wie¬ 
gen offenbar rassistische Vorurteile bei 
potentiellen Vermietern. 

„Es wäre Aufgabe der Stadt gewe¬ 
sen, den Familien zu helfen und Sprach¬ 
kurse, Gesundheitsvorsorgemaßnah¬ 
men, Bildungsangeboten vor allem für 
die Kinder, aber auch vor allem Wohn¬ 
raum zur Verfügung zu stellen“, kriti¬ 
sierte das Duisburger „Netzwerk gegen 


Seriöse Wissenschaftler und 
Studien strafen pauschale 
Stimmungsmache gegen 
Rumänen und Bulgaren 
Lügen 


Rechts“. Dies sei jedoch von den Verant¬ 
wortlichen bewusst unterlassen worden, 
so die Antirassisten weiter, die Teile der 
Bevölkerung, Medien und Politik be¬ 
zichtigen, rassistisch gegen die Bewoh¬ 
ner der Häuser mobil gemacht zu haben. 

Tatsächlich ist der Umgang mit Zu¬ 
wanderen aus anderen EU-Ländern 


im Vordergrund stehen“, sagte der 
CDU-Wirtschaftsrat-Präsident Lauk. 
„Mehr Schäuble als Nahles und Schwe- 
sig wünschen wir uns für die nächsten 
drei Jahre“, fügte Lauk hinzu. 

Als besonderer Vermittler zwi¬ 
schen Unternehmern und SPD scheint 
sich Brun-Hagen Hennerkes vom Vor¬ 
stand der Stiftung Familienunterneh¬ 
men zu verstehen. In der SPD gewinne 
gegenwärtig „wirtschaftliche Vernunft 
gegenüber manchen linken Parteiideo¬ 
logen“, war von ihm im Wirtschaftsteil 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
zu lesen. „Die Zukunft vieler Arbeits¬ 
plätze in Deutschland entscheidet sich 
an der internationalen Konkurrenzfä¬ 
higkeit der Unternehmen. Da gibt es 
durchaus gemeinsame Interessen von 
Familienunternehmen und der SPD.“ 
Daher nehme er den Aufruf Gabriel 
zur engeren Zusammenarbeit gerne 
an. 

Unsere Leserinnen und Leser wer¬ 
den sich sicherlich noch an die schö¬ 
nen Wahlkampfversprechen des SPD- 
Kanzlerkandidaten „Steinreich“ und 
seiner Partei im Bundestagswahlkampf 
2013. Nur ein paar Stichworte: 

★ Peer Steinbrück wollte die „Banken 
an die Kette legen“! 

★ Die Finanztransaktionssteuer sollte 
Finanzmarktakteure an den Kosten der 
Krise beteiligen. 

★ Der Spitzensteuersatz sollte von bis¬ 
lang 42 Prozent („Reichensteuer“: 45 
Prozent) auf 49 Prozent für Einkorn¬ 


offenbar maßgeblich von Stimmungs¬ 
mache geprägt. So werden vor allem 
aus Rumänien und Bulgarien zuge¬ 
wanderte Familien pauschal als „Ar¬ 
mutsflüchtlinge“ und Sozialschma¬ 
rotzer“ diffamiert. Herbeigeredet 
wird mancherorts außerdem eine von 
angeblich unterdurchschnittlich quali¬ 
fizierten Personenkreisen ausgehende 
„Invasion in deutsche Sozialsysteme“. 
Tatsache ist hingegen, dass die Frei¬ 
zügigkeit für EU-Bürger und ihr An¬ 
spruch auf Sozialleistungen in dem von 
ihnen frei gewählten Aufenthaltsland 
sich für die Bundesrepublik durchaus 
lohnt. So stellte der Sachverständigen¬ 
rat der Deutschen Stiftung für Integra¬ 
tion und Migration (SVR) schon vor 
geraumer Zeit fest, dass die BRD zu ei¬ 
nem „Magnet für gut qualifizierte Zu¬ 
wanderer aus der EU“ geworden sei. 

Nicht nur die Zuwanderer aus 
den anderen EU-Ländern, sondern 
auch die aus Bulgarien und Rumäni¬ 
en stammenden Menschen, seien in ih¬ 
rer Mehrheit gut qualifiziert und jung. 
Nicht wenige verfügten gar über einen 
Hochschulabschluss, so die Stiftung 
weiter. 

Insgesamt 72 Prozent der Zuwan¬ 
derer aus Südosteuropa, die nach 2007 


men ab 100 000 Euro angehoben wer¬ 
den. 

★ Ein flächendeckender Mindestlohn 
von mindestens 8,50 Euro die Stunde 
sollte ab 2014 gelten. 

Deutschland solle besser und ge¬ 
rechter regiert werden - so hieß es im 
Wahlprogramm der SPD. Sich Gedan¬ 
ken zu machen, wie die SPD bei Wah¬ 
len aus dem 25-Prozent-Keller komme, 
sei wichtig - so Parteivize Stegner. Zu 
zeigen, dass die SPD „auch gute Wirt¬ 
schaftspolitik machen“ kann, hält er für 
nicht verkehrt. Zugleich warnt er. Das 
Kernprofil sei seiner Meinung nach 
„soziale Gerechtigkeit“. Und fügt in 
SpiegelOnline hinzu. „Wir sollten nicht 
vergessen, dass wir drastisch Wahlen 
und Mitglieder verloren haben, als wir 
zu rot-grünen Zeiten unser Gerechtig¬ 
keitsprofil verwässert haben. Das darf 
uns nicht noch mal passieren.“ 

Ob diese Feststellungen Stegners 
und anderer in Sigmar Gabriels La¬ 
bor „Neues Wachstum und Innovati¬ 
on“ überhaupt ein Diskussionsgegen¬ 
stand werden, darf schon jetzt bezwei¬ 
felt werden. Denn es ist schon jetzt 
das Wettrennen um den großen Preis 
des Kapitals bei den Bundestagswah¬ 
len 2017 eingeläutet worden: Wer ist - 
Unionsparteien oder SPD - der besse¬ 
re Sachwalter der Interessen Kapitals. 
Da hat die SPD schon mehrfach ge¬ 
wonnen. Die Nutznießer und Verlierer 
stehen da schon fest. 

RolfPriemer 


in die Bundesrepublik kamen, waren 
zwischen 25 und 44 Jahre alt und gin¬ 
gen einer Beschäftigung nach. Von den 
etwa 368 000 Rumänen und Bulgaren, 
die sich nach Schätzungen des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
im Juli 2013 in der Bundesrepublik auf¬ 
hielten, waren nur 7,4 Prozent erwerbs¬ 
los. 

Worum „es bei der Agitation ge¬ 
gen die angebliche Armutseinwan¬ 
derung“ hingegen wirklich geht, hat¬ 
te kürzlich der renommierte Migra¬ 
tionsforscher und Publizist Professor 
Dr. Klaus J. Bade in einem Beitrag für 
das Mitgliedermagazin der Arbeiter¬ 
wohlfahrt festgehalten: „Sozialangst, 
Fremdenfeindlichkeit und Kulturras¬ 
sismus“. 

Bade, der bis vor kurzem Grün¬ 
dungsvorsitzender des SVR in Berlin 
war, bezeichnete den vielerorts gän¬ 
gigen Begriff der „Armutsmigration“ 
als ein „semantisches Schandmal“ und 
„die damit verbundene gruppenfeind¬ 
liche Agitation gegen Bulgaren und 
Rumänen und insbesondere die Roma 
unter ihnen (...) eines der beschä¬ 
mendsten Kapitel in der Geschichte 
der deutschen und europäischen Aus¬ 
länderdiskussionen“. Markus Bernhardt 


Hans Christoph Stoodt 
verurteilt 

4000 Euro Geldstrafe wegen Wider¬ 
stands gegen Vollstreckungsbeamte soll 
der Frankfurter AKW-Gegner, Antifa¬ 
schist und evangelische Pfarrer Dr. Hans 
Christoph Stoodt zahlen wegen eines 
Vergehens, das er in dieser Form nicht 
begangen hat. Die Staatsanwaltschaft 
hatte Stoodt Widerstand gegen Voll¬ 
streckungsbeamte vorgehalten. Er habe 
sich bei dem Versuch, am 25. 11. 2011 
bei Darmstadt-Kranichstein gemeinsam 
mit anderen Aktivistinnen einen Castor- 
Transport durch Betreten der Gleise zu 
blockieren, seiner polizeilichen Festnah¬ 
me widersetzt. 

Während jedoch die anderen Festge¬ 
nommenen wegen einer Ordnungswid¬ 
rigkeit lediglich zu einer Geldbuße in 
Höhe von 35,- Euro aufgefordert wur¬ 
den, erstreckten sich die Ermittlungen im 
Fall Stoodt zunächst sogar auf schwer¬ 
wiegende Straftatbestände bis hin zur 
schweren Körperverletzung. Das alles 
war schon vom Tisch, bevor der Prozess 
begann. Blieb der Vorwurf des Wider¬ 
stands gegen Vollstreckungsbeamte. 

Das Amtsgericht Darmstadt folgte 
in erster Instanz der Argumentation des 
Staatsanwalts und auch das Darmstäd¬ 
ter Landgericht wollte im vergangenen 
November nicht davon abrücken. Stoodt 
wurde auch in zweiter Instanz zu 40 Ta¬ 
gessätzen ä 100 Euro verurteilt. Durch 
Gerichtskosten summiert sich der Be¬ 
trag auf 4 850 Euro. Sein Versuch, den 
Fall in dritter Instanz vor dem OLG 
Frankfurt überprüfen zu lassen, wurde 
trotz vieler Ungereimtheiten abgewie¬ 
sen (nähere Infos: www.wurfbude.word- 
press.com). 

Die Stoodt vorgeworfene Wider¬ 
standshandlung ist eine Konstruktion mit 
dem Zweck, ihn persönlich und die Anti- 
AKW-Bewegung politisch einzuschüch¬ 
tern. Die zunehmend rabiate Rechtspre¬ 
chung bei Aktionen zivilen Ungehorsams 
sind Ausdruck eines Kampfs von Oben 
gegen das Aufbegehren von Unten, egal 
ob beim Kampf gegen Nazis oder den so 
genannten Verfassungsschutz, gegen So¬ 
zialabbau- und Verelendungspolitik hier¬ 
zulande und in ganz Europa, gegen die 
imperialistische Atom- und Kriegspoli¬ 
tik hierzulande oder gegen Polizeiwill¬ 
kür und Grundrechtseinschränkungen 
anlässlich von Blockupy. 

Stoodt weiß von der Bibelfestigkeit 
des Richters beim Landgericht zu berich¬ 
ten: „Besonders bemerkenswert fand ich 
den landgerichtlichen Vergleich meiner 
Person mit der des Apostels Petrus, die 
ich in der mündlichen Begründung des 
Urteils in zweiter Instanz zu hören be¬ 
kam: wenn, argumentierte der Richter, 
sogar der Apostel Petrus bei der Fest¬ 
nahme Jesu Widerstand geleistet und mit 
dem Schwert (!) einem Soldaten des Ho¬ 
henpriesters ein Ohr abgeschlagen hätte, 
dann sei das mir als Theologe in meinem, 
so wörtlich wie unbewiesen,,Adrenalin¬ 
rausch 4 , eben auch zuzutrauen.“ 

Rüstungsgeschäfte stoppen 

„Die Rüstungsgeschäfte mit Russland 
müssen gestoppt werden, aber auch jene 
mit der Ukraine 44 , kommentiert Christine 
Buchholz, verteidigungspolitische Spre¬ 
cherin der Fraktion „Die Linke 44 die Ent¬ 
scheidung von Wirtschaftsminister Gab¬ 
riel, die Lieferung eines Gefechtsübungs¬ 
zentrums von Rheinmetall an Russland 
auszusetzen. Weiter sagt Buchholz: 

„Die Nichtauslieferung des Gefechts¬ 
übungszentrums an Russland ist nicht 
mehr als ein erster Schritt. Anders als 
Minister Gabriel behauptet, entschärft 
diese Maßnahme nicht den Konflikt in 
der Ostukraine, da sie Teil einer einseiti¬ 
gen Intervention zugunsten der Zentral¬ 
regierung in Kiew ist. Auch die militäri¬ 
schen Unterstützungsleistungen an die 
Ukraine müssen gestoppt werden. 

Es ist leider nicht zu erkennen, dass 
unter Wirtschaftsminister Gabriel Waf¬ 
fenexporte restriktiver gehandhabt wer¬ 
den als bei der Vorgängerregierung. Die 
Rüstungsexporte an Länder wie Saudi- 
Arabien oder Algerien gehen weiter. 

Für Schadenersatzforderungen sei¬ 
tens Rheinmetall gibt es keine Grund¬ 
lage. Die Bundesregierung darf sich gar 
nicht erst auf Verhandlungen darüber 
einlassen. Der Steuerzahler darf nicht 
zur Kasse gebeten werden, wenn Ge¬ 
schäfte mit dem Krieg nicht zustande 
kommen.“ 


Erfolg für rechte Hetzer 

EU-Bürger aus Duisburg verdrängt 
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Für Waffenembargo gegen Israel 

Aufruf von renommierten Persönlichkeiten 


Propagandaschlacht 

Kiewer Regime wendet sich gegen die Kommunisten 


Venezolanischer Diplomat 
freigelassen 

Die niederländische Regierung hat in 
der Nacht zum 28. Juli den am 24. 7. auf 
Aruba verhafteten venezolanischen Di¬ 
plomaten Hugo Carvajal freigelassen 
und ihn in sein Heimatland abgeschoben. 
Stunden zuvor hatte Venezuelas Außen¬ 
minister Elias Jaua auf dem Parteitag der 
PSUV mitgeteilt, dass die Regierung in 
Den Haag eingeräumt habe, die Festnah¬ 
me des designierten Generalkonsuls der 
B olivarischen Republik auf der nieder¬ 
ländischen Kolonie sei ein Verstoß gegen 
die Wiener Konvention über diplomati¬ 
schen Beziehungen gewesen. 

Carvajal, der bereits im Januar als 
Generalkonsul nominiert, bisher von 
der niederländischen Regierung jedoch 
nicht akkreditiert worden war, war auf¬ 
grund eines Auslieferungsersuchens der 
USA festgenommen worden. Der frühe¬ 
re Chef des venezolanischen Militärge¬ 
heimdienstes sei verdächtig, die kolum¬ 
bianische FARC-Guerilla unterstützt zu 
haben. In einer Note räumen die Nieder¬ 
lande ein, dass Carvajal trotz der fehlen¬ 
den Akkreditierung bereits unter dem 
Schutz der diplomatischen Immunität 
gestanden habe und deshalb nicht festge¬ 
setzt werden durfte. Zugleich forderten 
die Behörden des Königreichs, Carvajal 
müsse das Land nach seiner Freilassung 
umgehend verlassen. 

Kamerun rüstet gegen 
Boko Haram 

Seit der Entführung der über 200 nige¬ 
rianischen Schülerinnen im April wird 
immer deutlicher, dass Boko Haram ih¬ 
ren Aktionsradius über Nigeria hinaus 
ausgedehnt hat. Im Niger wurden Camps 
der Freischärler vom Militär ausgeho¬ 
ben. In Kamerun wurde eine Gruppe 
der im April aus einer Schule entführ¬ 
ten Mädchen gesichtet, deren Schicksal 
bis heute im Dunklen geblieben ist. Boko 
Haram benutzt Kamerun aber nicht nur 
als Rückzugsgebiet. Wie Metastasen ma¬ 
chen sich auf der Landkarte Kameruns 
die Überfälle in der Grenzregion auf 
Dörfer und Polizeistationen aus. „Jeu- 
ne Afrique“ meldete, dass der Premier¬ 
minister Kameruns, Philemon Yang, mit 
einer Verordnung den Mindestlohn um 
30 Prozent auf die Höhe der offiziellen 
UNO-Armutsgrenze von 2 Dollar pro 
Tag erhöhte. Angesichts dessen, dass 
über die Hälfte der Bevölkerung Kamer¬ 
uns im Elend lebt, ist die gewaltige Er¬ 
höhung eine Tat, die zur sozialen Befrie¬ 
dung beitragen soll und wohl auch zu ei¬ 
ner Immunisierung gegen Boko Haram. 


Sechs Friedensnobelpreisträger und 58 
weitere renommierte Persönlichkeiten 
haben einen Appell veröffentlicht, in 
dem sie die UNO und die Regierungen 
in aller Welt auffordern, sofortige Schrit¬ 
te für ein umfassendes Waffenembargo 
gegen Israel zu unternehmen. Der Text, 
der am 18. Juli in der britischen Zeitung 
„The Guardian“ veröffentlicht worden 
ist, wurde in den meisten internationa¬ 
len Medien unterschlagen. Wir veröffent¬ 
lichen nachstehend den Text im vollen 
Wortlaut mit allen Unterschriften: 

„Israel hat einmal mehr die volle Ge¬ 
walt seines Militärs gegen die eingesperr¬ 
te Bevölkerung Palästinas entfesselt, be¬ 
sonders im belagerten Gaza-Streifen, in 
einem unmenschlichen und illegalen 
Akt militärischer Aggression. Israels Fä¬ 
higkeit, solche zerstörerischen Angriffe 
straflos zu starten, ergibt sich in hohem 
Maß aus der umfangreichen militäri¬ 
schen Kooperation und dem Handel mit 
Militärgütern, die es mit komplizenhaf- 
ten Regierungen in aller Welt unterhält. 

In der Periode von 2008 bis 2019 
haben die USA sich darauf festgelegt, 
eine Militärhilfe an Israel im Wert von 
30 Milliarden Dollar zu leisten, während 
der jährliche israelische Export an Mi¬ 
litärgütern in alle Welt Milliarden Dol¬ 
lar erreicht. In den letzten Jahren haben 
die europäischen Staaten für Milliarden 
Euro Waffen an Israel geliefert und die 
EU hat israelischen Rüstungsfirmen 
Forschungssubventionen von hunderten 
Millionen gewährt. Aufstrebende Länder 
wie Indien, Brasilien und Chile erhöhen 
rasch ihren Handel mit Rüstungsgütern 
und ihre militärische Kooperation mit Is¬ 
rael, trotz ihrer erklärten Unterstützung 
für die Rechte der Palästinenser. 

Indem sie Waffen von Israel impor¬ 
tieren und dorthin exportieren und die 
Entwicklung der Militärtechnologie Isra¬ 
els fördern, senden die Regierungen fak¬ 
tisch eine klare Botschaft der Billigung 
von Israels Militäraggression, einschließ¬ 
lich seiner Kriegsverbrechen und mögli¬ 
chen Verbrechen gegen die Menschlich¬ 
keit. 

Israels Militärtechnologie wird als 
„felderprobt“ gehandelt und weltweit ex¬ 
portiert. Der Waffenhandel und gemein¬ 
same militärbezogene Forschungsbezie¬ 
hungen mit Israel sind eine Ermutigung 
zur Straflosigkeit Israels beim Begehen 
schwerer Völkerrechtsverletzungen und 
fördern die Beibehaltung des israeli¬ 
schen Besatzungs- und Kolonisierungs¬ 


system und die systematische Verweige¬ 
rung der Rechte der Palästinenser. 

Wir appellieren an die UNO und 
die Regierungen in aller Welt, sofor¬ 
tige Schritte zu unternehmen, um ein 
umfassendes und rechtlich bindendes 
Militärembargo gegen Israel einzufüh¬ 
ren, ähnlich dem, wie es gegen Südafri¬ 
ka während der Apartheid durchgesetzt 
worden ist. 

Unterzeichnerinnen 

Adolfo Peres Esquivel, Friedensnobelpreis, Ar¬ 
gentinien; Ahdaf Soueif, Autor, Ägypten/ Aki 
Olavi Kaurismäki, Filmdirektor, Finnland; Alice 
Walker, Schrittst., USA; Desmond Tutu, Frie¬ 
densnobelpreis, Südafrika; Betty Williams, 
Friedensnobelpreis, Irland; Boots Riley, Rapper, 
USA; Brian Eno, Musiker, GB; Caryl Churchill, 
Dramatiker, GB; Chris Hedges, Journalist, USA; 
Cynthia McKinney, USA; David Palumbo-Liu, 
USA; Etienne Balibar, Philosoph, Frankreich; 
Federico Mayor Zaragoza, ehern. Generaldir. 
d. UNESCO, Spanien; Felim Egan, Maler, Irland; 
Frei Betto, Theologe, Brasilien; Gillian Slovo, 
Schrittst., Südafrika; Githa Harjharan, Schrittst., 
Indien; Giulio Marcon, Abg., Italien; Hilary Rose, 
GB; llan Pappe, Historiker, Israel; Ismail Cooya- 
dia, ehern. Botsch. Südafrikas in Israel; James 
Kelman, Schriftst. Schottland;Janne Teller, 
Schrittst., Dänemark; Jeremy Corbyn, Abg., GB; 
Joanna Rajkowska, Künstlerin, Polen;Jody Wil¬ 
liams, Friedensnobelpreis, USA; John Berger, 
Künstler, GB; John Dugard, Richter, Südafrika; 
John McDonnell, Abg., GB; John Pilger, Journa¬ 
list, Australien; Judith Butler, Philosophin, USA; 
Juliane House, Dtl.; Karma Nabulsi, GB; Ken 
Loach, Filmemacher, GB; Victor Vazquez, Musi¬ 
ker, USA; Liz Lochhead, Schottland; Luise Mor- 
gantini, ehern. Vizepräs. des Europ. Parlaments, 
Italien; Mairead Maguire, Friedensnobelpreis, Ir¬ 
land; Michael Mansfield, Anwalt, GB; Michael 
Ondaatie, Autor, Kanada/Sri Lanka; Mike Legh, 
Schrittst., GB; Naomi Wallace, Dramatikerin, 
USA; Noam Chomsky, Autor, USA; Nurit Peled, 
Künstler, Israel; Prabhat Patnak, Wissenschaft¬ 
ler, Indien; Przemyslaw Wielgosz, Journalist, 
Polen; Raja Shehadeh, Autor, Palästina; Rashid 
Khalidi, Autor, USA; Richard Falk, ehern. UN0- 
Sonderberichterstatter über die bes. paläst. Ge¬ 
biete, USA; Rigoberta Menchu, Friedensnobel¬ 
preis, Guatemala; Roger Waters, Musiker, GB; 
Ronnie Kasrils, ehern. Minister, Südafrika; Rose 
Fenton, Free Word Centre, GB; Sabrina Mahfouz, 
Autorin, GB; Saleh Bakri, Schauspieler, Paläs¬ 
tina; Sir Geoffry Bindman, Anwalt, GB; Slavoi 
Zizek, Autor, Slowenien; Steven Rose, Akade¬ 
miker, GB; Tom Leonard, Schrittst., Schottland; 
Tunde Adebimpe, Musiker, USA; Victoria Brittain, 
Journalistin, GB; Willie van Peer, Dtl.; Zwelinzi- 
ma Vavi, Generalsekretär der COSATU, Südafrika 


Es ist Krieg in der Ukraine. Der Vor¬ 
sitzende der Kommunistischen Partei 
des Landes, Pjotr Simonenko, sagte am 
23. Juli in einem Interview, er habe in ei¬ 
ner Rede im Parlament darauf hingewie¬ 
sen, dass in diesem Krieg, den das Kiewer 
Regime gegen das eigene Volk führt, bis¬ 
her wahrscheinlich rund 9 000 Menschen 
ihr Leben lassen mussten. Zu den Op¬ 
fern dieses Krieges gehören auch die 298 
Menschen, die an Bord des Fluges MH17 
der Malaysia Airlines waren, die über der 
Ostukraine abgestürzt ist. Der Tod die¬ 
ser völlig unbeteiligten Menschen hat 
zu Recht weltweit Empörung hervor¬ 
gerufen. Besonders schlimm ist jedoch, 
dass die Toten von MH17 zugleich auch 
noch Opfer einer ungezügelten Kriegs¬ 
propaganda wurden, weil sich westliche 
Regierungen und die gesamte bürger¬ 
liche Presse unverzüglich einer Hetze 
gegen Russland und gegen die Regime¬ 
gegner in der Ostukraine verschrieben 
haben. Es gibt keinerlei Bestreben nach 
einer sachlichen Aufklärung des furcht¬ 
baren Absturzes, sondern immer neue 
Schuldzuweisungen gegen „die Russen“, 
„Kremlchef Putin“ und gegen „die Se¬ 
paratisten“ - Anschuldigungen, die mit 
keinerlei Beweisen unterlegt sind. Die 
Richtung ist klar: Man sucht nach Be¬ 
gründungen für eine weitere Verschär¬ 
fung der Konfrontation mit Russland, 
und zugleich für eine weitere militärische 
Hochrüstung. 

Im Parlament der Ukraine gibt es ge¬ 
genwärtig nur eine politische Kraft, die 
sich gegen das Kriegsgeschrei stemmt 
und mit Nachdruck dazu auffordert, den 
Konflikt auf dem Wege von Gesprächen 
aufzulösen. Die Kommunistische Partei 
der Ukraine hatte bei den Parlaments¬ 
wahlen 2012 die Stimmen von fast drei 
Millionen Ukrainern erhalten und war 
mit einem Stimmenanteil von 13 Pro¬ 
zent in die Oberste Rada eingezogen. 
Seit Beginn der Maidan-Proteste haben 
sich die kommunistischen Abgeordne¬ 


ten unermüdlich für friedliche Lösungen 
eingesetzt und auch nach dem Februar- 
Putsch stets gefordert, alle Probleme 
auf der Grundlage der geltenden Ver¬ 
fassung zu regeln. Gleichzeitig wandten 
sie sich - gemeinsam mit Antifaschisten 
und Demokraten im ganzen Land - ge¬ 
gen den Einfluss faschistischer Kräfte in 
der - nicht demokratisch legitimierten - 
„Übergangsregierung“. 

Es ist kein Wunder, dass die Kommu¬ 
nisten daher den Kräften des Regimes 
ein Dorn im Auge sind. Die KPU ist be¬ 
sonders seit dem Februar-Putsch Angrif¬ 
fen ausgesetzt, ihre Büros wurden über¬ 
fallen, ausgeraubt und in Brand gesteckt, 
viele ihrer aktiven Mitglieder tätlich an¬ 
gegriffen. Der Vorsitzende der Partei und 
der Parlamentsfraktion musste im Ple¬ 
narsaal bereits mehrmals Prügelattacken 
faschistischer Deputierter einstecken, so 
auch am 23. Juli, nachdem eine Mehrheit 
der Abgeordneten per Handstreich die 
Auflösung der KPU-Fraktion beschlos¬ 
sen hatte. 

Am 24. Juli begann in Kiew ein Pro¬ 
zess gegen die KPU, der mit dem Ver¬ 
bot der Partei enden soll. Der Vorwurf: 
„Verfassungsfeindliche Tätigkeit“. Der 
eigentliche Grund ist klar. Das Regime 
will sich eines politischen Gegners entle¬ 
digen, ihn mundtot machen, auslöschen. 
Historische Parallelen sind offensicht¬ 
lich. Im Zuge der Machtübergabe an 
die Faschisten in Deutschland 1933 wa¬ 
ren die Kommunisten die ersten Opfer. 
Ähnliches spielte sich in den 30er Jahren 
in Italien und Spanien ab. Und es wieder¬ 
holte sich 1973 in Chile. Und nach den 
Kommunisten nahmen sich die Putschis¬ 
ten die Sozialisten vor, und schließlich 
Antifaschisten unterschiedlicher politi¬ 
scher Überzeugung. 

Bertolt Brecht sagte nach der Befrei¬ 
ung vom faschistischen Terror den Satz: 
„Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem 
das kroch“. Das gilt heute ebenso. 

Uli Brockmeyer 


Der „Journalist“ Bogdan Butkewitsch sagte in einem Interview im ukrainischen Fernsehen: „Der Donbass ist 
nicht nur eine depressive Region,... vor allem lebt da eine gewaltige Anzahl an absolut unnötigen Menschen. 
... Glauben Sie mir, ich weiß, wovon ich spreche. Dort leben etwa 4 Millionen. Davon sind eine bis 1,5 Millio¬ 
nen einfach überflüssig ... Wir müssen nicht den Donbass und seine Forderungen verstehen. Vielmehr sollten 
wir ukrainische Interessen verstehen und verfolgen. Den Donbass muss man einfach als Ressource benutzen. 
Ich kenne kein Rezept, wie man es schnell erledigen kann.Aber das Wichtigste, was man jetzt machen muss: 
Es gibt dort Leute, die einfach getötet werden müssen.“ 

Der Sender Hromadske TV, auf dem diese faschistischen Ideen verbreitet werden, wird u. a. von US-amerika¬ 
nischen Nichtregierungsorganisationen und der US-Botschaft in Kiew finanziert. Das ukrainische Regime hat 
dem Sender sechs Stunden tägliche Sendezeit im nationalen Fernsehen zugesagt. 

Das Video ist auf https:/www.youtube.com/watch?v=KUGRWEPOIEY zu sehen. 


„Seine Anklagen kosteten meinen Vater das Leben“ 

Vor 20 Jahren wurde Manuel Cepeda ermordet 



Maria Cepeda ist Verantwortliche der 
Kolumbianischen Kommunistischen 
Partei (PCC) in Europa. Sie lebt in 
Ungarn und vertrat die PCC beim 
UZ-Pressefest. 

UZ: Maria, am morgigen 9. August sind 
es zwanzig Jahre, dass Manuel Cepeda, 
Senator der Republik Kolumbien, er¬ 
mordet wurde. Was waren seine politi¬ 
schen Ideen? 

Maria Cepeda: Danke für die Möglich¬ 
keit darüber zu reden - es sind jetzt 
zwanzig Jahre seit jenem unseligen 
Morgen, als der Paramilitarismus sein 
Leben auslöschte. 

Manuel Cepeda Vargas wurde in 
Armenia im Quindiö geboren; Kind¬ 
heit und Jugend verbrachte er in Po- 
payän, wo er seine politische Lauf¬ 
bahn in der „Gaitanistischen Jugend“ 


begann, bevor er zur PCC kam. Er stu¬ 
dierte Rechtswissenschaften. Ende der 
fünfziger Jahre ging er nach Bogota um 
Politischer Sekretär der Kommunisti¬ 
schen Jugend zu werden - mit dem Ziel 
sie inmitten von Verfolgung und Mc- 
Carthyismus wieder aufzubauen. Dort 
lernte er die Journalistin und Kommu¬ 
nistin Yira Castro kennen, mit der er 
zusammenblieb, bis sie 1981 früh an ei¬ 
ner Krankheit verstarb. 

Manuel Cepeda war ein mutiger 
Journalist, Maler und Dichter, Direk¬ 
tor der KP-Zeitung „Voz Proletariat 
die heute „Voz“ heißt, Mitglied des 
ZK der Partei und der Patriotischen 
Union (UP). Er wurde für die UP in 
die Abgeordnetenkammer und zuletzt 
im März 1994 zum Senator gewählt. In 
seiner parlamentarischen Arbeit stach 
er durch überzeugende Debatten ge¬ 
gen die Korruption und zu den Verbin¬ 
dungen des Paramilitarismus mit dem 
Heer heraus; er nahm teil an den Frie¬ 
densverhandlungen mit den FARC im 
mexikanischen Tlaxcala und in Cara¬ 
cas, war Wegbereiter der Schaffung des 
Kulturministeriums und Verteidiger 
der Menschenrechte. Die Anklagen, 
die er machte, kosteten ihn das Leben. 

UZ: Manuel war dein Vater. Wie seht 
ihr, du und dein Bruder Ivän, ebenfalls 
Menschenrechtler, seine humanistische 
Tätigkeit? 

Maria Cepeda: Er war ein Kämpfer für 
die Menschenrechte, der erste, der das 
Thema der Massengräber anging und 


Nachforschungen über die Verbindun¬ 
gen von Staat und paramilitärischen 
Todesschwadronen anstellte. In seiner 
Kolumne „Pfeil ins Schwarze“ machte 
er mutige Meinungsbildung; er war ein 
Demokrat, der für eine friedliche Lö¬ 
sung des Konflikts eintrat. Als die Aus¬ 
löschung der Patriotischen Union los¬ 
ging (mit etwa 5 000 Ermordeten, G.P), 
gab er der Öffentlichkeit die Existenz 
der Vernichtungspläne „Todesstoß“ 
und „Roter Tanz“ bekannt. Er sprach 
über die Drohungen gegen die Führung 
und Mitglieder der UP, der PCC und 
der Gewerkschaftsbewegung. 



Manuel Cepeda 


UZ: Welche Konsequenzen hatte das für 
dich und Ivän? 

Maria Cepeda: Unsere Erfahrung ist 
leider die von vielen Menschen in 
Kolumbien; wir wurden Opfer die¬ 
ses unbarmherzigen Krieges, der eine 
Blutspur, Ungerechtigkeit und Straf¬ 
losigkeit hinterlassen hat. Unsere Le¬ 
benspläne wurden radikal umgewor¬ 


fen. Ivän war Philosophieprofessor 
mit einer Aussicht auf eine brillante 
akademische Karriere. Er war nach 
seinem Studium in Bulgarien gerade 
zurückgekehrt und arbeitete in zwei 
Universitäten in Kolumbien. Nach 
Morddrohungen musste er für vier 
Jahre nach Frankreich. Für mich - ich 
hatte nach einem Auslandsaufenthalt 
bereits Familie - war die Möglichkeit 
auf Rückkehr nach Kolumbien ver¬ 
baut. Ich musste ins Exil; neben dem 
psychologischen Schaden und dem 
Verlust eines geliebten Menschen. Der 
Schmerz und die Ohnmacht angesichts 
eines solchen gewaltsamen Eingriffs 
sowie die Notwendigkeit Gerechtig¬ 
keit zu finden, veränderten unseren 
Lebensweg völlig. 

UZ: Wie wurde das Verbrechen auf ge¬ 
deckt? 

Maria Cepeda: Dem Verbrechen wurde 
nicht nachgegangen wie es hätte sein 
müssen. Der Staat half nicht substan¬ 
tiell, sodass Ivän und ich die Mörder 
letztlich durch eine Information fan¬ 
den, die wir von einem Freund beka¬ 
men, der im Gefängnis einsaß. Die Tä¬ 
ter sind zwei ehemalige Staatsbediens¬ 
tete, Hernando Medina Camacho und 
Justo Gil Züniga Labrador, die Unter¬ 
offiziere des kolumbianischen Heeres 
waren, und ein gewisser Edilson Jime- 
nez Ramirez, genannt „El Nato“, kamen 
ins Gefängnis, aber Carlos Castano, ein 
Chef der Paramilitärs, der zugegeben 
hatte, den Befehl zur Ermordung ge¬ 


geben zu haben, blieb frei. Heute weiß 
man von anderen darin verwickelten 
Figuren, die für den DAS, den kolum¬ 
bianischen Inlandsgeheimdienst, gear¬ 
beitet haben, zum Beispiel Jose Miguel 
Narväez Martfnez. 

UZ: Die UP existiert heute wieder, es 
gibt Organisationen wie die Marcha Pa- 
triötica, man spricht von der Bildung ei¬ 
ner „Freute Amplio“ (Breite Front) zur 
Zusammenführung der linken Ansätze. 
In Havanna wird über einen möglichen 
Frieden verhandelt. Welche Möglichkei¬ 
ten für Garantien zur freien Meinungs¬ 
äußerung kann man in der Zukunft in 
Kolumbien erwarten? 

Maria Cepeda: Das ist eine gute Frage, 
alles hängt davon ab, was in Havanna 
ausgehandelt wird. In erster Linie geht 
es um eine Verfassungsreform, die das 
Recht der Opposition auf Politikge- 
staltung garantiert. Die Bildung eines 
Oppositionsstatuts zur Verhinderung 
der Wiederholung von Genoziden und 
Massakern ist nötig. Und ganz allge¬ 
mein die Demokratisierung und Schaf¬ 
fung eines Rechtsstaats. 

UZ: Wir danken dir und sichern dir un¬ 
sere uneingeschränkte Solidarität mit 
dem Kampf der PCC und des kolumbi¬ 
anischen Volks gegen die herrschenden 
Ungerechtigkeiten in deinem Land zu! 

Maria Cepeda: Der Dank geht an euch, 
ihr könnt genauso auf uns zählen! 

Die Fragen stellte Günter Pohl 
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Zeitgewinn als Sparmodell? 

Argentiniens Regierung fehlt es weniger an Geld als am Willen 


I st Argentinien zahlungsunfähig? Für 
hiesige Medien wie das „Heute-Jour¬ 
nal“ des ZDF eigentlich nicht einmal 
mehr eine Frage wert, sondern schon 
eine Antwort: Am Ende eines von 
Halbwissen triefenden Beitrags kam 
die Andeutung, dass „sie“ auch noch 
kürzlich Putin zu Gast hatte - wo soll 
denn da, bitte schön, noch Vertrauen 
der Anleger herkommen? 

„Sie“ ist Cristina Fernändez, argen¬ 
tinische Präsidentin, die von der deut¬ 
schen Journaille unverdrossen „Cristi¬ 
na Kirchner“ genannt wird, obwohl im 
hispanischen Kulturraum Heirat nicht 
zur Übernahme des Nachnamens des 
Ehemanns führt. Der, inzwischen ver¬ 
storben, hieß Nestor Kirchner und 
war ihr Vorgänger als Staatspräsident. 
Mehr Unrecht als das ihrer Nach¬ 
namen tut man den beiden jedoch, 
wenn man sie als „Linke“ einordnet, 
war und ist doch mit der familiären 
Präsidialität ab 2003 deren Hauptver- 
dienst gewesen, jegliche Möglichkeit 
jenseits der kapitalistischen Normali¬ 
tät verhindert zu haben. Zwar müssen 
ZDF, IWF und Gläubiger und Gläubi¬ 
ge aller Couleur Leute, die mit Geld 
nicht umgehen können oder es nicht 
zurückzahlen wollen, als Linke be¬ 
zeichnen - das lässt sich im medialen 
Klassenkampf noch sportlich nehmen. 
Aber es wirft ein bezeichnendes Licht 
auf die allseitige mediale Verdum¬ 
mung, wenn der ZDF-Bericht zwar 
von einer maroden Wirtschaft und ei¬ 
ner Inflation von 40 Prozent spricht, 
aber unerwähnt lässt, dass Argentini¬ 
ens Volk heute genau an den Schulden 
leidet, die seine Mörder und Peiniger 
aufgehäuft hatten: während der Mili¬ 
tärdiktatur stiegen die Auslandsschul¬ 
den von einer rückzahlbaren Summe 
im Jahr 1976 in sieben Jahren um 364 
Prozent und stellen damit heute die 
Grundlage aller weiteren Verschul¬ 
dung, die auf Verzinsungen und teu¬ 
ren Kreditaufnahmen für notwendi¬ 
ge Darlehen fußt. Denn weil Linke 
nicht mit Geld umgehen können, lie¬ 
hen die Banken aus Europa und den 
USA folgerichtig den rechten Militärs 
und ihren Folterknechten, siehe auch: 
„Vertrauen der Anleger“. Die Gelder 
wurden aber nicht zur Erhöhung der 
Produktivität genutzt, sondern ver¬ 
blieben in der Oberschicht, bei Unter¬ 
nehmen und Banken, die sich zudem 
mit diesem Kapital durch Spekulati¬ 
onsgeschäfte bereicherten - so die Ar¬ 
gentinierin Alicia Rivero im „erlass- 
jahr-Fachinfo“ Nr. 24 am 2. Juli 2010. 
Für tatsächliche Linke ist es schon 
bitter, wenn ihnen dann das Ehepaar 
Kirchner-Fernändez, welches sich in 


den letzten elf Jahren konsequent ge¬ 
gen die Infragestellung der Anerken¬ 
nung von Schuldtiteln von Diktatur¬ 
finanziers gestellt hat, vom ZDF und 
anderen Irrationalen als politischer 
Weggefährte zugewiesen wird. Und 
richtig zynisch wird es, wenn man 
weiß, dass das Volk nun Schulden sei¬ 
ner Henker abzahlt: Schulden, die von 
Leuten gemacht wurden, die 30 000 
Menschen verschwinden und ermor¬ 
den ließen. Selbst ZDF-Praktikanten 


könnten das wissen. Und recherchie¬ 
ren, wie viel davon aus Deutschland 
verliehen wurde. 

★ 

Um was hätte es bei dem „Heute“- 
Bericht gehen können? Am 30. Juli 
verstrich eine Zahlungsfrist, wonach 
Argentinien 1,6 Milliarden US-Dollar 
zu zahlen hatte. Und zwar an Speku¬ 
lationsfonds, die nach den Großum¬ 
schuldungsaktionen der Jahre 2005 
und 2010 Schuldtitel von Gläubigern 
aufgekauft hatten, die sich nicht auf 
einen Verzicht von bis zu 70 Prozent 
ihres Geldes einlassen wollten. Sie er¬ 
hielten von den Fonds, die in Argen¬ 
tinien „Fondos Buitres“ (Geierfonds) 
genannt werden, mehr Geld als die 
anderen, die zuvor in der irrigen An¬ 
nahme akzeptiert hatten, ansonsten 
gar kein Geld mehr zu bekommen. 
Diese Anleger, die damals nur etwa 30 
Prozent ihres Geldes zurückbekom¬ 
men hatten, machen 92,4 Prozent der 
Gläubigersumme aus. Die Fonds da¬ 


gegen gingen davon aus, eines Tages 
Recht und den ganzen großen Gewinn 
zu bekommen - das ist ihr Geschäfts¬ 
modell, das Inkasso-Büros nicht un¬ 
ähnlich ist. Und es hat sich durchge¬ 
setzt. Immer vorausgesetzt, Argentini¬ 
en könnte und wollte zahlen, denn es 
geht tatsächlich um weit mehr als die 
1,6 Milliarden US-Dollar. 

Argentiniens Regierung war schon 
Ende 2012 von einem New Yorker Di¬ 
striktgericht zur Zahlung des vollen 


Schuldbetrags an die verbliebenen 
7,6 Prozent verurteilt worden. Das 
wurde im Juni 2014 letztinstanzlich 
bestätigt. Daraufhin deponierte Ar¬ 
gentinien 539 Millionen US-Dollar 
in der Mellon-Bank in New York, 
weshalb man von „technischer Zah¬ 
lungsunfähigkeit“ nicht so einfach 
sprechen kann. Diese 539 Millionen 
entsprechen nicht der Summe von 1,6 
Milliarden, sondern sehr bewusst nur 
etwa dem Prozentsatz, den auch die¬ 
jenigen bekommen hatten, die sich auf 
die damaligen Schuldenabkommen 
eingelassen hatten, weshalb die Spe¬ 
kulantenfonds - den Spruch des New 
Yorker Gerichtes in der Tasche - na¬ 
türlich ablehnten. Die 539 Millionen 
sind jetzt erst einmal eingefroren; sie 
gehen weder an Argentinien zurück 
noch dienen sie der Tilgung. 

Die Regierung wollte mit dem 
Zahlungsangebot an die Spekulanten 
zu einer Gleichbehandlung kommen - 
mit dem Ziel zu verhindern, dass die 


anderen 92,4 Prozent nun von einem 
in den Umschuldungen 2005 und 2010 
verbrieften Recht Gebrauch machen: 
im RUFO (Rights Upon Future Of- 
fers) wird geregelt, dass diejenigen, 
die die Minderungen zuvor akzeptiert 
haben, ein Recht auf Erhöhung ihres 
Anspruchs auf den Prozentsatz ha¬ 
ben, den später gegebenenfalls ande¬ 
re für sich aushandeln. Diese Klausel 
läuft aber zum Jahresende 2014 aus, 
weshalb die Regierung Zeit gewin¬ 
nen wollte. Gelingt das nicht und die 
Geierfonds erhalten jetzt tatsächlich 
100 Prozent ihrer Forderungen, stün¬ 
de Argentinien bei den 92,4 Prozent 
mit zwischen 120 und 500 Milliarden 
US-Dollar in der Kreide - je nachdem, 
wie hoch diese ihre Ansprüche durch¬ 
setzen können, so Julio Gambina, Vor¬ 
sitzender der argentinischen „Stiftung 
für Gesellschaftliche und Politische 
Forschung“ (FISYP). 

Unabhängig von öffentlichen Re¬ 
den ist Frau Fernändez gewillt den 
Spekulanten das gesamte Geld zu 
zahlen. Wenn es mit diversen Ver¬ 
fahrenstricks gelänge, das nach 2014 
zu machen, könnte Argentinien die 
eigentliche Masse an Schuldtilgun¬ 
gen sparen. Allein darum scheint es 
noch zu gehen. Diejenigen, die sich 
ursprünglich mit Argentinien auf 
eine erhebliche Minderung eingelas¬ 
sen hatten (selbstredend nicht alle 
aus edlen Motiven, sondern schlicht, 
weil ihnen erfolgreich die Zahlungs¬ 
unfähigkeit des Landes an die Wand 
gemalt wurde), wären die Dummen. 
Eduardo Lucita von den „Ökono¬ 
men der Linken“ wies aber in einem 
Interview Ende Juli darauf hin, dass 
im so genannten „Schlussgesetz“ von 
2005 eine dem RUFO gleiche Klausel 
verankert wurde; aber ohne dass da¬ 
rin ein Ablauftermin genannt wurde. 
Damit könne nur eine gesetzgeberi¬ 
sche Annullierung des Schlussgeset¬ 
zes helfen, wofür eine Mehrheit im 
Parlament gebraucht wird. 

Lucita sieht Argentinien wirt¬ 
schaftlich vor dem Kollaps. Die Re¬ 
gierung habe sich derart bemüht po¬ 
litisch und wirtschaftlich nicht akzep¬ 
table Schulden abzuzahlen (Cristina 
Fernändez spricht von bislang 190 
Milliarden US-Dollar) um auf den 
Märkten wieder an Kredite zu kom¬ 
men, und müsse nun die internationa¬ 
le Rede von der Zahlungsunfähigkeit 
hinnehmen. Damit sind weitere Kre¬ 
dite verbaut, weshalb die Rezession 
anhalten und massiver Arbeitsplatz¬ 
verlust unvermeidlich würde. Die Ar¬ 
beiterklasse zahlt die Zeche. 

Günter Pohl 


„Unita“ kämpft 
ums Überleben 

Vor 93 Jahren gründete 
Gramsci sie als IKP-Zeitung 

Die italienische linke Tageszeitung 
„Unita“ kämpft ums Überleben. Ab 
1. August musste sie ihre Druckausga¬ 
be einstellen und erscheint seitdem nur 
noch als online-Ausgabe. Die Schlag¬ 
zeile der letzten Druckausgabe laute¬ 
te: „Sie haben die „Unita“ getötet, was 
wohl daran erinnern sollte, dass dem 
Blatt unter der letzten rechtsextremen 
Regierung Berlusconi (2008-2011) die 
staatlichen Zuschüsse gestrichen wur¬ 
den. Obwohl die „Unita“ der seit 2012 
die Regierung anführenden Demokra¬ 
tischen Partei (PD) nahesteht, hat sich 
daran nichts geändert. 

Die „Unita“ entstand am 12. Fe¬ 
bruar 1924 unter Leitung von Antonio 
Gramsci, der 1921 zu den Mitbegrün¬ 
dern der IKP gehörte, als Tageszeitung 
und Zentralorgan der Partei. Ab 1926 
wie alle Oppositionsparteien und ihre 
Medien von Mussolini verboten, er¬ 
schien sie als einzige antifaschistische 
Zeitung ohne Unterbrechung illegal 
weiter und leistete einen herausra¬ 
genden Beitrag im Kampf der IKP als 
führender Kraft der antifaschistischen 
Bewegung. Nach dem Sieg über den 
Faschismus wurde die „Unita“ Sprach¬ 
rohr einer Massenpartei, deren Mitglie¬ 
derzahl von 1,7 auf 2,5 Millionen in den 
1970er Jahren anwuchs. Entsprechend 
stiegen ihre Leserzahlen, darunter viele 
Nichtkommunisten. Mit der Liquidie¬ 
rung der IKP 1991 durch die Revisio¬ 
nisten hörte auch die „Unita“ als kom¬ 
munistische Zeitung auf zu bestehen. 

Im Juni 2000 musste das nunmehr 
sozialdemokratische Blatt schon ein¬ 
mal Konkurs anmelden und ging in 
Privatbesitz über. Die Herausgeber 
sind nun nicht länger bereit, das ein¬ 
gefahrene Minus von 18 bis 20 Millio¬ 
nen Euro Schulden zu tragen. Die Ge¬ 
samtauflage betrug zuletzt noch rund 
21.000 Exemplare. Die Gewerkschaft 
der Journalisten Federazione Naziona- 
le Stampa Italiana (FNSI) versicherte 
die 80 Redakteure und Mitarbeiter ih¬ 
rer Solidarität. Inzwischen berichtete 
die online-Ausgabe von zahlreichen 
Leserzuschriften, die fordern, die „Uni- 
tä“ zu erhalten. Dazu wird um Abos ge¬ 
worben, um zunächst die online-Ausga¬ 
be fortzusetzen. 

Mit der „Unita“ würde die weitere 
Druckausgabe einer links orientierten 
Tageszeitung verschwinden. Im Januar 
2012 musste bereits die „Liberazione“, 
die Zeitung der Rifondazione Comu- 
nista (PRC) ihre Druckversion einstel¬ 
len und im März dieses Jahres auch das 
Onlineportal weitgehend abschalten. 
Ums Überleben kämpft auch die linke 
Tageszeitung „Manifesto“. G. F. 



Paul Singer, Gründer des New Yorker Hedgefonds Elliott Management, der vor 
13 Jahren argentinische Staatsanleihen nach der damaligen Staatspleite zum 
Spottpreis erworben hatte, besteht auf der vollen Rückzahlung der Papiere zum 
Nennwert inklusive der Zinsen. 


„Ungeheuerlich verlogene Behauptungen“ 

Mit dem „Tongking-Zwischenfall“ inszenierten die USA den Vorwand zum Luftkrieg gegen Nordvietnam 


Der US-Imperialismus war nie verle¬ 
gen, Lügengebilde als Vorwände für 
koloniale Eroberungen, Aggressions¬ 
kriege oder konterrevolutionäre Ope¬ 
rationen zu erfinden. 1898 lieferte eine 
Explosion auf dem US-Panzerschiff 
„Maine“ im Hafen von Havanna, bei 
dem alle 266 Besatzungsmitglieder 
ums Leben kamen, den Vorwand für 
die Intervention gegen Kuba, das sich 
unter Führung seines 1895 gefallenen 
Nationalhelden Jose Marti für seine 
Befreiung vom spanischen Kolonial¬ 
joch erhoben hatte. Es folgten unzäh¬ 
lige Inszenierungen bis zum Überfall 
2005 auf Irak, den George W. Bush da¬ 
mit begründete, Bagdad verfüge über 
Massenvernichtungswaffen, zu dem 
mit NATO und EU in der Ukraine in¬ 
szenierten Putsch zur Installierung ei¬ 
nes Regimes mit Faschisten, um an die 
Grenzen Russlands vorzudringen, und 
der Hetzkampagne, Moskau für den 
Absturz der malaysischen Boeing ver¬ 
antwortlich zu machen. 

Eine ungeheuerliche Provokation 
war der von Präsident Lyndon B. John¬ 
son Anfang August 1964 inszenierte 
Zwischenfall vor der Küste der Demo¬ 
kratischen Republik Vietnam (DRV) 


im Golf von Tongking. Er diente als 
Vorwand für den mörderischen Luft¬ 
krieg gegen Nordvietnam, mit dem die 
US-Aggression auf ganz Vietnam aus¬ 
gedehnt wurde. Ziel war, die Unterstüt¬ 
zung Nordvietnams für den Befreiungs¬ 
kampf der Patrioten im Süden zu ver¬ 
hindern und Rache zu nehmen für die 
dort erlittenen Niederlagen. 

Auf Antrag Johnsons beschloss der 
US-Sicherheitsrat am 17. März 1964 
„Vergeltungsaktionen gegen Nord Viet¬ 
nam“ und ein Programm „offenen mili¬ 
tärischen Drucks“. Die USA erklärten, 
dass sie die von der DRV verkündete 
12-Meilen-Zone ihrer Hoheitsgewässer 
ablehnen und nur drei Meilen anerken¬ 
nen. Selbst diese wurden während der 
Provokation und der gegen die DRV 
begonnenen Aggression ständig ver¬ 
letzt. 

Das Drehbuch des 
„Zwischenfalls“ 

Auf Befehl des Südvietnambefehls- 
habers, General William C. Westmore¬ 
land, überfiel am 30. Juli die Saigoner 
Marine unter dem Schutz des US-Zer- 
störers „Maddox“ die Inseln Hon Me 
und Hon Nieu der DRV im Tonking- 


Golf. Am 2. August drehte die „Mad¬ 
dox“ vor nordvietnamesischen Torpe¬ 
dobooten zunächst ab. Präsident John¬ 
son befahl, die Operation fortzusetzen, 
und entsandte einen zweiten Zerstörer, 
„Turner Joy“ der am 4. August mit der 
„Maddox“ erneut in die nordvietna¬ 
mesischen Hoheitsgewässer eindrang, 
wo es zum Zusammenstoß mit Torpe¬ 
dobooten der DRV kam. Washington 
verbreitete, die Nordvietnamesen hät¬ 
ten in internationalen Gewässern die 
US-Zerstörer angegriffen. Der „unge¬ 
heuerliche Aggressionsakt“ werde mit 
„Vergeltungsschlägen“beantwortet. 
Am 5. August griffen 64 Jagdbomber 
der Air Force Kriegsschiffe der DRV, 
das Küstengebiet und Versorgungsla¬ 
ger an. Ohne Kriegserklärung begann 
der Luftkrieg gegen die DRV, der in 
den folgenden Monaten auf ganz Nord¬ 
vietnam ausgeweitet wurde. 1965 flogen 
4 000 Flugzeuge monatlich 12 000 bis 
15 000 Angriffe. 

Dem Nachrichtenmagazin „Der 
Spiegel“(Nr. 12/1965) war zu entneh¬ 
men, dass bereits im April 1964 ein als 
„Drehbuch“ bezeichnetes Programm 
der Eskalation ausgearbeitet worden 
war, das vorsah, „die Nordvietnamme¬ 


tropole Hanoi und das dicht besiedel¬ 
te Mündungsgebiet des Roten Flusses“ 
zu bombardieren. Am 16. August ver¬ 
abschiedete der US-Kongress auf Er¬ 
suchen Johnsons mit nur zwei Gegen¬ 
stimmen ein Ermächtigungsgesetz, das 
ihn autorisierte, „jeden bewaffneten 
Schlag gegen die Streitkräfte der Ver¬ 
einigten Staaten zurückzuweisen und 
weitere Aggressionen zu verhüten“. 

Als der Außenpolitische Ausschuss 
des US-Senats im Januar 1968 unter 
dem Druck der Öffentlichkeit und der 
Proteste gegen den Vietnamkrieg den 
„Zwischenfall im Golf von Tongking“ 
untersuchte, wurde bekannt, dass John¬ 
son mit „geradezu ungeheuerlichen 
verlogenen Behauptungen“ sich die Er¬ 
mächtigung des Kongresses erschlichen 
hatte. Aus den Logbüchern der beiden 
Zerstörer sowie den Aufzeichnungen 
des Funkverkehrs mit dem Befehlsha¬ 
ber der US-Pazifikflotte ging hervor, die 
Kriegsschiffe sollten für die anschlie¬ 
ßend geplanten Luftangriffe „die elekt¬ 
ronischen und Radarsysteme Nordviet- 
nams stimulieren, um deren Ortung zu 
erleichtern“. Sie waren in die Drei-Mei- 
len-Zone Nordvietnams eingedrungen 
und hatten, wie der damalige Senator 


Albert Gore es ausdrückte, „unmittel¬ 
bar vor der Küste die Wellen gepflügt“. 
Beide Zerstörer hatten auch den süd¬ 
vietnamesischen Angriff auf die nordvi¬ 
etnamesischen Inseln abgesichert. Kei¬ 
ner der angeblich von nordvietnamesi¬ 
schen Torpedos getroffenen Zerstörer 
wies irgendwelche Beschädigungen auf. 
Nach der Senatsuntersuchung musste 
Präsident Johnson am 1. November 
1968 die Einstellung der Terrorangrif¬ 
fe auf Nordvietnam erklären. Im Juni 
1970 annullierte der Kongress das Ge¬ 
setz vom 16. August 1964. 

Durch die ab 13. Juni 1971 in der 
„New York Times“ veröffentlichten 
sogenannten „Pentagon-Papiere“ kam 
ans Licht, dass Präsident Johnson noch 
vor Erlass des „Drehbuches“ bereits im 
Februar 1964 einen CIA-Operations- 
plan bestätigt hatte, der Spionageflüge 
über Nord Vietnam, Diversionsakte von 
CIA-Kommandos, Überfälle von See 
aus und Sabotageakte auf Eisenbahn¬ 
linien und Brücken festlegte. Das Er¬ 
mächtigungsgesetz, das Johnson als an¬ 
gebliche Reaktion auf den „Tongking- 
Zwischenfall“ dem Kongress vorgelegt 
hatte, war bereits am 25. Mai 1964 aus¬ 
gearbeitet worden. Gerhard Feldbauer 
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Gastkolumne von Ulrich Sander 


Vom Hauptkettenglied im 
Ringen um Frieden 


Von Wladimir Iljitsch Lenin stammt 
der Rat: „Man muss es verstehen, in 
jedem Augenblick jenes besondere 
Kettenglied zu finden, das mit aller 
Kraft angepackt werden muss, um die 
ganze Kette zu halten und den Über¬ 
gang zum nächsten Kettenglied mit 
fester Hand vorzubereiten.“ Diesen 
Hinweis halte ich für sehr wichtig in 
unübersichtlichen Lagen. Er gilt auch 
für die Friedensbewegung. 

Es wird gesagt: Es gibt keine Ein- 
Punkt-Bewegung mehr wie „Bomben 
weg“, „Amis raus“, „Keine Raketen“, 
die Kriegsschauplätze sind zu zahl¬ 
reich. Wir müssen also das „Haupt¬ 
kettenglied“ finden. 

Die „neue“ Friedensbewegung 
sagt nun sehr schlicht: Alles gegen die 
„jüdischen Banken“ und die USA, das 
sei der Punkt, um den Frieden zu er¬ 
ringen. Das ist nicht wahr, darum geht 
es nur jenen, die aus nationalistischen 
Gründen Deutschland den Vorteil 
verschaffen wollen; das hat mit Frie¬ 
densbewegung nichts zu tun. Da geht 
es nur um die „Interessen des Vater¬ 
landes“ anstelle derer der FedBank. 
(Die „neue“ Friedensbewegung nennt 
sich „Friedensbewegung 14“, es han¬ 
delt sich wohl um 1914.) 

Aber die Menschen sehnen sich 
doch nach einfachen Lösungen, und 
sie sind zugleich sehr verängstigt über 
das, was die USA und Israel anstel¬ 
len - zu Recht. Wir antworten dann 
mit „es gibt neue Herausforderungen 
in der Friedensfrage“ und mit ähnli¬ 
chen abstrakten Sachen. Man muss 
aber den Punkt finden, das Ketten¬ 
glied. 

Wenn die USA derzeit der größte 
Feind des Friedens sind, und sie sind 


es, dann müssen wir dennoch (entspre¬ 
chend einem anderen Klassikerzitat) 
den „Hauptfeind im eigenen Land, 
die deutsche Kriegspartei“ (Karl 
Liebknecht) ausmachen, und das ist 
der, der die USA (und NATO) alles 
machen lässt, weil er selbst gern ei¬ 
gene Großmachtinteressen wahrneh¬ 
men will oder zumindest partizipieren 
möchte an Machtgewinn des Westens, 
Profit durch Rüstung etc.: der deut¬ 
sche und EU-Imperialismus. Der lässt 
die USA von deutschem Boden aus 
jede Sauerei machen. Der verbündet 
sich mit Faschisten in Kiew, die wiede¬ 
rum mit den USA verbündet sind, um 
sogar Krieg gegen Russland zu führen. 
Auch im Kalten Krieg haben das die 
USA und die NATO gemacht, sich mit 
Nazis gegen den Osten verbündet. Fa¬ 
schistische Regime wie damals Spani¬ 
en, Griechenland und Portugal waren 
Mitglied der NATO. 

Der heutige Krieg wird Luftkrieg 
sein (das haben wir, die Friedens¬ 
bewegung nachgewiesen). Die drei 
Standorte dafür sind Kalkar (nach 
Osten), Ramstein (nach Süden) und 
Stuttgart (gegen Afrika). Von Kalkar 
aus soll der Krieg gen Osten - nörd¬ 
lich der Alpen - getragen werden. 
Kampfdrohnen haben (noch und ex¬ 
klusiv) die US-Truppen, die Steuerung 
ist in Kalkar. Die USA werden - nach 
Stuttgart und Ramstein - nicht zögern, 
ihre Drohnen und Waffenautomaten 
von Kalkar aus zu steuern, auch wenn 
Deutschland noch gar keine hat. Mit 
aller Kraft muss ein Hauptkettenglied 
wie Kalkar angepackt werden, wenn 
wir irgend etwas erreichen wollen. 
Am 3. Oktober wird die Friedensbe¬ 
wegung nach Kalkar ziehen. 



Soccer Drain 


Deutsches Selbstbewusstsein gibt sich 
seit dem Gewinn der vierten Fußball¬ 
weltmeisterschaft am 13. Juli 2014 im 
Stil der Kanzlerin: Als Tugenden wer¬ 
den planmäßiges Vorgehen, Nüch¬ 
ternheit und geschickter Einsatz von 
Ressourcen genannt. Außerdem gebe 
es geeignete Institutionen: den 1. FC 
Bayern München und Borussia Dort¬ 
mund, in denen einige Nationalspieler 
das ganze Jahr über gemeinsam spie¬ 
len, sodass Joachim Löw seine Leute 
nicht immer wieder fallweise für nur 
kurze Zeit zusammenholen muss. Hin¬ 
zu kommt gezielte Nachwuchspflege, 
so in der mit Schalke 04 zusammenar¬ 
beitenden Gesamtschule Berger Feld. 

Wenn das derart berechenbar 
ist, warum machen es nicht alle so? 
Die brasilianische Präsidentin Dil- 
ma Rousseff denkt offenbar ähnlich, 
wenn sie den Fußballern ihres Lan¬ 
des empfiehlt, sich die Deutschen zum 
Vorbild zu nehmen. Deren Leistung 
wird hierzulande zugleich als nur eine 
Facette eines überaus erfreulichen ge¬ 
sellschaftlichen Gesamtzustandes, ins¬ 
besondere einer erfolgreichen Wirt¬ 
schaft dargestellt. 

Wenn solche Grenzüberschreitun¬ 
gen zwischen Sport, Ökonomie und 
letztlich eben auch Politik vorgenom¬ 
men werden, darf man gleich auf eine 
weitere Parallele hinweisen. 

Es gibt den Begriff und die Tatsa¬ 
che des „Brain Drain“. Darunter ver¬ 


steht man die Einwanderung von gut 
ausgebildeten Wissenschaftlern, Fach¬ 
arbeitskräften und überhaupt begab¬ 
tem Nachwuchs aus armen Ländern in 
reiche. Die USA profitieren seit dem 
19. Jahrhundert davon, inzwischen 
längst auch die Bundesrepublik. 

Neben diesem Brain Drain kann 
man offenbar auch von einem Soc¬ 
cer (Fußball) Drain sprechen: Lu¬ 
kas Podolski, Miroslav Klose, Jerö- 
me Boateng, Sami Khedira, Mesud 
Özil haben Wurzeln in Polen, Gha¬ 
na, Tunesien, der Türkei. Gewiss: sie 
kamen nicht erst als Kicker hierher, 
die Zuwanderung fand meist schon 
in der vorangegangenen Generation 
statt und hatte ihre Ursache - allge¬ 
mein gesprochen - in der Stellung 
der Bundesrepublik als eines euro¬ 
päischen Akkumulationszentrums, 
das lange Zeit Arbeitskräfte aus 
anderen Ländern anzog und auch 
heute noch Ziel von Migration ist. 
Falls Thilo Sarrazin Fußball-Fan sein 
sollte, könnte er sich in diesem Zu¬ 
sammenhang seine Argumente noch 
einmal überlegen. Wenn Zuwande¬ 
rung auf gut gebaute Institutionen 
trifft, mag das sportlich in Ordnung 
sein, kann aber die Frage auslösen, 
ob der Aufwand, mit dem hier Res¬ 
sourcen eingesetzt werden, nicht 
auch auf anderen Gebieten ange¬ 
bracht wäre. 

Georg Fülberth 
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Karikatur: Bernd Bücking 


„Der Antisemitisvorwurf wird lautstark 
von rechten Medien erhoben“ 

Interview mit Jürgen Aust, Partei „Die Linke“ 



UZ: Israel führt aktuell erneut einen 
mörderischen Krieg gegen die Paläs¬ 
tinenser. Welche Aufgabe hat die deut¬ 
sche Friedensbewegung anlässlich des 
Krieges? 

Jürgen Aust: Die deutsche Friedens¬ 
bewegung hätte selbstverständlich 
die Verpflichtung, gegen diesen er¬ 
neuten militärischen Überfall breit, 
d.h. in allen Bundesländern zu mobi¬ 
lisieren und den Protest gegen diesen 
menschenverachtenden Krieg auf die 
Straße zu tragen. Aber bekanntlich hat 
die Friedensbewegung nicht mehr die 
Dimension der 80er Jahre des letz¬ 
ten Jahrhunderts, als Massenproteste 
gegen den NATO-Doppelbeschluss 
stattfanden und z.B. in Bonn zirka 
300 000 Menschen auf die Straße gin¬ 
gen. Gleichwohl gab es bisher in zahl¬ 
reichen Städten breitere Protestaktio¬ 
nen in Gestalt von Demonstrationen 
und Kundgebungen, wie z.B. die in Es¬ 
sen am 18. Juli mit zirka 3 000 Teilneh¬ 
mern, zu der die Linksjugend ,solid 4 . 
NRW und der Landesvorstand meiner 
Partei aufgerufen hatten. Oder auch 
die in Berlin, an der zirka 5 000 Men¬ 
schen teilgenommen hatten. 

UZ: Trotz dieser relativ beachtlichen 
Teilnehmerzahlen sind jedoch nur we¬ 
nige deutsche Linke bereit, sich klar 
und deutlich gegen die Bombardierung 
Gazas zu positionieren und ihre Soli¬ 
darität mit der palästinensischen Bevöl¬ 
kerung auf die Straße zu tragen. Worin 
liegen die Gründe? 

Jürgen Aust: Die Gründe liegen zwei¬ 
fellos darin, dass aufgrund des Holo¬ 
caust viele Linke Israel immer in der 
Opferrolle sehen und es über die letz¬ 
ten Jahrzehnte durch Politik und Me¬ 
dien gelungen ist, jeglichen palästinen¬ 
sischen Widerstand zu delegitimieren 
sowie die palästinensischen Organi¬ 
sationen, sei es in früheren Jahren die 
PLO oder seit mehreren Jahren die 
Hamas, als die Ursache allen Übels 
darzustellen, gegen die dann jegliche 
israelische Militäraktion gerechtfertigt 
zu sein scheint. 

Dass der palästinensische Wider¬ 
stand entscheidend damit zu tun hat, 
dass israelisches Militär 1947/48 zirka 
750 000 arabische Bewohner aus ih¬ 
rer Heimat vertrieben und zirka 400 
Dörfer dem Erdboden gleichgemacht 
hat, dass Israel seit dem sogenannten 
Sechs-Tage-Krieg 1967 die Westbank 
militärisch besetzt sowie Gaza seit vie¬ 
len Jahren zu einem „Freiluftgefäng¬ 
nis“ gemacht hat, wird dabei nicht nur 
tabuisiert, sondern auf eine nahezu 
perfide Weise gerechtfertigt. Wir be¬ 
wegen uns deshalb im Nahost-Kon¬ 
flikt gewissermaßen auf einem stark 
„kontaminierten“ Gelände, was dann 
auch die Mobilisierungsfähigkeit inner- 


Jürgen Aust ist Mitglied des Landes¬ 
vorstandes der Partei „Die Linke“ in 
Nordrhein-Westfalen und engagiert sich 
im „Duisburger Netzwerk gegen Rechts“ 

halb der Linken stark beeinflusst bzw. 
schwächt. 

UZ: Auch in Ihrer Partei gibt es Per¬ 
sonenkreise, denen die Israelsolidarität 
wichtiger scheint, als sich gegen diesen 
verbrecherischen Krieg zu positionie¬ 
ren. Ihrem Landesverband wurde gar 
aus der eigenen Partei heraus unterstellt, 
mit Antisemiten gemeinsame Sache ge¬ 
macht zu haben. Was entgegnen Sie der¬ 
lei Vorhaltungen? 

Jürgen Aust: Bekanntlich existiert in 
der Linkspartei von Anfang an ein 
kleiner Flügel, der sich in bekannter 
„antideutscher“ Tradition der unbe¬ 
dingten Israel-Solidarität verschrieben 
hat und nach dem bereits beschriebe¬ 
nen Muster argumentiert. Dieser Flü¬ 
gel reicht bis in die Parteiführung und 
hat sich aktuell auch zum ersten Mal 
in NRW anlässlich der Kundgebung in 
Essen lautstark eingemischt. So wurde 
bereits im Vorfeld der Demonstration 
nach bekanntem Muster der Vorwurf 
erhoben, der Landesvorstand solida¬ 
risiere sich mit Antisemiten und Isra¬ 
elhassern und es wurde mit verteilten 
Rollen versucht, den Landesvorstand 
zu veranlassen, die Kundgebung ab¬ 
zusagen. Die Gegner der Friedensde¬ 
monstration wurden dabei bedauer¬ 
licherweise auch von dem Bundesge¬ 
schäftsführer der Linkspartei, Matthias 
Höhn, unterstützt. Wir hatten aber als 
Landesvorstand derartigen Vorwürfen 
eine deutliche Absage erteilt und uns 
nach der zweifellos erfolgreichen Es¬ 
sener Kundgebung auch schriftlich an 
Matthias Höhn gewandt und seine In¬ 
tervention zurückgewiesen. 

Bezeichnenderweise wurde der An¬ 
tisemitisvorwurf lautstark von rechten 
Medien erhoben, so z.B. von dem im 
Ruhrgebiet verbreiteten Blog „Ruhr¬ 
barone“, der von einem Redakteur der 
Springerpresse moderiert wird und 
der gewissermaßen im Tagesrythmus 
die Linkspartei mit Antisemitismus- 
Vorwürfen überzog. Dass dieser Blog 


regelmäßig westliche Kriege begrüßt 
bzw. die westliche Zurückhaltung z.B. 
in Syrien deutlich beklagt hat, das 
scheint für die „antideutsche“ Forma¬ 
tion inzwischen keine Schmerzgrenze 
mehr darzustellen. 

UZ: Was soll eigentlich „links“ daran 
sein, den aktuell stattfindenden hundert¬ 
fachen Mord zu tolerieren und die Soli¬ 
darität mit Israel - genauso wie Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel - gleichsam 
zur deutschen Staatsräson zu erklären, 
wie es beispielsweise Teile Ihrer Partei¬ 
spitze tun? 

Jürgen Aust: Daran dürfte nichts 
„links“ sein, da die Staatsräson Mer¬ 
kels einer linken Politik diametral wi¬ 
derspricht und es sich für die Links¬ 
partei deshalb grundsätzlich verbieten 
dürfte, sich mit einer Repräsentantin 
westlicher Kriegspolitik wie Merkel im 
Nahost-Konflikt gewissermaßen zu so¬ 
lidarisieren. Aber es war kein Geringe¬ 
rer als Gregor Gysi, der anlässlich des 
60. Jahrestages im Mai 2008 der isra¬ 
elischen Staatsgründung in einer sehr 
grundsätzlichen Rede den für eine lin¬ 
ke Politik selbstverständlichen antiim¬ 
perialistischen Grundkonsens aufge¬ 
kündigt hatte, um damit insbesondere 
den palästinensischen Widerstand ge¬ 
gen die israelische Besatzungspolitik zu 
diskreditieren. Gysi ist es dann leider 
in Allianz mit dem Flügel in der Partei, 
dem ich eine „antideutsche“ Ideologie 
attestieren würde, gelungen, das Be¬ 
kenntnis zu Israel als deutsche „Staats¬ 
räson“ in das „Erfurter Programm“ hin¬ 
einzuformulieren, was in großen Teilen 
der linken Bewegung vor allem außer¬ 
halb der Partei auf Unverständnis und 
deutliche Kritik gestoßen war. 

UZ: Sogenannte Antideutsche haben es 
in der Vergangenheit bestens verstanden, 
jegliche Kriegsablehnung und auch Kri¬ 
tik am Kapitalismus als „ antisemitisch “ 
abzuwehren und haben bei der bereits 
erwähnten Demonstration in Essen er¬ 
neut gemeinsame Sache mit antimus¬ 
limischen Rassisten gemacht. Wäre es 
nicht an der Zeit, eine antifaschistische 
Strategiedebatte zu führen und die Zu¬ 
sammenarbeit mit derlei reaktionären 
Elementen, die sich vielerorts noch als 
Antifa-Gruppen tarnen, konsequent zu 
beenden? 

Jürgen Aust: Ja, selbstverständlich ist 
diese Debatte überfällig. Aber sie darf 
natürlich nicht nur innerparteilich ge¬ 
führt werden, sondern ich würde es be¬ 
grüßen, wenn solche „antideutschen“ 
Positionen auch außerhalb meiner Par¬ 
tei z.B. von linken jüdischen Repräsen¬ 
tanten oder von Friedensinititiativen 
deutlich kritisiert werden. 

Die Fragen stellte Markus Bernhardt 






























































































Stoppt den Krieg in Gaza 

Aus der Erklärung der Friedensbewegung vom 23. Juli 


Vor zwei Wochen erschien die Erklä¬ 
rung des Friedensratschlags. Mittler¬ 
weile wurden hei den Angriffen auf den 
Gaza-Streifen viele weitere Menschen 
getötet (siehe auch Seite 1). Hunderttau¬ 
sende haben ihre Wohnstätten verloren 
und sind auf der Flucht. Die Forderun¬ 
gen des Bundesausschusses Friedensrat¬ 
schlag bleiben aktuell: 

640 getötete Palästinenser, darunter 
viele Frauen und Kinder, auf der ei¬ 
nen Seite, nahezu 31 getötete Israelis, 
darunter zwei Zivilpersonen auf der 
anderen Seite: Ist das nicht Grund ge¬ 
nug, die Kampfhandlungen zu been¬ 
den und die Waffen niederzulegen? 
Was soll denn noch geschehen, bis die 
Bundesregierung und andere westliche 
Regierungen einsehen, dass ihre bishe¬ 
rige Nahostpolitik kläglich gescheitert 
ist!? Eine Nahostpolitik, die jahrelang 
mitangesehen hat, wie Israel gegen je¬ 
des Völkerrecht Siedlung um Siedlung 
im Westjordanland baut, den Palästi¬ 
nensern Land und Besitzrechte raubt, 
Ostjerusalem ganz für sich in Anspruch 
nimmt (obwohl es laut Teilungsplan der 
UNO Hauptstadt eines Palästinenser¬ 
staates werden sollte), Palästinenser in 
den besetzten Gebieten und Araber in 
Israel als Bürger zweiter Klasse behan¬ 
delt, alle UN-Resolutionen der letzten 
60 Jahre ignoriert und bis heute nicht 
bereit ist, die Grenzen von 1967 und die 
Rechte der Flüchtlinge und Vertriebe¬ 
nen grundsätzlich anzuerkennen. 

Stattdessen werden die Folgen der 
Besatzungspolitik beklagt und zugleich 
den Opfern in die Schuhe geschoben. 
Zu den Folgen der Besatzungspolitik 
gehört nicht nur die Entrechtung der 
palästinensischen Bevölkerung, nicht 
nur deren entwürdigende Behandlung 
an den zahllosen Checkpoints, nicht nur 
ihre Abriegelung im Gazastreifen, son¬ 
dern auch die Verhinderung jeglichen 
wirtschaftlichen Aufbaus. Das Verspre¬ 
chen der Roadmap aus dem Jahr 2000, 
wiederholt in zahllosen Sonntagsreden 


führender Politiker, einen palästinen¬ 
sischen Staat neben dem Staat Israel 
zu gründen, auf dass beide in sicheren 
Grenzen nebeneinander leben können, 
wird seit Jahr und Tag von Israel tor¬ 
pediert: Sogar die Aufnahme der pa¬ 
lästinensischen Autonomiebehörde in 
Unterorganisationen der UNO wie die 
UNESCO wollte die israelische Regie¬ 
rung (und mit ihr die USA) verhindern. 
Und als 2006 zum ersten Mal eine -vom 
Westen lange geforderte -demokrati¬ 
sche Wahl in Palästina stattfand, wurde 
deren Ergebnis nicht anerkannt, weil 
mit der Hamas die „falsche Partei“ ge¬ 
wählt wurde. 

Jeglicher Widerstand gegen die is¬ 
raelische Besatzungspolitik wird unter 
den Generalverdacht des Terrorismus 
gestellt. Tausende solcher „Terroris¬ 
ten“ sitzen in israelischen Gefängnis¬ 
sen - vielfach ohne Anklage oder ohne 
ordentliches Gerichtsverfahren; am- 
nesty international berichtet auch von 
Kindern und Jugendlichen, die in Haft 
genommen werden oder bei Razzien 
von der Polizei misshandelt werden. 
Das alles entschuldigt keineswegs Ge¬ 
waltakte, die von der anderen Seite ge¬ 
gen israelische Staatsbürger begangen 
werden. Raketenangriffe auf bewohn¬ 
tes Gebiet z.B. sind auch dann völker¬ 
rechtswidrig, wenn keine Menschen 
dabei ums Leben kommen. Wir müs¬ 
sen aber die Dinge ein wenig zurecht¬ 
rücken: Auch wenn es längere Phasen 
der Ruhe gab und z.B. keine Raketen 
abgefeuert wurden, suchte (und fand) 
die israelische Regierung einen Anlass, 
ihre Repression gegen Palästinenser 
zu erhöhen, sporadische Luftangriffe 
auf den Gazastreifen zu fliegen oder 
Razzien in den besetzten Gebieten 
durchzuführen. Auch die „größeren“ 
Kriege sind eher „Straf“aktionen als 
„Kampf“maßnahmen: Der letzte Gaza¬ 
krieg kostete 1 400 Palästinensern das 
Leben; die Todesrate Israels betrug 13. 
Wir dürfen nicht warten und tatenlos 
Zusehen, bis der neuerliche Gazakrieg 


vergleichbare Ausmaße annimmt wie 
2009. 

Hinter dem Slogan „Solidarität mit 
Israel“ darf die Solidarität mit dem lei¬ 
denden palästinensischen Volk nicht 
verlorengehen. 

Auch die Palästinenser, die Men¬ 
schen im Gazastreifen haben ein Recht 
auf Leben, auf einen lebensfähigen ei¬ 
genen Staat, auf sichere Grenzen, auf 
Freizügigkeit und auf soziale Wohl¬ 
fahrt. 

Bundeskanzlerin Merkel hat die 
Freundschaft mit Israel zur „Staatsrä¬ 
son“ erklärt. Im Sinne dieser Staatsrä¬ 
son wäre es heute, wenn Frau Merkel 
der israelischen Regierung zu verste¬ 
hen geben würde, dass der fortdau¬ 
ernde Kriegs- und Besatzungszustand 
nicht nur das palästinensische Volk im 
Unglück belässt, sondern immer wie¬ 
der auch den israelischen Staat und 
seine Bürger gefährdet. Auch im Na¬ 
hen Osten gilt: Sicherheit geht nur ge¬ 
meinsam. 

Der Bundesausschuss Friedens¬ 
ratschlag ruft die Friedensbewegung 
dazu auf, auch in diesen schweren Zei¬ 
ten sich auf die Seite des Rechts und 
der Menschenrechte, auf die Seite der 
Gewaltlosigkeit und des Völkerrechts 
zu stellen. 

★ Beendet den Krieg in Gaza! 

★ Rückzug der israelischen Armee aus 
dem Gazastreifen! 

★ Einstellung der Raketenangriffe auf 
Israel! 

★ Für einen gerechten Frieden im Na¬ 
hen Osten, der die Rechte der Palästi¬ 
nenser einschließt! 

Bundes aus schuss Friedensratschlag 
Kassel, Berlin, Dortmund, Frankfurt, 
Nürnberg, Hamburg usw., 23. Juli 2014 

Antikriegsinfos der DKP vom August 
unter: http://news.dkp.de/2014/07/ 
schlachthaus-gaza-stoppt-den-krieg/ 
bzw. zur Ukraine http://news.dkp.de/ 
wp-content/uploads/2Qi4/o8/ 
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Washington, 2. August 



Bilder links: Washington 
Zu einer der größten Aktionen in den 
Vereinigten Staaten kamen am 2. August 
Zehntausende Menschen aus dem ganzen 
Land nach Washington DC. Auf einer Kund¬ 
gebung und einem Marsch protestierten 
sie gegen das Massaker in Gaza und gegen 
die Unterstützung der US-Regierung für die 
israelische Regierung. 

Die Menschen forderten:„Free Palestine - 
Lasst Gaza leben!“ 

Die Demonstration wurde in den Medien, in 
denen sonst die Pro-Israel-Berichterstattung 
dominiert, durchaus zur Kenntnis genom¬ 
men. Die „Washington Post“ berichtete, dass 
„am Samstagnachmittag eine Demonstration 
von Tausenden zum Weißen Haus und durch 
die Straßen der Innenstadt von Washington 
zog“, ABC News:„Pennsylvania Avenue und 
Lafayette Square, im Park gegenüber dem 
Weißen Haus-ein Meer von Demonstran¬ 
ten.“ 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Ohne Annullierung des Verbotsurteils keine Demokratie 

Die KPD wurde am 17. August 1956 als verfassungswidrig verboten • Von Peter Dürrbeck 


M it dem Verbot der KPD wurde ihr Ver¬ 
mögen eingezogen und Mandate wur¬ 
den entzogen. 

Die KPD war zu dem Zeitpunkt in zwei Lan¬ 
desparlamenten vertreten, in Niedersachsen und 
Bremen, diese Länder hatten in ihren Landes¬ 
verfassungen festgeschrieben, dass die entspre¬ 
chenden Staatsgerichtshöfe der entsprechenden 
Länder darüber zu urteilen hätten, wie in solchen 
Fällen mit Landtagsmandaten umzugehen sei. 
So kam es, dass die beiden KPD-Abgeordneten 
aus Niedersachsen und die vier kommunisti¬ 
schen Abgeordneten der bremischen Bürger¬ 
schaft bis Ende der Wahlperiode als partei- und 
fraktionslose Abgeordnete Landtag und Bürger¬ 
schaft angehörten. Im Bremer Staatsgerichtshof 
kam es damals zu tiefgreifenden Kontroversen. 
Der damalige Vorsitzende des Staatsgerichtsho¬ 
fes Bremen, Alexanderf Lifschütz, und Wolfgang 
Abendroth (seit 1949 Mitglied des Staatsge¬ 
richtshofes Bremen, von 1959 bis 1963 Mitglied 
des Staatsgerichtshofes des Landes Hessen) 
hielten den Mandatsverlust nicht für rechtens. 
In der Sache gab es ein Mehrheits- und ein Min¬ 
derheitsvotum. (4:3) 

Das Saarland wurde dagegen erst am 1. Ja¬ 
nuar 1957 politisch Bestandteil der Bundesre¬ 
publik Deutschland. Die Kommunistische Partei 
des Saarlandes war damals mit zwei Abgeordne¬ 
ten im Landtag vertreten. Diesen beiden Abge¬ 
ordneten entzog der Saarländische Landtag am 
18. Juli 1959 das Mandat. Dagegen legten die Ab¬ 
geordneten beim Saarländischen Verfassungsge¬ 
richtshof Beschwerde ein und dieser setzte den 
Landtagsbeschluss vorläuüg aus. Die Ergebnis¬ 
se der Landtagsneuwahl am 4. Dezember 1960 
im Saarland erbrachten „eine Erledigung in der 
Sache“. 

Auch bei dem Entzug von kommunalen Manda¬ 
ten gab es Unterschiede - je nach Kommunal¬ 
verfassungen der einzelnen Bundesländer. Wo¬ 
bei verbliebene Abgeordnete der KPD natürlich 
nicht mehr mit der Parteibezeichnung „KPD“ in 
den Gremien sitzen durften. 

★ 

Es zeigt sich hier deutlich, dass das KPD-Ver- 
botsurteil keineswegs eine so klare Sache war, 
wie es die regierungskonforme Histograüe dar¬ 
zulegen versucht. Wesentlich war jedoch, dass 
mit dem Parteiverbot, entsprechend der von den 
Westmächten geschürten Kommunistenhatz und 
der Entwicklung des Kalten Krieges, eine anti¬ 
kommunistische Hetze einsetzte, die zugleich 
auch den antifaschistischen Kampf der Kom¬ 
munisten einbezog. 

Dabei brauchte diese Entwicklung Adenau¬ 
er und seiner Regierungsmannschaft nicht von 
außen aufgezwungen werden, sondern sie ent¬ 
sprach auch seiner reaktionären Einstellung 
und dem Revanchestreben bestimmter Kräfte, 
die sich mit dem Potsdamer Abkommen nicht 
abünden wollten. Mit dem 131er Gesetz (1951) 
und dem KPD-Verbot 1956 wurde die Einglie¬ 
derung der ehemaligen Staatsträger des NS-Re- 
gimes forciert - vor allem bei Polizei, Justiz und 
der Bundeswehr, aber auch in anderen Berei¬ 
chen, zum Beispiel im Schuldienst und weiteren 
Dienststellen. 

Es war für die Regierung und die Mehrheit 
im Bundestag - und nicht nur aus den bereits ge¬ 
nannten Gründen - nicht ganz einfach, mit der 
KPD kurzen Prozess zu machen. Das Verfahren 
gegen die KPD zog sich über fünf Jahre hin. Fast 
wäre es zu einer Situation gekommen, dass die 
entsprechende Kammer des Verfassungsgerichts 
das Verfahren an eine andere Kammer in ande¬ 
rer Besetzung übergeben musste. Formal hätte 
das bedeutet, das ganze Verfahren neu aufzu- 
rollen. 

Doch kurz vor dem technischen Ende des 
Verfahrens übte Adenauer Druck auf die Rich¬ 
ter aus, endlich das Urteil zu sprechen. 

★ 

In der internationalen Öffentlichkeit gab es da¬ 
mals großes Unverständnis über das Vorgehen 
gegen die KPD. Die Untaten der Faschisten wa¬ 
ren bei der Bevölkerung Westeuropas noch in 
schmerzlicher Erinnerung. 

Das Verfahren und das Urteil gegen die KPD 
zeigen von Anfang an eindeutig, dass politische 
Ziele „durchgepeitscht“ wurden. Es zeigte sich 
eindeutig, dass damit auch eine politische und 
gesellschaftliche Idee verfolgt werden sollte. 

Wolfgang Abendroth betont in seinen „Be¬ 
merkungen zur Analyse der politischen Funkti¬ 
on des KPD-Verbots“: „Die Urteilsgründe des 
KPD-Verbotsurteiles des Bundesverfassungsge¬ 
richts sind leider - vor allem in ihren ideologi¬ 
schen Darlegungen - so unscharf und teilwei¬ 
se widersprüchlich formuliert worden, dass das 



Freies Volk 


Dia KPD l#U - Iwiwa9 «■* da« Vafbo*l 


Foto oben: Unmittelbar nach dem Verbot besetzte Polizei das 
Haus des KPD-Parteivorstandes und die Redaktion der Zeitung 
der Partei „Freies Volk“ in Düsseldorf, 17. August 1956. Foto rechts: 
Ausgabe des „Freien Volks“ nach dem Verbot und Betriebszeitun¬ 
gen der KPD (Herbst 1956). 
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KPD-Verbot im Widerspruch zum ursprüngli¬ 
chen Sinn von Artikel 21 Abs. 2 des Grundge¬ 
setzes diesen Intentionen der damaligen Politik 
der Bundesregierung dienen konnte“. Wolfgang 
Abendroth hatte vorher auf politische Ziele hin¬ 
gewiesen, denen die KPD im Wege stand: Vor¬ 
anschreitende Konzentration und Zentralisation 
des Kapitals und faktische Liquidation der Ent¬ 
nazifizierung, sowie Eingliederung von früheren 
Mitgliedern der NSDAP in den Staatsapparat 
und in Führungsstäbe politischer Parteien. 

Er stellte weiter fest, dass das Leben in der Bun¬ 
desrepublik „entliberalisiert“ wurde, (siehe roro- 
ro aktuell 1968, S. 28) 


Es ist schwierig die Zahl der Ermittlungsver¬ 
fahren und Verurteilungen von Mitgliedern der 
KPD und Nichtmitgliedern genau zu ermitteln, 
die auf Grund des Verbotsurteils stattgefunden 
haben. Mindestens 4 000 Verurteilungen gab es 
während der Zeit von 1956 bis 1968. Grundla¬ 
ge war jeweils der Vorwurf der Zuwiderhand¬ 
lung gegen das KPD-Verbot. Die Gesamtzahl 
der Ermittlungsverfahren lagen um ein Vielfa¬ 
ches höher. 

Urteile gegen bekannte Funktionäre und Par¬ 
lamentarier der KPD, die zum großen Teil schon 
unter dem Hitlerregime verfolgt worden waren, 
wurden in fast jedem Bundesland gefällt. Neben¬ 
strafen, wie Führerscheinentzug, Berufsverbo¬ 
te - besonders gegen Journalisten -, Aberken¬ 
nung des aktiven und passiven Wahlrechts und 
Einschränkung der Reisefreiheit waren nicht sel¬ 
ten. Hinzu kam noch die Aberkennung von Haft¬ 
entschädigungsrenten bei den NS-Verfolgten. 

Das Blamabelste für die Bundesrepublik war, 
dass die angeklagten Antifaschisten oft Richtern 
und Staatsanwälten gegenüberstanden, die be¬ 
reits unter den Nazis verbrecherische Urteile 
gefordert und verhängt hatten. Außerdem war 
es „Gang und Gebe“, dass das Wirken von Kom¬ 
munisten vor dem Verbot nachträglich, also nach 
dem Verbot, mit erhöhten Strafen „geahndet“ 
wurde. Da ich als Autor dieses Artikels aus Nie¬ 
dersachsen komme, möchte ich darauf verwei¬ 
sen, dass wir mehrere Justizminister hatten, die 
Funktionäre im NS-Regime waren. Diese Minis¬ 


ter waren na¬ 
türlich auch 
an der Be¬ 
rufung von 
Richtern und 
Staatsanwäl¬ 
ten beteiligt. 
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Im Mai 2014 
fand eine 
Festsitzung 
des Bundes¬ 
tages zum 
65. Jahres¬ 
tag der Ver¬ 
abschiedung 
des Grund¬ 
gesetzes 
statt. Uner¬ 
wähnt blieb bei der Selbstbeweihräucherungs¬ 
feier, dass der Bundestag in seiner Geschichte 
das Grundgesetz mehrfach verändert hat und so¬ 
gar eine ganz erhebliche Änderung - nämlich die 
Notstands Verfassung - verabschiedete. 

Wenn man also über das Grundgesetz spricht, 
dann muss man auch die Einschränkungen von 
Demokratie in vielen Punkten erwähnen. Seit 
1956 geht es in diesem Zusammenhang vor allem 
auch darum, das KPD-Verbot aufzuheben. 

Viele Initiativen zur Aufhebung des Verbots 
wurden in den vergangenen Jahren durch die 
Mehrheiten in Ausschüssen des Bundestages 
abgewiesen. Unterstützung gab es im Bundes¬ 
tag nur durch Vertreterinnen und Vertreter aus 
der PDS-Fraktion bzw. der Fraktion der Partei 
„Die Linke“ 

Auch nach fast 60 Jahren wird aber Unrecht 
offenbar als „Recht“ angesehen. 

Jedenfalls erhielt die Initiative der Opfer des 
Kalten Krieges (IKOKK) nach Übergabe einer 
Unterschriftensammlung an den Petitionsaus¬ 
schuss des Bundestages Ende Mai die Stellung¬ 
nahme einer Staatsanwältin. Darin kann man le¬ 
sen: Die Aufhebung des Verbotsurteils durch das 
Parlament sei nicht möglich. 

Das ist blanker Unsinn: So zeigte Professor 
Ridder bereits 1966 in seiner Schrift: „Aktuelle 


Rechtsfragen des KPD- Verbots“ Wege zur Le¬ 
galisierung der KPD auf und hat diese in einer 
kurzen Fassung in einer Broschüre rororo aktu¬ 
ell 1968 erhärtet. Darin verwies er unter anderem 
darauf welchen Weg das Bundesparlament durch 
Gesetzesänderungen beschreiten kann. 

Die Annullierung des KPD-Verbotsurteils 
ist jedoch nicht nur eine juristische Frage, son¬ 
dern sie ist vor allem eine politische: Die Aner¬ 
kennung, dass mit dem KPD-Urteil eine gewal¬ 
tige Einschränkung der demokratischen Rechte 
einherging, würde ein Stück Aufarbeitung der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
bedeuten, denn die Auswirkungen des Verbots 
bekamen ja nicht nur Kommunisten zu spüren, 
sondern auch Menschen, die von ihren demo¬ 
kratischen Grundrechten Gebrauch machten 
oder die viel gelobte Reisefreiheit in Anspruch 
nahmen, aber anstatt nach Mallorca oder in die 
Türkei nach Usedom, Leningrad oder Soüa reis¬ 
ten. 

Die UZ hat mehrfach über Fähe berichtet, 
wie in der Vergangenheit - vor allem den 50er 
und 60er Jahren - beispielsweise junge Men¬ 
schen daran gehindert wurden Gespräche mit 
ihren Altersgenossen in der DDR, der CSSR 
oder bei Jugendtreffen in Finnland und Wien zu 
führen. 

Ich erinnere mich gut daran, dass wir mit ei¬ 
ner Jugendorganisation nach Auschwitz fahren 
wollten und einen Reiseweg durch die DDR 
wählten. Das war vom Bundesjugendring bzw. 
vom Innenministerium nicht erlaubt worden. 
Wir mussten den Weg durch die CSSR wählen. 
Es ließen sich viele solcher Beispiele nennen. 

Auch die Praxis der Berufsverbote hängt eng 
mit dem KPD-Verbot zusammen und war spä¬ 
ter besonders gegen die DKP bzw. Kandidaturen 
für die DKP gerichtet. Es zeigt sich in der gan¬ 
zen Breite, dass auch das Verbot als Damokles¬ 
schwert über der DKP schwebt. 

Darum ist es eine Frage des demokratischen 
Rechts, wie Staat und Gesellschaft sich heute 
und künftig auch für 
die Interessen der in¬ 
folge des KPD-Verbots 
zu Unrecht Verfolgten 
einsetzten. Und auch 
deshalb ist für viele Be¬ 
troffene ihre Rehabili¬ 
tierung keine nachran- 
gige Frage 


Diese Republik muss 
sich endlich mit ihrer 
eigenen Geschichte be¬ 
fassen, um zu einer de¬ 
mokratischen Entwick¬ 
lung zu kommen: das 
KPD-Verbot aufheben, 
die noch lebenden Be¬ 
troffenen rehabilitieren 
und entschädigen. Vie¬ 
le Verfolgte aus der Zeit 
des Kalten Krieges er¬ 
lebten erhebliche Ein¬ 
bußen: Einschränkun¬ 
gen in der Ausbildung, 
Lohnausfälle durch 
■rt Mia naa na_»ig«g;«M »gw__ Haft und Verfolgung, 

Renten kürzungen für 
NS-Verfolgte, Verlust 
von Arbeitsplätzen und 

so weiter und sofort. 

Für die Mitglieder der DKP und die Leser der 
UZ ist es wichtig, sich nicht nur dieses Teils unse¬ 
rer Geschichte und der Folgen für die Demokra¬ 
tie bewusst zu sein, sondern aktiv zu werden und 
sich immer wieder zu fragen, wo wir Partner für 
die Aufhebung des KPD- Verbots ünden. 


Noch eine letzte Frage: Wollen wir etwa mit der 
Forderung nach Annullierung des Verbotsur¬ 
teils die KPD von 1956 neu bilden? Ich halte 
solche Überlegungen für absurd. Die DKP hat 
sich als eine Partei erwiesen, die sich in Politik, 
Programm und Statut mit anderen kommunis¬ 
tischen Parteien messen kann. Wenn ich das 
schreibe, bedeutet das, dass wir in unserer Ar¬ 
beit noch vieles verbessern und unter anderem 
auch zu untersuchen haben, wie es zur Nieder¬ 
lage des realen Sozialismus gekommen ist und 
wie wir die Niederlage verarbeiten und Lehren 
für die Zukunft und einen künftigen Sozialismus 
daraus ziehen können. 

{Peter Dürrbeck wurde 1966 wegen illegaler Betä¬ 
tigung für die KPD verurteilt, 1967 deswegen in¬ 
haftiert, 1968 war er Mitglied im Bundesausschuss 
zur Neukonstituierung der DKP) 
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Ein Denken, das um Veränderbares kreist 

Zu Volker Brauns „Werktage 2 (Arbeitsbuch 1990-2008)“ 


V olker Braun setzt mit dem zwei¬ 
ten Band seines Arbeitsbuches 
„Werktage 2“ ein in der deut¬ 
schen Gegenwartsliteratur beispielloses 
Werk und damit eines der grundlegen¬ 
den dokumentarischen Zeugnisse für 
unsere Zeit - die Jahre vor und nach 
der Wende von 1989 - und ihre offenen 
Fragen fort. Der dokumentarische Wert 
besteht in der Beschreibung des sozial¬ 
geistigen Lebens in der DDR und eines 
geeinten Deutschlands aus der Sicht des 
Philosophen und Dichters, es ist nur be¬ 
dingt ein Buch über Brauns Erlebnisse 
und Erfahrungen. Das hängt mit Brauns 
Anspruch zusammen, sich wie jedes In¬ 
dividuum als Teil der Gesellschaft, ei¬ 
nes Wir zu erfassen. Einer seiner frühen 
Gedichtbände, der den revolutionären 
Anspruch eines sozialistischen Staates 
thematisierte, hieß - in der Umkehrung 
nach einer Ode Klopstocks - „Wir und 
nicht sie“ (1970). Insgesamt betreffen 
die beiden Bände der „Werktage“ die 
Zeit von 1977 bis 2008; das Jahr 1976 
wird im kommenden Jahr nachgereicht 
(„Das nachgetragene Jahr“). 

Brauns Arbeitsbuch will durch geis¬ 
tige Bezüge zum Denken 
Brechts, fortführend des¬ 
sen thematische Vorga¬ 
ben und wie er die Klein¬ 
schreibung nutzend, seine 
Nähe und seine Unter¬ 
schiede zu Brechts „Ar¬ 
beitsjournal 1938-1955“ 
betonen. Bei der enzy¬ 
klopädischen Anlage und 
dem ungewöhnlichen 
Umfang des von Braun 
Beschriebenen, Erlebten 
und Analysierten kann 
eine Rezension nur an¬ 
deuten. Tagesnotizen ver¬ 
binden sich mit Hinwei¬ 
sen und Gedanken zum 
eigenen Werk, zu fremden 
Texten. Braun fügt Mon¬ 
tagen aus Werken ande¬ 
rer Autoren ein, eigene 
Dichtungen, oft in Form 
von Vierzeilern zu Fo¬ 
tos, erinnernd an Brechts 
„Kriegsfibel“ und an Wal- j 
ter Benjamin, auf den sich 
Braun mehrfach wie auf | 
ein Programm beruft. Wer 
die deutsche Gegenwart, 
ihre Politik und ihre sozi¬ 
alen Verwerfungen beur¬ 
teilen will sowie in deut¬ 
scher Gegenwartslitera¬ 
tur mitsprechen möchte, 
sollte sich, muss sich der 
Lektüre unterziehen. 

„Werktage“ und „Ar¬ 
beitsbuch“ sind mehr als 
Titel und Untertitel; beides meint Arbeit 
des Denkens und denkende Arbeit. Ih¬ 
nen widmet sich ein Dichter, der sich der 
Geschichte nicht entzieht, die ihm „da¬ 
zwischen“ kommt (3.1.90), obwohl er ur¬ 
sprünglich die Absicht hatte, in der Mitte 
seines Leben „einen weg nach innen zu 
suchen“ (3.1.90). Emotionen spielen in 
seinen Eintragungen kaum eine Rolle, 
sondern die Gedanken; auf Voyeuris¬ 
mus in Intimes wird ebenso verzichtet 
wie auf Literatenklatsch, wodurch das 
Buch eine angenehme Klarheit, diszi¬ 
pliniert diskrete Zurückhaltung und 
kühle Überlegenheit bekommt. Es wer¬ 
den Werkstattberichte gegeben, geistige 
Arbeitsprozesse im politisch grundier¬ 
ten Umfeld dokumentiert. 

Braun nutzt erstens die Position des 
philosophisch geschulten und sozial 
vielfach erfahrenen Menschen, der an 
den Band, der 1889 endet, anschließt: 
Zu Beginn des Jahres 1990 sei die Zeit, 
und so beginnt Brauns 2. Band, „auf die 
wir hingearbeitet haben. Nun verlangt 
sie konsequenz.“ Bald muss er einse- 
hen, dass die Zeit, die er meinte, keine 
Chance hatte. Spricht deshalb aus den 
ersten Worten des Arbeitsbuches noch 
die Hoffnung, der gesellschaftlichen 
Entwicklung jenen sozialistischen Cha¬ 
rakter zu geben, den der erstarrte Ap¬ 
parat der DDR nicht zu schaffen ver¬ 
mochte, so verliert sich diese Hoffnung 
auf eine Verbindung von Volkseigentum 
und Demokratie über die beschriebe¬ 


nen Jahre mehr und mehr, ohne völlig 
verloren zu gehen. Aber: Um dieser 
Hoffnung eine Chance zu geben muss 
das wiedererstarkte Alte „niedergesto¬ 
ßen von neuer Vitalität“ werden, wie 
es frühere historische Abläufe zeigten. 
Braun urteilt 1995 über die Verände¬ 
rungen nach 1989, gestützt auf Gedan¬ 
ken des Literaturwissenschaftlers Hans 
Mayer, bei dem er studierte, auf Ernst 
Blochs Denken auf Kommendes und 
auf Marx und Hegel zurückgehend: 
„bei der jetzigen einverleibung wurde 
eine altgewordne weit von einer andern 
altgewordnen übernommen, oder eine 
frühvergreiste von einer altersgeilen“ 
(13.2.95). Diese Einschätzung wird in 
dem „Arbeitsbuch“ mehrfach variiert, 
korrespondiert mit dem Begriff „Kon¬ 
terrevolution“ und wird zum Programm: 
Braun sucht nach den Bedingungen, 
unter denen die Hoffnung Wirklichkeit 
werden kann, denn er will sich nicht 
damit abfinden, dass „die historischen 
Verhältnisse, die die bodenreform und 
die genossenschaften nur unterbrochen 
hatten ... die prekären lebensbedingun- 
gen der ostelbischen landarbeiter des 19. 


jahrhunderts“ (17.08.08), wie ihm eine 
Armutsstudie bestätigte, sich wieder¬ 
herstellten. 

Ein zweiter roter Faden der Eintra¬ 
gungen ist die Suche nach dem Sinn der 
Niederlage von 1989 und die sich daraus 
ergebenden Auswirkungen auf Denken 
und Handeln. Die Inhalte der Begriffe 
„Demokratie“, „Eigentum“ des Volkes 
und „Gemeineigentum“, „Staat“ - „eine 
antiquarische form“ (23.2.90) - und 
„Freiheit“ sind ihres Inhalts entleert 
und zu Worthülsen verkommen; die 
„materielle Freiheit“ (de Maiziere) der 
Währungsunion wird zur „Okkupation“ 
und „fahndungsunion“ (30.6.90) und die 
Massen sind durch die Einheit „von der 
Straße der demokratie auf die pisten des 
konsums“ (23.2.90) weggelenkt worden. 
An seiner Grundüberzeugung von den 
sozialistischen Eigentumsverhältnissen 
als Voraussetzung einer Demokratie 
hält Braun fest. Er stößt in vielen Alltäg¬ 
lichkeiten, aber auch in herausragenden 
Vorgängen allerdings auf Anmaßung, 
Dummheit und Feigheit, die sich beim 
höchsten Staatsamt, bei den Horten des 
Geistes wie Akademien und Verbänden 
und bei vielen Menschen finden, die le¬ 
diglich Abwechslung und Konsum su¬ 
chen, Freiheit mit Reisen verwechseln 
und keinen Gedanken auf ihre soziale 
Rolle im geschichtlichen Prozess ver¬ 
wenden. Er sieht darin Ursachen für 
den wiedererstandenen „rechten Un¬ 
geist“ und für „das ganze denken die¬ 


ser selbstgefälligen gesellschaft, die zu 
allem wieder fähig ist (auch zum krieg)“ 
(2.6.06). Während im ersten Band der 
Werktage noch Hoffnung auf die zu ler¬ 
nende Demokratie gesetzt wurde, sieht 
Braun - wie auch der von ihm aufge- 
rufene Christoph Hein -, dass dieses 
„lernziel“ nicht erreicht werden kann, 
ist doch der Staat, wie Volker Braun 
aus Heins „In seiner frühen Kindheit 
ein Garten“ bezieht (2005), „selber zum 
terroristen und zu dem gefährlichsten 
von allen“ (20.1.05) geworden. 

Drittens wird über Biografisches 
zurückhaltend informiert, konzentriert 
auf das dem Dichter Wesentliche. Per¬ 
sönliches erscheint selten: Die Mutter 
spielt eine besondere Rolle, die sozia¬ 
le und territoriale Herkunft eine ande¬ 
re, wenn sie auch nur tangiert wird und 
sich daraus, wie fast aus allen Erlebnis¬ 
sen und Erfahrungen, Literatur ergibt 
(„Der berüchtigte Christian Sporn“, 
2004). Brauns weltweite Reisetätigkeit 
taucht in Ketten von Städtenamen und 
einigen Fotos auf. In dieses Umfeld ge¬ 
hören auch die Entstehungsprozesse der 
späten Werke wie „Die vier Werkzeug¬ 


macher, Machwerk oder Das Schicht¬ 
buch des Flick von Lauchhammer“ und 
„Das unbesetzte Gebiet“, die Geschich¬ 
te einer Volksdemokratie für wenige 
Wochen, die im erzgebirgischen Schwar¬ 
zenberg nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges entstand, als die Stadt un¬ 
besetzt blieb. Ihr Beispiel bewies, dass 
die Ordnung, die nach 1945 im Osten 
entstand, nicht aufgezwungen, sondern 
Ausdruck von Notwendigkeit und Be¬ 
dürfnis war, nach dem Historiker Walter 
Barthel, den Braun zitiert, „aus dem le¬ 
ben des Volkes geboren“ (13.10.03) Die 
Werke, deren Entstehung beschrieben 
wird, haben Brauns Überzeugung zum 
Thema, dass Arbeit den Menschen und 
sein Leben bestimmt. Das sucht er auch 
in der eigenen Familie auf, „berufe der 
Vorfahren“ (22.5.03) werden aufgelistet, 
ihre Landschaft, Erzgebirge und Vogt¬ 
land, besucht: Von Schwarzenberg 1945 
führt der Weg rückwärts zu dem Revo¬ 
lutionär Max Hoelz und zum „berüch¬ 
tigten Christian Sporn“, dessen Hinrich¬ 
tung Braun aus Akten rekonstruiert. 

Die Urteile über Literatur und 
Schriftsteller sind zahlreich; sie werden 
mit dem eigenen Werk und Wollen kon¬ 
trastiert und geordnet. Aus der Kenntnis 
und der engagierten Teilnahme entsteht 
mit diesen Arbeitsbüchern eine Litera¬ 
turgeschichte, die aus Literaturerfah¬ 
rung gespeist wird. Es sind Brauns Wer¬ 
tungen über Literatur und Literaten. 
Durchgehend vorhanden und eine feste 


Größe sind die sächsischen „alten freun¬ 
de“ wie Mickel, Hilbig, Rainer Kirsch, 
Rosenlöcher und andere, dazu der Bild¬ 
hauer Jastram. Erinnert wird beispiel¬ 
haft an Franz Fühmann. Es sind auch 
Jahre des Abschieds: die Freunde Mi¬ 
ckel und Hilbig sterben, Heiner Müllers, 
Rudolf Bahros, Stephan Hermlins, Wal¬ 
fried Hartingers und Jürgen Tellers Tod 
erschüttert Braun, er verlor mit ihnen 
Vertraute, denen er entstehende Werke 
vorstellte. Andere werden ihm fremder 
wie Sarah Kirsch; Kunert gerät gar zum 
Gartenzwerg, so sah er die ostdeutschen 
Akademiemitglieder und Braun fragt: 
„und wie sah er aus?“ (16.2.92). Bier¬ 
mann wird zum Gegenbild der Haltung 
Brauns, denn er sei für Krieg und las¬ 
se sich immer benutzen. Kein Wunder, 
dass er „nun als renegat abgeht“. Und 
wenn es stimmt, was Volker Braun aus 
anderer Quelle entnimmt, Biermann 
sei vor seinem Auftritt in Köln 1976 ge¬ 
warnt worden, dass er nicht zurückkeh¬ 
ren dürfe, dann „wäre es nicht der coup 
der regierung sondern der des Sängers 
gewesen“ (17.11.07). Auch zu anderen ge¬ 
winnt Braun Abstand, zu Hacks, zu Sol- 


schenizyn. Der entscheidende Ansatz 
der Beurteilung ist für Braun, ob sich ein 
Mensch benutzen lässt oder selbst be¬ 
stimmt. Er selbst folgt konsequent der 
Selbstbestimmung, die ihm vor 1989 und 
nach 1989 in Spannungsfelder führte, 
und gründet sich auf seine „unbefange¬ 
ne existenz“, die ihm seine Arbeit, wenn 
auch unter Schwierigkeiten, ermöglicht. 
Selbst die klassische Iphigenie wird mit 
diesen Erfahrungen neu verstanden; 
Orest und Pylades erscheinen als Flucht¬ 
helfer, lassen sich also benutzen, und der 
leere Markt von Tauris reizt sie als Ge¬ 
schäftsleute (10.12.90). 

Braun beschreibt den Riss, der bis 
heute durch das geeinte Deutschland 
geht und auch durch die deutsche Li¬ 
teratur. Wobei ihm manche Autoren, 
die aus dem Westen stammen, wie Pe¬ 
ter Handke und Günter Grass, zu den 
Schriftstellern des Ostens zu gehören 
scheinen oder dorthin „zugeschlagen“ 
werden, weil Grass „die deutsche Ver¬ 
einigung aus der sicht der unterlegenen 
beschrieben“ (7.9.95) habe. Das ist auch 
Brauns Sicht, ohne dass es bei ihm zu 
Trauer oder Klage führt: Er stellt sich 
der Geschichte und sieht nach vorn alles 
offen, bei Verzicht auf den „irrglauben 
aller reformgebete an den gott im amt“ 
(11.11.08). Rüdiger Bernhardt 

Volker Braun: Werktage 2 (1990- 
2008). Frankfurt am Main: Suhrkamp 
Verlag, 2014, 1000 S., 39,95 Euro 



„Dreydele“,das sind bis jetzt Sonja 
Gottlieb, Matthias Leßmeister und Uli 
Holzhausen. Der Begriff „Dreydele“ 
bezeichnet einen Kreisel mit dem 
Kinder beim Chanukkah-Fest spielen 
und der für Drehen, Bewegung,Tanz, 
Unterwegs-Sein steht. 

Jiddische Lieder 

„Dreydele“ mit 
Klezmer-Sound 

Als das bekannte Gesangsduo Zupfgei¬ 
genhansel im Jahr 1979 zum ersten Mal 
eine gelungene Zusammenstellung jid¬ 
discher traditioneller und Partisanen¬ 
lieder sowie Lieder aus den Ghettos 
der Nazi-Zeit veröffentlichte, waren die 
Klänge und die Sprache für uns unge¬ 
wohnt und neu. In den Jahren danach 
wurde auf diese Sammlung oft Bezug 
genommen, einige Lieder wurden zum 
Bestandteil linker deutscher Liedkul¬ 
tur und bei Festen oder anderen Gele¬ 
genheiten gesungen. 

Die Gruppe Dreydele macht Klez- 
mermusik mit Klarinette, Akkordeon 
und Gitarre, die traditionell von Wan¬ 
dermusikern bei jüdischen Hochzeiten 
und Festen gespielt wurde. 

Mit ihrem Album „Majn Friling“ 
machen sie neue Lieder bekannt, die 
Bestandteil der jiddischen Kultur über 
hunderte von Jahren sind. Lieder „in 
der Sprache des Herzens und Leidens“. 

Mindestens zwei Lieder stam¬ 
men aus der Zeit der frühen Sowjet¬ 
union. Im Lied „Birobidschan“ geht 
es um eine autonome jüdische Stadt, 
die durch eine Resolution des ZK der 
UdSSR im Jahr 1928 „für die arbeiten¬ 
de jüdische Bevölkerung“ an der Stre¬ 
cke der Transsibirischen Eisenbahn ge¬ 
gründet wurde. Dort entwickelte sich in 
den Jahren danach bald ein reichhalti¬ 
ges jüdisches kulturelles Leben. 

Im Titel „Dzhankoye“ geht es um 
den proletarischen Stolz der arbeiten¬ 
den Leute, eben Juden, in der Nähe von 
Sewastopol. Letzterer Song steht im 
Kontrast zu „Roszinkes mit Mandeln“, 
einem Schlaflied für den Sohn eines 
Kaufmanns, dessen Vater als Vertreter 
dieses Standes ihm ein reiches Leben 
wünscht. 

Mit fünf Instrumentalstücken auf 
der CD entführt Dreydele in die Viel¬ 
seitigkeit der jiddischen Musik, es er¬ 
klingen ukrainische, slawische, baltische 
und deutsche Elemente der Volksmusik. 

Seine jahrhundertelange Verfol¬ 
gung ist Bestandteil der ostjüdischen 
Liedkultur geworden. Die Gruppe 
Dreydele macht auf dem Album ein 
Lied aus dem Ghetto von Wilna be¬ 
kannt. Es heißt „Shtiler Shtiler“ die 
Melodie wurde von dem erst elfjähri¬ 
gen Alex Wolkoviski geschrieben: 

„Frühling ist ins Land gekommen. 
Für uns aber ist es Herbst. Die Luft ist 
voll mit Blütenduft und für uns ist es 
Nacht. Still, still mein Kind und lächele 
nicht. Es ist nicht erlaubt. Die Freiheit 
wird kommen und mit ihr dein Vater. 
Dann wird auch für uns Frühling sein ... “ 

Im Zentrum der Aufnahmen steht 
die ausdrucksstarke Stimme von Sonja 
Gottlieb. Sonja kennen viele von uns. 
Sie war und ist bekannte Interpretin 
von politischen Liedern bei linken De¬ 
mos und Friedensfesten - und Brecht- 
Songs. 

Mit dabei sind bei „Dreydele“ auch 
Uli Holzhausen (Klarinette und Ge¬ 
sang) sowie Matthias Leßmeister (Ak¬ 
kordeon und Gesang), beide bilden ge¬ 
wissermaßen das Fundament des ein¬ 
drucksvollen Klezmer-Sounds auf der 
CD. Werner Lutz 

Weitere Infos und Bestellung der CD 
unter dreydele@t-online.de 



Volker Braun (rechts im Bild) mit dem Autor unseres Beitrags, 1999 
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„Es gab nicht nur den 20. Juli 


Eine Mahnung gegen das Vergessen und Ausgrenzen des Arbeiterwiderstandes 


„Es gab nicht nur den 20. Juli“. Unter 
diesem Motto luden am 22. Juli das Ar¬ 
chiv der Münchner Arbeiterbewegung, 
die Lagergemeinschaft Dachau und die 
Vereinigung VVN-BdA in die Münch¬ 
ner Seidl-Villa zur „Erinnerung an 
den immer noch vergessenen Münch¬ 
ner Widerstandskreis Hartwimmer-Ol- 
schewski“. 


Dies solle kein Gegenstück zum 
20. Juli sein, erklärte Friedbert Mühl- 
dorfer (VVN-BdA) den etwa 100 Gäs¬ 
ten bei der Eröffnung, vielmehr eine 
„Ergänzung“, eine Mahnung gegen das 
Vergessen und Ausgrenzen des Arbei¬ 
terwiderstandes. 

Der Historiker Ludwig Eiber vom 
Archiv der Münchner Arbeiterbewe¬ 
gung zeichnete die Enstehung und das 
tragische Scheitern der Widerstands¬ 
gruppe um Wilhelm Olschewski sen., 
Beppo Römer und Johann Hartwim¬ 
mer nach. 

Die Gruppe hatte sich in den Jah¬ 
ren 1939 bis 1942 formiert, zum großen 
Teil aus entlassenen kommunistischen 
KZ-Häftlingen, die ihre gemeinsame 
Haft im KZ Dachau auch als Schule 
der Solidarität und des Widerstandes 
erlebten. 

Interessant ist das Jahr 1939 aber 
auch noch unter einem anderen Ge¬ 


sichtspunkt, wie Heike Bretschneider 
in ihrer Untersuchung „Der Wider¬ 
stand gegen den Nationalsozialismus 
in München 1933 bis 1945“ schreibt: 
„Hervorzuheben ist, dass die Anfän¬ 
ge dieser neuen Gruppe in das Jahr 
1939 hineinreichen, also in die Zeit 
des Bündnisses zwischen Deutschland 
und der Sowjetunion. Es konnte jedoch 


nicht festgestellt werden, dass dadurch 
die Haltung dieser Gruppe gegenüber 
dem Nationalsozialismus beeinflusst 
worden wäre.“ 

Ein neues Moment beinhaltete 
auch die Zusammensetzung des Wi¬ 
derstandskreises, der in München fast 
50 Menschen umfasste und in Fünfer¬ 
gruppen organisiert war. 

Mehrheitlich waren es Kommunis¬ 
tinnen um Wilhelm Olschewski sen., 
Leutnant im Ersten Weltkrieg, der sich 
danach in der revolutionären Rätebe¬ 
wegung engagierte und anschließend 
zu sieben Jahren Festungshaft verur¬ 
teilt wurde. 

Dagegen waren Johann Hartwim- 
mer und vor vor allem der Hauptmann 
Dr. Josef (Beppo) Römer, Freikorps- 
Leute, die damals auf der anderen Sei¬ 
te der Barrikade standen und z.B. als 
„Freikorps Oberland“ zur Niederschla¬ 
gung der Bayerischen Räterepublik 


beitrugen. Über die KPD-Zeitschrift 
„Aufbruch“ (ab 1931) („Kampfblatt im 
Sinne des Leutnants a.D. Scheringer“), 
aber auch bereits durch vorherige Kon¬ 
takte schlossen sie sich in den zwanzi¬ 
ger Jahren der KPD an. Jetzt kämpften 
sie gemeinsam mit den Kommunisten 
gegen den Hitler-Faschismus. Haupt¬ 
mann a.D. Dr. Josef (Beppo) Römer 
verband die Münchner Gruppe mit 
dem reichsweiten Widerstands-Netz¬ 
werk von Robert Uhrig (Berlin). 

Neu war schließlich die Form des 
Widerstands: Es ging nicht mehr pri¬ 
mär um die Verbreitung illegaler Flug¬ 
schriften, sondern um subversive Ar¬ 
beit in der Wehrmacht und den Auf¬ 
bau eines Sabotagenetzes, vor allem in 
Rüstungsbetrieben. Dazu kam es aller¬ 
dings im Wesentlichen nicht mehr. An¬ 
fang 1942 gelang es der Gestapo den 
Münchner Widerstandskreis (und auch 
den Berliner Kreis um Robert Uhrig) 
aufzurollen. Es kam zu Massenverhaf¬ 
tungen - in München wurden 48 Wi¬ 
derstandskämpferinnen und Wider¬ 
standskämpfer festgenommen. 

1944, also vor siebzig Jahren, folg¬ 
ten die Prozesse vor dem so genannten 
Volksgerichtshof. Im April 1944 wur¬ 
den sieben Todesurteile ausgesprochen: 
gegen Hans Hartwimmer, Wilhelm Ol¬ 
schewski jun., seinen Schwager Otto 
Binder, Engelbert Kimberger, Karl Hu¬ 
ber, Gustav Straub, Johann Reisinger. 
Die Hinrichtungen mit dem Fallbeil in 
Stadelheim erfolgten am 28. Juni 1944. 
Wilhelm Olschewski sen. wurde bereits 
in der Nacht zu 1. Mai 1943 im Gefäng¬ 
nis Stadelheim erschlagen. Beppo Rö¬ 
mer wurde in Berlin hingerichtet. Wei¬ 
tere Mitglieder der Widerstandsgruppe 
wurden zu langjährigen Zuchthausstra¬ 
fen verurteilt. 

★ 

Beeindruckend war bei der Veranstal¬ 
tung wie die Portraits von fünf Mitglie¬ 
dern der Widerstandsgruppe von ver¬ 
schiedenen Sprechern gezeichnet wur¬ 
den. 

Friedbert Mühldorfer setzte sich 
abschließend mit der Frage nach den 


Ursachen des Verdrängens und Diffa- 
mierens des Arbeiterwiderstandes und 
insbesondere seines kommunistischen 
Teils auseinander. Da sei einmal das 
antikommunistische Feindbild, das ins¬ 
besondere mit dem Kalten Krieg und 
dem Verbot der KPD neu aufgebaut 
und verbreitet wurde. So wie die KPD 
ausgegrenzt und als „gefährlicher In¬ 
fektionsherd im Körper unseres Vol¬ 
kes“ (Staatssekretär Ritter von Lex am 
5. Juli 1955 bei der Begründung des Ver¬ 
botsantrags gegen die KPD) diffamiert 
wurde, so wurde auch der Widerstand 
von Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten diskriminiert, als ferngesteuert hin¬ 
gestellt und so wird er auch heute noch 
ignoriert und verdrängt. 

Zweitens wird der Widerstand be¬ 
wusst auf Eliten reduziert, was vor al¬ 
lem im Umgang mit dem 20. Juli sicht¬ 
bar wird. Mühldorfer: „Der Normalbür¬ 
ger wird letztlich nicht als kompetent 
eingeschätzt, zu erkennen und zu han¬ 
deln, sondern es herrscht die elitäre 
Auffassung vor: Kompetenz besitzen 
nur Angehörige der Eliten, die verste¬ 
hen können und aufgrund ihrer Funkti¬ 
on im Machtapparat auch Machtverän¬ 
derungen bewirken können.“ Die „Klei¬ 
nen Leute“ dürfen nach dem Willen der 
Herrschenden nicht auf die Idee kom¬ 
men, dass sie „politische Beurteilungs¬ 
kompetenz“ besäßen und sich engagie¬ 
ren könnten und müssten. Deshalb wird 
der Widerstand der Kleinen Leute miss¬ 
achtet und ausgegrenzt. 

Dafür werde den normalen „Durch¬ 
schnittsbürgern“ Entlastung für ihr Mit- 
läufertum zuteil. Wenn der Widerstand 
auf Eliten und Einzelkämpfer reduziert 
werde, die aus höchster moralischer und 
religiöser Kompetenz, gleichsam aus 
„Eingebung“ handelten, dann werde 
der breiten Bevölkerung keine unmit¬ 
telbare Konfrontation mit dem eigenen 
Verhalten abverlangt. Sie brauchen sich 
nicht der Frage stellen, „wie würde ich 
mich in einer solchen Situation verhal¬ 
ten?“. 

Schließlich war der Arbeiterwider¬ 
stand, also der Widerstand von Kom¬ 


munisten, Sozialdemokraten und Ge¬ 
werkschaftern immer mit der Sozialen 
Frage und der Rolle der Arbeiterschaft 
im Staat verbunden. Es war die Fra¬ 
ge nach den gesellschaftlichen Ursa¬ 
chen des Faschismus, aber vor allem 
der Rolle der Arbeiterschaft bei ei¬ 
ner Neugestaltung von Wirtschaft und 
Gesellschaft, und zwar nicht mehr nur 
als Objekt staatlichen Handelns. „Die 
Reduzierung des Widerstands auf den 
20. Juli erlaubte dagegen die Konzen¬ 
tration auf die Ebene von Rechtsstaat 
und Institutionen, machte eine Aus¬ 
blendung der Sozialen Frage möglich. 
Friedbert Mühldorfer rief am Schluss 
dazu auf, den Münchner „Platz der Frei¬ 
heit“ jährlich würdig zu gestalten. Der 
Gedenkstein auf diesem Platz trage 
die Inschrift: „Den Opfern des Wider¬ 
stands gegen den Nationalsozialismus“. 
Es gebe in ganz Deutschland lediglich 
in einer Stadt - Bielefeld - einen „Platz 
des Widerstands“. In Italien habe fast 
jede Stadt einen solchen Platz. 

Fred Schmid 

Eine Aufzeichnung des Widerstands 
der Hartwimmer-Olschewski-Gruppe 
findet sich - neben Portraits anderer 
Münchner Widerstandskämpfer - in 
der Broschüre „Die wieder gefundene 
Liste“, die 1998 von der DKP München 
herausgegeben wurde. 

Anlass war das Wiederauftauchen 
einer von Otto Huber (sein Bruder Karl 
wurde als Mitglied der Olschewski- 
Gruppe 1944 hingerichtet) nach dem 
Krieg angefertigten Liste mit 60 Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten, die 
„Vom Faschismus für ihre Treue zum 
Kommunismus im festen Glauben 
an ein sozialistisches Deutschland in 
München ermordet“ wurden. Soweit 
recherchierbar, wurden in der Broschü¬ 
re Portraits der Widerstandskämpfer 
erstellt. 

Die Broschüre kann für 4 Euro + 2 Euro 
Versand bestellt werden, bei: 

Fred Schmid, Mainzerstr. 21, 80804 
München; dr.fred.schmid@t-online.de 
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Zum Gedenken an den 70. Jahrestag der Ermordung Ernst Thälmanns 


Dem Gedenken an Genossen Thälmann 

Ich kann's nicht fassen-Thälmann lebt nicht mehr! Der 
beste der Genossen ist gegangen ... 

Ein Vorbild war er allen um ihn her, den Freunden 
Freund -die Feinde macht er bangen.... 

Doch wenn auch Thälmann uns verließ, Darf Euch die 
Trauer um den Freund nicht schwächen, Geht weiter 
auf dem Weg, den er Euch wies! Es kommt die Zeit, wo 
wirsein Sterben rächen! 

(Unbekannter sowjetischer Häftling im KZ Buchen¬ 
wald) 

Wir rufen alle fortschrittlichen Kräfte auf: 

Kampf dem neuaufkommenden Faschismus und der 
Kriegsgefahr! 

Schluss mit Geschichtsumschreibung und Geschichts¬ 
klitterung! 

Keine Umbenennungen von Straßen, Plätzen und Ein¬ 
richtungen, die nach antifaschistischen Widerstands¬ 
kämpfern benannt sind! 

Schluss mit der modernen Denkmalstürmerei! 

Schluss mit der Verteufelung des kommunistischen 
und antifaschistischen Widerstands! 

Am 18. August dieses Jahres jährt sich zum 70. Mal 
der Tag, an dem Ernst Thälmann, nach über elfjähri¬ 
ger Kerkerhaft in Buchenwald hinterrücks ermordet 
wurde. 

47jährig, wurde er am 3. März 1933 in Berlin durch 
Verrat von Faschisten verhaftet, am 17. August 1944 
von seinen Mördern aus der Bautzener Zelle geholt 
und ins Konzentrationslager Buchenwald bei Weimar 
überführt und in den Morgenstunden des 18. August 
1944 auf Befehl Hitlers erschossen.Thälmann hat kein 
Grab, seine Asche wurde vor dem Krematorium ver¬ 
streut.Seine Ermordung fand in der bundesdeutschen 
Justiz bis heute keine Sühne. 

In der internationalen Solidaritätsbewegung für 
seine Freilassung und für die Opfer des Faschismus 
wurde sein Name zu einem Symbol für eine unbeug¬ 
same Haltung gegenüber dem Faschismus. Ernst Thäl¬ 
mann, der Vorsitzende der Kommunistischen Partei 
Deutschlands und Vorsitzende des Rotfrontkämpfer¬ 
bundes, war vor und während seiner Haftzeit weltweit 
bekannt und geschätzt. Er konnte wie kein anderer mit 
einfachen und klaren Worten den Zusammenhang von 


Kapitalismus, Faschismus und Krieg darstellen. Dafür 
hassten und hassen ihn seine Feinde,auch heute noch. 

Ermordet haben sie ihn, aber die Ideale, für die 
Ernst Thälmann stand, sind unsterblich! 

Die Erinnerung an den kommunistischen Wider¬ 
stand und die Widerstandskämpfer aus der Arbeiter¬ 
bewegung soll aus den Köpfen der Menschen gelöscht 
werden. 

Heute werden Straßen, Schulen und Plätze, die 
nach ihm und anderen Antifaschisten benannt wur¬ 
den, umbenannt, Denkmäler geschleift oder, wie in Zie¬ 
genhals, Gedenkstätten zerstört oder „umgewidmet“. 

Auch in Berlin ist das Ernst-Thälmann-Denkmal 
durch Spekulanten, in Zusammenarbeit mit Bezirks¬ 
politikern, vom Abriss bedroht, trotz zahlreicher Beteu¬ 
erungen, trotz des Denkmalschutzes. Beschlossene Sa¬ 
che scheint eine Kommentierung des Denkmals durch 
eine Info-Tafel zu sein; im Gespräch sind Umgestaltun¬ 
gen des Denkmal-Areals. Wir müssen wachsam bleiben 
und für eine würdige Erinnerung an Ernst Thälmann 
eintreten. 

Fürden Mord an Ernst Thälmann, den Vorsitzenden 
der Kommunistischen Partei Deutschlands und des Ro¬ 
ten Frontkämpferbundes, für den Mord an Tausenden 
seiner Kampfgenossinnen und -genossen gibt es kein 
Vergeben, kein Vergessen. 

Die Toten des faschistischen Terrors, des Massen¬ 
mords an den Juden, Sinti und Roma in Europa, die 
Millionen Kriegsopfer, insbesondere die der Völker der 
Sowjetunion, sind uns stets Mahnung, um unermüd¬ 
lich gegen Faschismus und Krieg zurTat zu schreiten. 

Die Machtübergabe an Hitler am 30. Januar 1933 
war möglich geworden durch die Verflechtungen von 
Teilen des deutschen Kapitals, des Militärs, der Polizei 
und der Justiz mit den Nazis. Sie war auch möglich ge¬ 
worden,da die Einheit aller Antifaschistinnen und An¬ 
tifaschisten,die Einheit der Arbeiterklasse nicht herge¬ 
stellt werden konnte. 

Seit 1990 werden in Deutschland fortgesetzt Mor¬ 
de durch Nazis verübt. Nicht erst die NSU-Morde haben 
gezeigt, welches Ausmaß an Brutalität der faschisti¬ 
sche Terror in Deutschland wieder erreicht hat. Mög¬ 
lich war dies durch die Verstrickungen der deutschen 
Geheimdienste, insbesondere des sog. Verfassungs¬ 
schutzes (VS), mit Nazis und Nazi-Terroristen. Was uns 
an Aufklärung präsentiert wird, ist nur die Spitze des 
Eisbergs. Wir fordern daher die lückenlose Aufklärung 


der NSU-Morde; Bekanntgabe aller NSU-Mitglieder 
und des Umfangs der Zusammenarbeit und der staat¬ 
lichen Finanzhilfen für braune Strukturen und Partei¬ 
en (NPD) mittels „V-Männer“ durch Polizei und den 
Geheimdiensten BND, MAD und VS. Beim Anblick die¬ 
ser Eisbergspitze wird auch deutlich: Die Forderungen 
nach Auflösung des VS und ein NPD-Verbot können 
daher nur ein Anfang sein. Ein Anfang, um die Posi¬ 
tion von uns Antifaschistinnen und Antifaschisten zu 
stärken - in einem Land, in dem die Schwarz-Braunen 
behaupten, sie seien politische „Mitte“ und der Staat 
beim Kampf gegen Rechts versagt, weil Links mit 
Rechts gleichgesetzt wird. 

Daher: Nur gemeinsam können wir Antifaschistin¬ 
nen und Antifaschisten den braunen Schlägern und 
Mördern, ihren Förderern und Nutznießern etwas ent¬ 
gegensetzen! Die kontinuierlichen und entschlossenen 
antifaschistischen Proteste und Blockaden wie bspw. in 
den vergangenen Monaten gegen die Nazi-Umtriebe in 
Dresden, Berlin, Cottbus oder Pforzheim sind Beispie¬ 
le der Erfolge, die wir erzielen können, wenn wir uns 
nicht spalten lassen. 

Wir rufen auf: Gemeinsam sind wir stark gegen Fa¬ 
schisten und Reaktion! Weg mir derTotalitarismus und 
Extremismustheorie, der Formel „Rechts gleich Links“, 
gegen Verharmlosung des Faschismus und Kriminali¬ 
sierung des Sozialismus! 

Das Europa der Banken und Konzerne, konkret die 
Politik des deutschen Imperialismus, hat eine Reihe 
von Ländern - Griechenland, Portugal oder Spanien - 
in den Ruin getrieben. Die Bevölkerung, die Werktäti¬ 
gen dieser Länder bezahlen diese Krise des Kapitals. 
Gleichzeitig wachsen faschistische Bewegungen, wie 
in Griechenland die sog. „Goldene Morgenröte“ oder 
erzielen Wahlerfolge wie in Frankreich der Front Na¬ 
tional. Die jüngsten Vorgänge in der Ukraine lassen 
uns aufhorchen. Ein Putsch, ein „regime change“, in 
Auftrag gegeben von den Großmächten Deutschland, 
Frankreich und den USA-gestützt auf Faschisten und 
Antisemiten,die uns als„Opposition“ ausgegeben wer¬ 
den. Diese offene Provokation gegenüber Russland ist 
ein Spiel mit dem Feuer. Stoppt den imperialistischen 
Raubzug gegen Jugoslawien, Somalia, Irak, Afghanis¬ 
tan, Libyen, Syrien, Mali, Ukraine. Setzen wir den im¬ 
perialistischen Kriegsbrandstiftern unseren Internati¬ 
onalismus in Wort und Tat entgegen! Der Hauptfeind 
steht im eigenen Land: Krieg dem Krieg! 


Wir nehmen den 70. Jahrestag der Ermordung Ernst 
Thälmanns zum Anlass, um jener Menschen zu geden¬ 
ken, die Opfer faschistischer, rassistischer oder antise¬ 
mitischer Gewalt wurden. 

Wir rufen daher gemeinsam zu folgenden Veranstal¬ 
tungen für Samstag, den 23. August 2014 in Berlin auf: 

Eine Veranstaltung im Karl-Liebknecht-Haus-anschlie- 
ßende Demonstration zum Ernst-Thälmann-Denkmal 
in der Greifswalder Straße - sowie dortige Abschluss¬ 
kundgebung mit Redebeiträgen, Musik und Kultur. 

Vera Dehle-Thälmann (Enkelin von Rosa und Ernst 
Thälmann), Kuratorium „Gedenkstätte Ernst-Thäl¬ 
mann“ e.V. Hamburg, Freundeskreis „Ernst-Thäl- 
mann-Gedenkstätte“ e.V., Ziegenhals, Revolutionärer 
Freundschaftsbund (RFB), e.V., Aktionsbündnis Thäl¬ 
mann-Denkmal, Berlin 

Unterzeichner: Alfred Klahr Gesellschaft, Wien, Österreich; 
Antifaschistische Aktion Burg (AAB); Antifaschistische Erho- 
lungs- und Begegnungsstätte Heideruh e.V.; Antifaschistische 
Linke Fürth (ALF); Antifaschistische Revolutionäre Aktion Berlin 
(ARAB); Bündnis für Soziale Gerechtigkeit und Menschenwür¬ 
de e.V. (BüSGM);Communist Party oflreland (KPI);Communist 
Party of Britain (CPB); DDR-Kabinett e.V., Bochum; Deutscher 
Freidenker-Verband (DFV) - Verbandsvorstand) -LV Berlin/ 
Bbg. - LV Nord; Deutsche Kommunistische Partei (DKP); De- 
mokratik Isci Dernekleri Federasyonu - Gendik (DIDFJugend); 
Freie Deutsche Jugend (FDJ); Freundeskreis Palast der Repu¬ 
blik, Berlin; Gesellschaft zum Schutz von Bürgerrecht und 
Menschenwürde e.V. (GBM); Gesellschaft zur rechtlichen und 
humanitären Unterstützung e.V. (GRH); Gruppe Kommunisti¬ 
sche Arbeiterzeitung (KAZ); Flope not Hate, Greater Glasgow, 
Schottland,Großbritannien; Initiative Buchenwald-Gedenken; 
Initiativgemeinschaft zum Schutz der sozialen Rechte ehema¬ 
liger Angehöriger bewaffneter Organe und der Zollverwaltung 
der DDR e.V. (ISOR); Kommunistische Initiative (Kl) - Gera 2010; 
Kommunistische Plattform in der Linkspartei (KPF); Kommu¬ 
nistische Partei Deutschlands (KPD); Marx-Engels-Zentrum 
(MEZ), Berlin; Ostdeutsches Kuratorium von Verbänden e.V. 
(OKV); für den RotFuchs - Förderverein e.V.: Götz Dieckmann; 
für den RotFuchs - Monatszeitschrift: Klaus Steiniger; Sozialis¬ 
tische Jugend Deutschlands (SJD)-Die Falken, Niederbayern/ 
Oberpfalz;Türkiye Komünist Partisi -1920 (TKP-1920); Vereini¬ 
gung der Verfolgten des Naziregimes - Bund der Antifaschis¬ 
ten (VVN-BdA), Berlin-Lichtenberg; Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes-Verband der Antifaschistinnen und Antifa¬ 
schisten e.V. (VVN-VdA), Berlin 
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Mord und Verwüstung auf Kreta 

Gedenken von KKE und DKP, KNE und SDAJ - Die totale Zerstörung von Anogia vor 70 Jahren 


U nter dem Titel „Anogia 70 Jah¬ 
re danach - der Kampf gegen 
den Faschismus und das System, 
das ihn aufgezogen hat“ stand ein ge¬ 
meinsames Meeting der Griechischen 
Kommunistischen Partei (KKE) und 
dem kommunistischen Jugendverband 
(KNE) sowie der DKP und der SDAJ. 
Am 13. August 1944 war das größte 
Dorf Kretas auf Befehl des hoch deko¬ 
rierten deutschen Generals Friedrich- 
Wilhelm Müller dem Erdboden gleich¬ 
gemacht worden. 117 Männer, Frauen, 
Greise, Kinder, Säuglinge wurden grau¬ 
sam ermordet. 

Diese Verbrechen, die jedem 
Kriegs- und Völkerrecht widerspra¬ 
chen, wurden in der Gedenkveranstal¬ 
tung in ihren tieferen Ursachen und 
Zusammenhängen analysiert und dar¬ 
gestellt: Die Kriegsverbrechen waren 
der ebenso barbarische wie untaugli¬ 
che Versuch, die geostrategischen In¬ 
teressen des deutschen Faschismus und 
Kapitals zu sichern. Anogia und der ge¬ 
samte Widerstand sollten bestraft und 
erneut eingeschüchtert werden, nicht 
länger die militärstrategischen Linien 
in Richtung Nordafrika, zum Kaspi¬ 
schen Meer und zum Nahen Osten zu 
tangieren. 

Umgekehrt galt das militärische 
Engagement unter dem britischen 
Premierminister Winston Churchill 
nicht in erster Linie der Wiederher¬ 
stellung der griechischen Autonomie. 
Die Kräfte der Selbstbefreiung in Grie¬ 
chenland und besonders auf Kreta ziel¬ 
ten zugleich auf eine grundlegende 
Veränderung des politischen Systems. 
Genau das wollte Churchill nicht. Er 
dachte in den Dimensionen von Com¬ 
monwealth und Antikommunismus. Es 
wird ihm der Satz zugeschrieben „Wir 
haben das falsche Schwein geschlach¬ 
tet“, und er meinte, dass die Sowjetuni¬ 
on und der Sozialismus hätten zerstört 
werden müssen, nicht aber das Deut¬ 
sche Reich. Es ist daher nur folgerich¬ 
tig, dass die Engländer in der Kriegs¬ 
endphase auf der „Festung Kreta“ und 
dem „Festen Platz Kreta“ (Chania) mit 
den Nazitruppen, denen sie die Waffen 
nicht abnahmen, kooperierten, statt sie, 
wie vom griechischen Widerstand ge¬ 
fordert, an die Griechen zu übergeben. 

Diese Betrachtungsweise, die Ano¬ 
gia nicht auf Militärgeschichte, Ge¬ 
schichtsrevisionismus und versöhnende 
Traditionspflege einengt, ging deutlich 
über die Gedenk- und Trauerveranstal¬ 
tungen der Gemeinde Anogia hinaus. 

Nach der Eröffnung durch einen 
KNE-Vertreter und dem Willkom¬ 
mensgruß des Sekretärs der KKE-Par- 
teiorganisation von Anogia, legten die 
Delegationen der SDAJ, KNE, DKP 
und KKE am Mahnmal ihre Kränze 
nieder. Die Aufschrift auf der gemein¬ 
samen Kranzschleife von DKP und 
SDAJ lautete auf Deutsch und Grie¬ 
chisch „NIE WIEDER FASCHIS¬ 
MUS!“ 

In seiner Begrüßung betonte Jan 
Dörfler, Leiter der Delegation der 
SDAJ, am Beispiel der Ermordung der 
Widerstandskämpferin Evangelia Kla- 
dou aus Anogia, dass Faschismus kein 
Betriebsunfall, kein Zufall und keine 
Verkettung unglücklicher Umstände 
sei, sondern seine Grundlagen im Ka¬ 
pitalismus hegen: 

„Wir gedenken hier auch unse¬ 
rer ermordeten Genossin und Wider¬ 
standskämpferin gegen den Faschismus, 
Evangelia Kladou, die hier in Anogia 
geboren wurde und beerdigt ist. Evan- 
gelia kämpfte mutig in den Reihen von 
EAM (Nationale Befreiungsfront) und 
ELAS (Griechische Volksbefreiungsar¬ 
mee) gegen die faschistischen Besatzer. 
1945 wurde Griechenland nicht frei. 
Stattdessen wurde - aus Angst vor der 
Stärke des griechischen Widerstands - 
mit Hilfe des britischen Militärs eine 
Regierung installiert, deren Aufgabe 
es war, die Herrschaft des Kapitals zu 
schützen und es nicht zu einer vollstän¬ 
digen Befreiung des griechischen Vol¬ 
kes durch den Sozialismus kommen zu 
lassen. Erneut waren es Genossinnen 
und Genossen wie Evangelia, die in 



Bild oben: Geden¬ 
ken am Grab von 
Evangelia Kladou. 
Bild rechts: Der 
Mordbefehl 


in einer 
Kilometer 


DFP 


der DSE (Demo¬ 
kratische Armee 
Griechenlands) 
den Widerstand ge¬ 
gen die Unterdrü¬ 
ckung fortsetzten. 

1949 wurde Evan- 
gelia von Einhei¬ 
ten der monarchis¬ 
tisch-bourgeoisen 
Regierung ermor¬ 
det. Zwei Jahre zu¬ 
vor war bereits die 
KKE verboten wor¬ 
den. Und so ist es 
auch heute: Gerade 
wurde mit Hilfe der 
EU und allen vor¬ 
an Deutschland in 
der Ukraine ein fa- « 

c 

schistoides Regime o 

an die Macht ge- fi' 

putscht. Ende letz- • 

ten Monats wurde 
die Fraktion der 
Kommunistischen Partei der Ukrai¬ 
ne aufgelöst und ein Verbotsverfah¬ 
ren eingeleitet. Deutlich wird erneut: 
Wenn es den Interessen des Kapitals 
dient, zögern die Herrschenden nicht, 
erneut diese offen terroristische Dikta¬ 
tur des Finanzkapitals als Herrschafts¬ 
form zu wählen.Wir setzen dem die So¬ 
lidarität zwischen den Klassen, die So¬ 
lidarität zwischen der griechischen und 
der deutschen Arbeiterklasse, zwischen 
kleinen Handwerkern und Bauern, zwi¬ 
schen KKE, DKP, KNE und SDAJ ent¬ 
gegen! Ewiges Andenken an die Evan- 
gelia Kladou! 

Hoch die internationale Solidarität! 
Hoch lebe der antifaschistische Wider¬ 
stand! Für den Sozialismus! Gia ton so- 
sialismö!“ 

Prof. Dr. Giorgos Margaritis, Ge¬ 
schichtsprofessor an der Aristoteles- 
Universität von Thessaloniki, skizzier¬ 
te die grausame Chronik des Massakers 
von Anogia. In seinem faktenreichen 
Vortrag bilanzierte er die Verluste, die 
von marodierenden deutschen Truppen 
zu verantworten waren - ohne dass sie 
nach Kriegsende dafür zur Verantwor¬ 
tung gezogen wurden. 

General Müllers Befehl lautete: 
„Da die Stadt Anogia ein Zentrum der 
englischen Spionagetätigkeit auf Kre¬ 
ta ist, da die Einwohner Anogias den 
Sabotageakt von Damasta ausgeführt 
haben, da die Partisanen verschiedener 
Widerstandsgruppen in Anogia Schutz 
und Unterschlupf finden und da die 
Entführer General Kreipes ihren Weg 
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Befehl 

DES DEUTSCHEN KOMMANDANTEN DER FESTUNG KRETAS 

.Da die Sfadt Anogia em Zentrum der 
erotischen Spionagetätigkeit aut Kreta 
ist, da die Einwohner Anogias den 
Sabotageakt von Damasta ausgefuhrt 
haben da die Partisanen verschiedener 
Widerstandsgrnppen in Anogia Schutz 
und Unterschlupf finden und da die 
Entführer Generals Kreipe ihren Weg 
über Anogia genommen haber, wobei 
sie Anogia als Stützpunkt bei der 
Verbringung nutzten, befehlen wir den 
Ort dem Erdboden gleichzumachen 
und jegen männlichen Einwohner 
Anogias hinwr\Chter <. de innerhalb 
des Dorfes oder in seinem Umkreis 


Entfernung 

angetrotten 


bis zu 
wird 


einem 
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über Anogia genommen haben, wobei 
sie Anogia als Stützpunkt bei der Ver¬ 
bringung nutzten, befehlen wir, den Ort 
dem Erdboden gleichzumachen und 
jeden männlichen Einwohner Anogias 
hinzurichten, der innerhalb des Dorfes 
oder in seinem Umkreis in einer Ent¬ 
fernung bis zu einem Kilometer ange¬ 
troffen wird.“ 

Björn Schmidt überbrachte als De¬ 
legationsleiter und Mitglied des Partei¬ 
vorstandes die solidarischen Grüße der 
DKP. Er knüpfte an die jüngste halb¬ 
herzige Beileidsbekundung von Joa¬ 
chim Gauck in Lyngiades an, als der 
Bundespräsident die Opfer um „Ver¬ 
zeihung“ bat, gleichzeitig aber jegliche 
Reparationszahlungen für die Verbre¬ 
chen der Wehrmacht und Wirtschaft 
strikt ablehnte. Abgelehnt wurde, die 
deutschen Zwangsanleihen (476 Milli¬ 
onen Reichsmark - 3,5 Milliarden US- 
Dollar) wieder zurückzuzahlen. Die 
gesamten Reparationskosten betragen 
um die 25 Milliarden Euro. Statt sich 
als Täter zu begreifen, würden sich die 
deutschen Invasoren auch heute noch 
als Opfer stilisieren. 

Deutschland habe weder in der In¬ 
nen- noch in der Außenpolitik konse¬ 
quent mit dem Faschismus gebrochen. 
Morde wurden nicht verfolgt, Nazis 
sogar gedeckt, finanziell und geheim¬ 
dienstlich unterstützt. Außenpolitisch 
zeige sich diese Haltung in Kontak¬ 
ten mit faschistoiden Regierungen wie 
etwa der Ukraine. Fremdenfeindlich¬ 
keit sei auch in Regierungskreisen an 


der Tagesordnung: „Die Griechen“ sei¬ 
en faul, Südosteuropäer und Afrikaner 
Sozialschmarotzer. 

Entsolidarisierung sei das Ziel, das 
hinter dieser Politik stehe. Vereinze¬ 
lung, Konkurrenz und Ausgrenzung 
aber seien wesentliche Merkmale des 
Kapitalismus. Björn Schmidt setzte da¬ 
gegen: „Wir setzen auf die Solidarität 
zwischen den griechischen und den 
deutschen Werktätigen. Wir kämp¬ 
fen gegen die Verfälschung der Ge¬ 
schichte, gegen die Expansionspläne 
des deutschen Imperialismus, gegen 
die Aggressionen von NATO und EU, 
für eine Welt ohne Kapitalismus und 
Krieg, für den Sozialismus. Hoch die 
internationale Solidarität!“ 

Nikos Manousakis, Mitglied des 
Büros des Regionalkomitees Kreta der 
KKE, zeigte die aktuelle soziale und 
politische Situation in Griechenland 
auf. Engagiert kritisierte er die EU 
und die Parteien, die in Brüssel und 
Straßburg „Rettung für Griechenland“ 
suchen. Ebenso galt seine Kritik der 
Kriegspolitik im Nahen Osten und in 
der Ukraine, die gegen die Volksmas¬ 
sen gerichtet sei. 

Es folgten ein kretisches traditio¬ 
nelles Live-Programm mit einer loka¬ 
len Musikgruppe und kretische Tän¬ 
ze, dargeboten von einer Tanzgruppe 
„Aetos“ (Adler) aus der Region. Bei 
der Veranstaltung auf dem Rathaus¬ 
platz an der „Straße zum 13. August 
1944“ gab es zudem zahlreiche Ge¬ 
spräche am KNE-Stand gegenüber 
dem KKE-Büro und am Bücherstand. 

Die Gäste der DKP und der SDAJ 
hatten dazu ein eigenes Flugblatt in 
griechischer und deutscher Sprache 
vorbereitet. Darin drückten sie ihre 
Bewunderung und ihren Respekt für 
die „Andartes“ (Partisanen) im Volks¬ 
widerstand aus. Mord und Verbrechen 
der Nazis, aktuelle wirtschaftliche und 
politische Knebelung hätten die Men¬ 
schen nicht gebrochen. Die Delegation 
unterstützte die griechischen Genos¬ 
sinnen in ihrer Forderung nach einer 
umfassenden Entschädigung. Die zahl¬ 
reichen Gäste aus der Insel-Haupt¬ 
stadt Heraklion, aus Rethymnon und 
benachbarten Orten hatten eine späte 
Heimfahrt... 

Auf den Spuren der Partisanen: 
Exkursion zur Nida-Hochebene 

Der kurvenreiche Weg von Anogia zur 
Nida-Hochebene - vorbei an tiefen 
Schluchten, Deckung gebender Mac¬ 
chia und dicken Felsen - vermittelte ei¬ 
nen Eindruck von den Verstecken und 
Fluchtwegen der Partisanen. Und von 
der lebensgefährlichen Entführung des 
gefangen genommenen deutschen Ge¬ 
nerals Heinrich Kreipe zur Südküste 
Kretas. Nach rund drei Wochen Fuß¬ 
marsch wurde Kreipe nach Ägypten 
ausgeschifft. Die Sühnemaßnahme 


der faschistischen Wehrmacht in sechs 
Dörfern: 176 Tote. 

Den Partisanen haben die Künstle¬ 
rin Karina Raeck und die Hirten aus 
Anogia ein Denkmal gesetzt: die Land¬ 
schaftsskulptur „ Andartis - Monument 
für den Frieden“. 5 000 Steine, 32 Me¬ 
ter lang, 9 Meter breit, in der Form ei¬ 
nes beflügelten Partisanen. In der Zeit 
der Besetzung bildeten die Felsbrocken 
einen „antifaschistischen Schutzwall“, 
denn verteilt über die Hochebene ver¬ 
hinderten sie, dass hier Flugzeuge mit 
Hakenkreuz-Zeichen landen konnten. 

Exkursion nach Sisarcha: 

Mit 30 Jahren enthauptet 

Auch einem Einzelschicksal - stellver¬ 
tretend für viele Opfer - ging die Dele¬ 
gation nach. Auf dem kleinen Friedhof 
von Sisarcha (etwa 60 Einwohner) bei 
Anogia liegt Evangelia Kladou (KKE 
und ELAS) in einem Familiengrab mit 
ihren Ehern. Sie war 30 Jahre alt, als sie 
am 6. Dezember 1949 mehr als drei Jah¬ 
re nach Kriegsende in Chania (Kreta) 
ermordet wurde. 

Die Reaktion enthauptete die jun¬ 
ge Lehrerin im Bürgerkrieg, ihr Kopf 
wurde von der zügellosen griechischen 
Soldateska aufgespießt und durch die 
Dörfer getragen. Doch statt des erhoff¬ 
ten Beifalls für ihren antikommunisti¬ 
schen Mord gab es tiefe Verachtung. 
Ihr Leichnam konnte erst Jahre später 
in ihr Heimatdorf übergeführt werden. 
Außerordentlich eindrucksvoll war die 
Begegnung mit den überlebenden Ge¬ 
schwistern, die gerührt ebenfalls das 
Wort ergriffen und eindrucksvoll schil¬ 
derten, wie ihre Schwester ermordet 
worden war. 

Evangelia war schon zu Beginn der 
italienischen und deutschen Beset¬ 
zung Kretas eine sehr engagierte Wi¬ 
derstandskämpferin, die die Auszeich¬ 
nung Kapetanissa bekam. Vor dem 
Antikommunismus der Nazis konnte 
sie sich verbergen. Vor dem Antikom¬ 
munismus der griechischen Nationa¬ 
listen im Bürgerkrieg konnte sie nicht 
fliehen. 

Die Teilnehmer der Delegation leg¬ 
ten am Grab Blumen nieder und eine 
Kranzschleife mit dem Aufdruck „Un¬ 
sterblich!“ Es gelang, Kontakt zu an¬ 
deren Dorfbewohnern und Kindern 
ehemaliger Widerstandskämpfer auf¬ 
zunehmen. Ein Ausblick: Die Genossen 
überlegten, wie sie die zwischenzeitlich 
in Mitleidenschaft gezogene Grabplat¬ 
te wieder mit den fehlenden Buchsta¬ 
ben komplettieren können. Das wurde 
mit den Angehörigen geklärt, die schon 
ihre generelle Zustimmung erteilt ha¬ 
ben. 

Exkursion nach Sfakaki: 
Widerstand der ELAS Anogia 

Einen vorläufigen Abschluss fanden 
die Exkursionen mit einer Fahrt nach 
Sfakaki, wenige Kilometer nördlich 
von Anogia. Dieser Ort ging in die 
Geschichte des Widerstands ein, weil 
es Lefteris Aerakis (auch: Ntarolefte- 
ris) in der „Schlacht von Sfakaki“ ge¬ 
lang, mit sieben anderen Kämpfern 
der Griechischen Volksbefreiungsar¬ 
mee (ELAS) 98 Frauen und Kinder zu 
befreien, die von den Nazis als Geiseln 
genommen worden waren. Als Aera¬ 
kis im Alter von 93 Jahren starb, wur¬ 
de er in Anogia unter großer Anteil¬ 
nahme beerdigt. 

Telemachos Stavrakakis, der die 
Delegation als Zeitzeuge ständig be¬ 
gleitete, war 194415 Jahre alt, als er als 
jugendlicher Widerstandskämpfer Ku¬ 
rierdienste für die ELAS übernahm. 

Auffallend war für die Delegierten 
von DKP und SDAJ die große An¬ 
teilnahme der Bevölkerung an den 
Veranstaltungen. Der Rathausplatz 
war brechend voll. Unter den Gäs¬ 
ten: Manolis Kalergis, Anogias neuer 
Bürgermeister, Antonis Roulios von 
der KKE-Ratsfraktion, der Priester 
des Dorfes und Georgios Skoulas, der 
das Museum seines Vaters mit Plasti¬ 
ken und Bildern aus dem Widerstand 
betreut. 

Uwe Koopmann 
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Unser Genosse 

Manfred Tripp 

ist 80! 

Begeisterter Kleingärtner, Fotograf, Gewerkschafter und Kommunist 
aus Frankfurt/M., einer kommunistischen Familie entstammend, lande¬ 
te Manni in unserer Kreisorganisation und ist als alter UZler ohne sein 
„drittes Auge“ kaum vorstellbar. 

Aber nicht nur die UZ, auch die tägliche Parteiarbeit war und ist sein 
Leben. Bis vor drei Jahren noch Mitglied im KV, steht er heute als „Pres¬ 
sesprecher“ mit in der ersten Reihe der „Stolperstein-Initiative“ in sei¬ 
nem Dorf Vorst. 

Wir wünschen Manfred noch viele arbeitsame Jahre gemeinsam mit 
seiner Doris, um die er sich liebevoll kümmert, und vor allem auch als 
Fotograf der Arbeit unserer Kreisorganisation. 

Es gratulieren die UZ-Redaktion und vor allem Deine Genossinnen und 
Genossen der 



Linker Niedmtiein 




Allen Freunden und Genossen, die uns zum Abschied von unserer lieben 
Irmchen (Irma Rössig) ihre Anteilnahme ausgedrückt oder sie auf ihrem 
letztem Weg begleitet haben, sagen wir herzlichen Dank. 

Ein besonderer Dank an Uwe für seine einfühlsamen und zugleich 
kämpferischen Worte auf der Trauerfeier. 

Behaltet sie als frohen, aufmerksamen und kämpferischen Menschen 
in Erinnerung. 

Helmut Rössig Michael Rössig 
Düsseldorf 


JUMPUP AKTUELL - 08/14 


Neuerscheinung bei JUMP UP 
Graf Itty: Überwachungskamerad 

CD EUR 12,00 - Bestell Nr. JUP-Ü0Ü32 

Viellesers die lüngate pc i tische Stimme der 
Republik: der IS jährige Luca Seitz alias Graf 
Itty hat nicht nur Sthlggreug und viele Bässe 
auf seiner CD selbst eingespielt und alle Texte 
geschrieben b?w. gerappt, sondern auch einen 
sehr eigenwilligen Einstieg m seine mwsikahsche 
Laufbahn gefunden: Seite an Seite mit Musikern 
aus Flüchtlingslagern, die in ZuSäinnienarbeit 
mit der Liedermacheccombo „SEiom & Wasser' 

20 13 getourt sind. Uic KuoLs: Hiphop, Stiindig 
durchbrochen von Punk, Funk Neue Deutsche Welle und gängigen Beats Schräg 
und respektlos m [fder Hinsicht, präsentiert sich hier ein blutjunger AI Irounder, 
der mit Erscheinen der CP sieben Wochen lang ah Vorprogramm van k $trpm 
& Wassef querdurch die Republik unterwegs sein ■wird. 


www.jump-up.de / info@jumpup.de 

Schallplitlenwersand Mall Ilias Henk 
Postfach 11 (W 4J, 2$207 Bipnen,: TelJF« 0421 / 49SBKS 



Wahlkampfhelferinnen 

gesucht! 

Die DKP Brandenburg tritt zu den 
Landtagswahlen am 14. Septem¬ 
ber an. Sie braucht Unterstützung! 
Wer Urlaub nehmen kann, wer frei 
hat oder Langeweile ist willkom¬ 
men. Meldet Euch per E-Mail info@ 
dkpbrandenburg.de oder per Telefon 
03375 4951354. 
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Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Günstig und hilfreich - Anzeigen in der UZ! 

v_ ) 



Der Mittelpunkt unserer Familie ist 85 Jahre alt geworden! 

Marianne Wilke 

Wir sind stolz auf Dich und Du bist ein Vorbild für uns. Wir hoffen, 
dass Du noch lange unser Familienmittelpunkt bleibst. 

Neben Günther gratulieren Jens & Sigi, Dirk & Katrin sowie alle 
Enkelkinder und Urenkelinnen 


Unser Genosse 

Johann Holzheu 

feierte am 3. 8.14 

seinen 70. Geburtstag 

Johann ist nicht nur unser stellvertretender Kreisvorsitzender, 
sondern auch für unsere marxistische Bildung zuständig. 

Die brauchen wir! 

Für die Zukunft wünschen wir ihm und seiner Familie 
Gesundheit und viel Schaffenskraft in der Partei. 

Die Heidenheimer Genossinnen und Genossen und Freunde. 


UZ in Aktion! UZ in Aktion! 


Jetzt Aktionen planen und UZ bestellen. 


Die UZ wird im 2. Halbjahr 2014 mehrere Schwerpunktthemen aufgrei¬ 
fen. Diese Ausgaben eignen sich hervorragend zum Verteilen auf Demos, 
Veranstaltungen und Kundgebungen und zur Durchführung von Infostän¬ 
den und Aktionen der DKP: 


UZ 15.8.2014: 
UZ 29.8.2014: 
UZ 26.9.2014: 

UZ 07.10.2014 
UZ 24.10.2014 
UZ 14.11.2014 

UZ 05.12.2014: 


70. Todestag von Ernst Thälmann 
Antikriegstag 

Zentraler Aktionstag der IGM-Jugend 
in Köln „Aktion Übernahme“ 

65. Jahrestag der DDR-Gründung 
DGB-Betriebsrätetag 
Blockupy-Festival vom 20. - 23.11.2014 
Frankfurt 

Kunst - Musik - Literatur 


UZ-Aktionspreise: 

bis 14 Exemplare: 10.- € bis 70 Exemplare: 20.- € 

bis 140 Exemplare: 30.- € bis 300 Exemplare: 60.- € 
weitere Preise auf Anfrage 


Nutzt bitte dieses Angebot auch an anderen Wochenenden, um die Be¬ 
kanntheit der UZ zu erhöhen und viele neue Leserinnen für unsere Wo¬ 
chenzeitung zu gewinnen! Bestellungen bitte bis spätestens am Montag- 
vormittag in der Erscheinungswoche per E-Mail an: 

vertrieb@unsere-zeit.de 

Tel.: Verlag 0201 17788923 oder Gustl Ballin 0911 8019991 


Priv. verkauft div. Literatur von und über FRANZ FÜHMANN. 
Interesse? Telefon 040 796 34 61 



Unser Genosse 

Klaus Hartmann 

wurde am 3. August 2014 

60 Jahre jung 

Lieber Klaus 


Sehr früh hast Du dich politisch interessiert und bist zur SDAJ gekommen. 
Na, und dann war es selbstverständlich, dass Du auch in die DKP einge¬ 
treten bist und hier Dich aktiv in die politische Meinungsbildung unserer 
Partei bis heute eingebracht hast. Deine Mitarbeit in der DKP schätzen wir 
sehr und freuen uns über weitere engagierte Diskussionen. 

1988 wurdest Du Bundesvorsitzender des Deutschen Freidenker-Verban¬ 
des und hattest kurz danach die Aufgabe, die beiden Freidenkerverbände 
der BRD und der DDR zusammenzuführen. Eine große Herausforderung, 
die Du bestens mit der Hilfe unserer Genossinnen und Genossen gemeis¬ 
tert hast und für die wir Freidenker sehr dankbar sind. Immer noch bist Du 
unser Vorsitzender und trägst wesentlich dazu bei, dass wir als Verband 
öffentlich positiv wahrgenommen werden. 

Wir wünschen Dir für die Zukunft alles Gute und haben auch einen 
Wunsch. Du bist ja noch fit und daher kämpfe weiter für eine solidarische 
Welt mit uns gemeinsam. 

Deine Genossinnen und Genossen der 

DKP Offenbach, DKP Bezirksvorstand Hessen und des Deutschen 
Freidenkerverbandes Offenbach und Landesvorstand Hessen 


Unsere Ehrenvorsitzende und langjährige Landesvorsitzende 
der WN-BdA Schleswig-Holstein 

Marianne Wilke 

wurde am 29. Juli 

85 Jahre jung! 

„Die Vernichtung des Faschismus mit seinen Wurzeln , der 
Aufbau einer neuen Welt des Friedens und der Freiheit ist 
unser Ziel “ (Aus dem Schwur von Buchenwald) 

Liebe Marianne, 

Der Schwur von Buchenwald, gesprochen von den überlebenden Häft¬ 
lingen des Konzentrationslagers Buchenwald am Grabe ihrer ermorde¬ 
ten Kameraden, ist für dich von Jugend an Leitlinie deines Lebens. Als 
Antifaschistin und Kommunistin hast du dir gemeinsam mit Günther 
und euren Söhnen Jens und Dirk die Forderung „Nie wieder Krieg, nie 
wieder Faschismus“ zu eigen gemacht. Der Schwerpunkt deines Enga¬ 
gements galt immer der VVN und später der WN-BdA, wo du dich als 
Kreisvorsitzende der KV Pinneberg und später als unsere Landesvorsit¬ 
zende alten und neuen Nazis entgegenstelltest. 

Über deine Kindheit und Jugend berichtest du seit vielen Jahren im¬ 
mer wieder in Schulen und Jugendeinrichtungen sowie jedes Jahr im 
Internationalen Jugendcamp der KZ-Gedenkstätte Ahrensbök. Auf dem 
Hamburger Kirchentag und dem Jahrestreffen der Aktion Sühnezei¬ 
chen/Friedensdienste in Berlin hast du mit Jugendlichen gemeinsam 
bei einem Theaterprojekt mitgewirkt, das deine Jugend im Faschismus 
zum Gegenstand hatte. Auch das Fan-Projekt des FC St. Pauli hat dich 
für November dieses Jahres eingeladen. Das alles sind Beispiele, die 
zeigen, wie unverzichtbar du für uns alle bist. Häufig schließt du deine 
Ausführungen mit einem Zitat der Musikgruppe „Die Ärzte“: 

„Es ist nicht deine Schuld, dass die Welt so ist, wie sie ist, es wär' nur 
deine Schuld, wenn sie so bleibt!“ 

Liebe Marianne, wir wollen noch viele Jahre mit dir gemeinsam für eine 
andere Welt, für eine Welt ohne Faschismus und Krieg, ohne Antisemi¬ 
tismus, Rassismus und Ausgrenzung von Minderheiten eintreten. 

Alles Gute wünschen dir alle Antifaschistinnen und Antifaschisten, ins¬ 
besondere natürlich deine Schleswig-Holsteinerlnnen. 

WN-BdA Landesvereinigung Schleswig-Holstein 
Kreisvereinigung Pinneberg 
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Kritik... 

Betr.: „Betriebsräte als 
Rüstungslobbyisten? - Nicht ganz 
neu“, UZ vom 18.7.2014, S. 2 

Dirk Niebel ist Rüstungslobbyist. Er 
vertritt die Interessen der Aktionäre 
von Rüstungskonzernen. Dass die UZ 
auf Seite 2 das Gleiche Betriebsräten 
unterstellt ist undifferenziert, falsch 
und ein Angriff auf die abhängig Be¬ 
schäftigten in Rüstungskonzernen, die 
sich an ihren Arbeitsplatz festklam¬ 
mern. 

• Undifferenziert deshalb, weil es nicht 
die Betriebsräte sind. Konkret waren 
es 22 aus etwa 100 Rüstungsfirmen, ein 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
der IG Metall und der 2. Bevollmäch¬ 
tigte der IGM Ingolstadt. 

• Falsch deshalb, weil die genannten 
IG-Metaller nicht für die Dividende 
der Rüstungsaktionäre in die Öffent¬ 
lichkeit gehen, sondern weil sie glau¬ 
ben, so Arbeitsplätze zu sichern. Die 
Airbus Group plant 2 400 Stellen in 
Deutschland zu vernichten. Sie sind 
also keine Rüstungslobbyisten, allen¬ 
falls Handlanger oder Fußtruppen von 
Rüstungslobbyisten. Sie sehen sich al¬ 
lerdings als Lobbyisten der abhängig 
Beschäftigten, deren Interesse an Ar¬ 
beitsplätzen sie glauben so verteidigen 
zu können. 

• Ein Angriff auf die abhängig Be¬ 
schäftigten in der Rüstungsindustrie 
deshalb, weil die Konzernherren sie als 
Geiseln benutzen, um mit ihrer Angst 
um ihre Arbeitsplätze Profitinteres¬ 
sen durchzusetzen. Wenn wir Kom¬ 
munistinnen, Gewerkschafterinnen, 


Friedensbewegung und Gesellschaft 
es nicht schaffen, der Rüstung Einhalt 
zu gebieten und die Rüstungskonversi¬ 
on in den Vordergrund zu stellen, kön¬ 
nen wir uns leicht die Hände abput- 
zen und die Betriebsräte als die Bösen 
darstellen. 

Mir würde es besser gefallen, wenn 
die UZ öfter über Rüstungskonver¬ 
sionsmöglichkeiten berichten würde. 
Und hauptamtlichen Gewerkschaf¬ 
terinnen, die mutig Konversionsfor¬ 
derungen stellen, wie Katinka Poens- 
gen, Raum geben würde (Junge Welt 
8.72014). 

Anne Rieger, Graz 

... und Lob 

Betr.: Doppelnummer der UZ 

Die UZ vom 25. Juli 2014 habe ich ob 
ihrer exzellenten Beiträge, die zum po¬ 
sitiv-kritischen Vorwärtsdenken anre¬ 
gen, zustimmend mit großer Freude 
gelesen. Weiter so! 

Ingo Wagner (Leipzig) 

Kein überzeugender Einwand 

Betr.: Leserbrief von Bettina 
Jürgensen zum Pressefest, 

UZ vom 18.7.2014, S. 15 

Zum Pressefest viel zu viele im Su¬ 
perlativ gehaltene Danksagungen und 
Bewertungen von Gästen und Genos¬ 
sinnen? Und auch nicht das größ¬ 
te Fest der Linken, sondern ein gro¬ 
ßes. Das ist wie gesagt ja auch schon 
großartig und wäre doch kein Grund 
zum Mäkeln. Aber warum war es nach 
Bettinas Einwurf nun doch nicht das 
größte Fest der Linken? Einen Ver¬ 


gleich mit anderen Presse- und sons¬ 
tigen Festen scheut sie. Wohl weil sie 
weiß, dass nach operationalen Kriteri¬ 
en (Besucherzahl, Breite und Tiefe des 
politischen und kulturellen Angebotes, 
als auch der Anzahl der sich dort prä¬ 
sentierenden Gruppierungen, Bewe¬ 
gungen und Vereine etc.) es nun un¬ 
bestreitbar das größte Fest darstellte 
und Freude darüber doch angebracht 
wäre. Mag sein, ich habe etwas ver¬ 
passt, aber dann bitte doch etwas kon¬ 
kreter werden? 

Im Schlusssatz ihres Leserbriefes dann 
doch noch Erhellendes. Vom größten 
Volksfest der Linken kann schon des¬ 
halb nicht gesprochen werden, weil 
ein von ihr genannter Verein sich 
dort nicht präsentieren durfte. Dies 
kann unterschiedlich bewertet wer¬ 
den. Aber wie kommt sie dazu, dies 
als Erfolgskriterium und damit als 
einzigen Maßstab ihrer Beurteilung 
zu nehmen? Bettina mag sich ja über 
Beschlüsse des PV ärgern. Aber in ei¬ 
ner herausgehobenen Leitungsfunkti¬ 
on objektive Erfolge der Gesamtpar¬ 
tei aufgrund eines persönlichen Miss¬ 
fallens zu relativieren, entspricht nicht 
einem souveränen Umgang mit der 
Materie und auch nicht mit der Ver¬ 
antwortung in der herausgehobenen 
Leitungsfunktion. Zumal der Duktus 
des Leserbriefes durchgängig von ih¬ 
ren Befindlichkeiten geprägt ist und 
ins Negative rückt. Das ist angesichts 
des (erneuten) großen Erfolges des 
Pressefestes zumindest schade. 

Niki Müller ; Friedrichstadt 


Kandidatur der DKP abgesichert 

In Brandenburg wird am 14. September der Landtag gewählt 


Nach einer intensiven Werbekampagne 
haben die Genossinnen und Genossen 
der DKP Brandenburg bis zum 25. Juli, 
dem Stichtag, 2 173 gültige Unterstüt¬ 
zerunterschriften für den Wahlantritt 
der DKP zur Wahl zum 6. Landtag 
Brandenburg beim Landeswahlleiter 
des Brandenburger Innenministeriums 
eingereicht. Damit steht der Kandidatur 
der DKP zum Brandenburger Landtag 
am 14. September nichts mehr entge¬ 
gen. 

Es kandidieren: 

Mario Berrios Miranda, 42, 
Landschaftsarchitekt 
Dagmar Radzieja, 47, 
Druckvorlagenherstellerin 
Dieter Frielinghaus, 85, 

Pfarrer, Rentner 
Martina Krümmling, 56, 
Sozialpädagogin 
Lothar Nätebusch, 69, 

Ingenieur, Rentner 


Stefanie König, 32, 

Altenpflegerin 
Andreas Zieger , 67, Rentner 
Karl Spät , 76, Bildhauer 
Brigitte Müller, 73, 

Lehrerin, Rentnerin 
Wilfried Klare, 75, 

Ingenieur, Rentner 

Thomas Münzberg, 55, Disponent 

Bernd Müller, 36, Journalist 


Der Landesvorstand der DKP Bran¬ 
denburg bedankt sich bei allen Bran¬ 
denburgerinnen und Brandenburgern, 
die der DKP die Unterstützungsunter¬ 
schrift gegeben haben, sowie bei allen 
Helferinnen und Helfern. Für den akti¬ 
ven Wahlkampf sind auch externe Un¬ 
terstützer gern gesehen: Bitte Kontakt 
aufnehmen über info@dkpbranden- 
burg.de. 


Spenden für das UZ-Pressefest 


bitte auf das Pressefest-Konto der DKP: 
DKP-Parteivorstand 
Konto-Nr. 4002 4875 01 
bei der GLS Bank Bochum 
BLZ: 43060967 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: GEN0DEM1GLS 
Stichwort: UZ-Pressefest 


UZ 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 8. AUG 


Lübeck: „Arbeit und Gesundheit“, Treffen 
der DKP Lübeck/Ostholstein. Interkulturelle 
Begegnungsstätte e.V. (IKB) „Haus der Kul¬ 
turen“ , Parade 12,19.30 Uhr. 


Ml ★ 13 . AUG 


Stuttgart: „Die Welt am Abgrund“, Vortrag 
von Axel Kuhn zum 1. Weltkrieg. Clara-Zet- 
kin-Haus, Stuttgart Sillenbuch, Gorch-Fock- 
Straße 26,19.30 Uhr. 


SA ★ 16 . AUG 


Bonn: „Fiesta Moncada.“ Kulturprogramm 
mit den Musikgruppen Habana Open und 
Vaiven Cubano sowie der Solosängerin Mir- 
tha Junco Wamburg. Botschaft der Repub¬ 
lik Kuba, Außenstelle, Kennedy-Allee 22-24, 
15.00 Uhr bis 20.00 Uhr. 


kommen. Veranstaltung der DKP. „Z“, Oes¬ 
terholzstraße 27,19.00 Uhr. 

Esther Bejarano und 
Microphone Mafia auf Tour 

August 

16. 8. Lüneburg 
30. 8. Bielefeld 

September 

1.9. Leverkusen 

3. 9. Lütjenburg vormittags Schule 
3. 9. Lütjenburg abends 
6 . 9. Siegen 

13. 9. Darmstadt 

14. 9. Bonn 

26. 9 Heilbronn 

27. 9 Schorndorf 


Dl ★ 19 . AUG 


Rostock: „Der I. Weltkrieg und seine Fol¬ 
gen“ , roter Stammtisch der DKP Rostock. 
Cafe Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 
Uhr. 


DO ★ 28 . AUG 


Dortmund: Reiner Liebau referiert zum The¬ 
ma: TTIP - Freihandels-und Investitionsab- 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


Die Waffen nieder! 



Unter dieser Losung führte die Erlanger Friedensbewegung am 1.8.14 eine Kund¬ 
gebung durch. Die historische Losung von Berta Suttner vom Vorabend des 1. 
Weltkriegs hat rund 100 Jahre später wieder traurige und aufrüttelnde Aktualität 
erlangt: In der Ukraine sowie in Israel und dem Gaza-Streifen spitzen sich die 
militärischen Konflikte zu, jeden Tag sterben Hunderte Menschen. Mit dem Auf¬ 
ruf zur Kundgebung, auf der als Gastredner u. a. auch Hans-Günther Schramm 
vom Nürnberger Friedensforum sprach, wurden von den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern folgende Forderungen unterstützt: 

Sofortiger Waffenstillstand in der Ukraine und in Gaza! 

Zurück an die Verhandlungstische: - Gemeinsame Sicherheit statt Konfrontation! 
Politik und Medien müssen deeskalierend wirken und Feindbilder abbauen! 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □ vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 
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Meine progressive Woche 

Vom 26. Juli bis 1. August 


Protest in Budapest... 



... gegen ein neues Denkmal gibt es nun schon seit Monaten. Das Mahnmal auf dem Freiheitsplatz soll einen deutschen 
Reichsadler darstellen, der dem Erzengel Gabriel, der Ungarn symbolisiert, den Reichsapfel entreißt. Es soll an die deutsche 
Besetzung Ungarns erinnern und ist ausdrücklich „allen Opfern“ des Zeitraums von März 1944 bis zum Kriegsende im April 
1945 gewidmet. 

Die Demonstranten monieren, dass damit die Mitverantwortung der ungarischen Faschisten, der Pfeilkreuzler, und des 
Horthy-Regimes an der Ermordung mehrerer hunderttausend ungarischer Juden und an der militärisch sinnlosen „Vertei¬ 
digung“ Budapests gegen die Rote Armee verwischt werde. 

In einer Nacht- und Nebelaktion zum 20 . Juli hatte die rechtsgerichtete Regierung das Denkmal errichten lassen. Seitdem 
sind Tag und Nacht Demonstranten vor Ort, die Protestparolen und Bilder von Ermordeten an dem Zaun angebracht haben, 
mit dem das Denkmal umgeben worden ist. Unser Foto stammt vom Sonntag, den 27 . Juli. 


Walther Bensemann - Fußballpionier 

Die weltoffenen Anfänge des deutschen Fußballs 


Dienstag 

„ Was wir in den Leichensäcken aus der 
Ukraine vorgefunden haben, ist mit Wor¬ 
ten nicht zu beschreiben. Es ist abscheu¬ 
lich“ So wird Gerard Bouman heute zitiert, 
Korpschef und damit höchster Beamter 
der niederländischen Polizei. „... in diese 
Säcke sind einfach wahllos Körperteile - 
mal kleine, mal große - gestopft worden,“ 
fährt er fort, nachdem Überreste der Opfer 
des ab geschossenen Fluges MELI 7 in den 
Niederlanden eingetroffen sind. 

Man mag sich das nicht wirklich vor¬ 
stellen. Trotzdem kommen mir diese Ge¬ 
danken fast immer hoch, wenn ich von 
der Bombardierung von Hochzeitsge¬ 
sellschaften lese, Drohneneinsätzen oder 
auch zivilen Katastrophen wie Erdbeben, 
Eisenbahnunglücken und eben Flugzeug¬ 
abstürzen. Die Arbeit der Retter ist grau¬ 
sig und belastend. 

Darüber geredet wird gleichwohl sel¬ 
ten. Was Helfer im Osten der Ukraine zu 
leisten hatten, ist schwer einzuschätzen. 
Von einem Arbeiten wie unter Friedens¬ 
bedingungen mit Anleitung von Exper¬ 
ten, ausreichender Zeit und garantierter 
Sicherheit dürfte kaum die Rede gewesen 
sein. 

Wenn Bouman angesichts dessen so 
unangemessen starke Worte gebraucht, 
steht dahinter die Absicht politischer 
Stimmungsmache im ukrainischen Kon¬ 
flikt. Er instrumentalisiert die Toten von 
MH17 gegen die, wie er wohl meint, 
russisch (freundlich) en vermeintlich Ver¬ 
antwortlichen für den Abschuss. Das ist 
nicht nur politisch schäbig, das ist eine 
Verhöhnung der Opfer und ihrer Ange¬ 
hörigen. 

Mittwoch 

600 Seiten ist das Gutachten stark, mit 
dem das Umweltbundesamt (UBA) Tra¬ 
cking unmöglich machen will. „ Grund¬ 


Kaum wendet die Nacht sich zum 
Licht, 

seh ich im täglichen Dämmer 

ins Haupt-, ins Zentral-, ins Schul-, ins 

Polit- 

strömt alles Volk in die Ämter. 

Dein Haupt umregnet papierner Plun¬ 
der, 

kaum steckst du ins Haus deine Nase: 
da raffen sie Akten heraus, 
ein halb Hundert, 

und werden zu Sitzungen auseinander¬ 
geblasen. 

Du meldest dich: 

„ Gewährt man mir wohl Audienz? 

Ich bitt ja drum schon seit Olims Ta¬ 
gen.“- 

„ Genosse Iwanowitsch haben leider 
Konferenz im Ausschuss für Gestüt- 
und Bühnenfragen.“ 

Treppauf, treppab. 

Es macht dir nicht Spaß. 

Und wieder: 

komm in einer Stunde, wenn man dich 
riefe. 

Denn jetzt sei Sitzung: 
ein Groß-Tinten-Fass 
erwäge zu erwerben die Gouverne¬ 
ment-Kooperative. 

In einer Stunde: 
kein Mensch 
im Sekretariat 
leer gebrannt ist die Stätte! 

Weil alles unter zweiundzwanzig Jah¬ 
ren grad 

Komsomolversammlung hätte. 

Vor Einbruch der Nacht hab ich neu¬ 
erdings 
erklommen 

des siebenstöckigen Hauses Höh. 

„Ist Genosse Iwanowitsch endlich ge¬ 
kommen?“ - 
„Auf der Sitzung 
im A-B-C-D-E-F-G-Komitee.“ 

Ich stürme 
die Sitzung: 

Denen will ich mal helfen! 


sätzlich halten wir die Gefahren dieser 
Technik für zu groß“ sagte die neue UBA- 
Präsidentin Maria Krautzberger. Mit 
schnellen, scharfen gesetzlichen „Leit¬ 
planken zum Schutz von Umwelt und 
Gesundheit“ könne ein Verbots ähnlicher 
Zustand erreicht werden. 

Die Gesetze liegen bereits in den 
Schubladen von Wirtschafts- und Um¬ 
weltministerium. Alle Auflagen des UBA- 
Gutachtens werden erfüllt. Danach bleibt 
Fracking in tiefen Gesteinsschichten er¬ 
laubt. Genau da liegen die nennenswerten 
Gasvorkommen, nach denen in Deutsch¬ 
land gebohrt werden soll. 

Verbots ähnlicher Zustand? Dass ich 
nicht lache. Leitplanken? Aber sicher, 
links, rechts und in der Mitte. Und fertig 
ist die Autobahn ins Fracking-Vergnü- 
gen - Konzern-Profit und Umweltkatas¬ 
trophe inklusive. Kaum im Amt die Frau 
Krautzsberger, aber Neusprech kann sie 
schon. 

Freitag 

144 Mio. Dollar wird es Formel-l-Boss 
Bernie Ecclestone am Ende kosten, dass 
er die bayrische Landesbank dereinst 
bestochen hat. 44 Mio. damals an den 
Bankvorstand und 100 Mio. heute an die 
Staatskasse, damit das Landgericht Mün¬ 
chen ihn per Vergleich aus der strafrecht¬ 
lichen Verantwortung entlässt. 

Auf Ecclestones Habenseite stehen 66 
Mio. Dollar, die er damals von der Bank 
erhalten hat. Die wiederum sind Bestand¬ 
teil eines Privatvermögens von 3,8 Mrd. 
Euro, das Bernie zur Zeit sein eigen nennt. 
Und das nach drei Scheidungen, die ihn 
weit mehr gekostet haben als die jetzt zu 
zahlenden Vergleichsmillionen. 

Landesbank-Vorstand, Richter, Staats¬ 
anwälte, bayrische Landesregierung, Ec¬ 
clestone - Schlitzohren unter sich. Am 


Und speie Verwünschungen, 
derbe wildwestliche. 

Und ich sehe: 

da sitzen nur Menschenhälften. 

0 Teufelei! 

Wo bleibt denn das Restliche? 

„Mord! Totschlag! Verheerung!“ 

Vom furchtbaren Anblick 
bin ich wirr und bleich. 

Der Sekretär gibt mir 
die seelenruhige Erklärung: 

„Sie sitzen auf zwei Sitzungen zu¬ 
gleich. 

Auf zwanzig Sitzungen täglich 
zu sein, ist uns Pflicht, nicht Sport. 

Man muss sich zerreißen, sonst ists 
nicht möglich! 

Bis zum Gürtel ist man hier, 

mit dem übrigen 

dort.“ 

Schlaflos 

nach solcher Gemütserhitzung, 
träum ich gen Morgen mit hoffendem 
Herzen: 

„ 0 Leute, 
beruft nur noch 
eine Sitzung - 

zum Zweck: alle Sitzungen auszumer¬ 
zen!“ 

(deutsch von Hugo Huppert) 

* „Gestern las ich zufällig in der ,Is- 
westija 4 ein Gedicht von Majakowski 
über ein politisches Thema. Ich gehö¬ 
re nicht zu den Verehrern seines dich¬ 
terischen Talents, obwohl ich meine 
Inkompetenz auf diesem Gebiet gern 
zugebe. Aber schon lange habe ich 
vom politischen und administrativen 
Standpunkt aus kein solches Vergnü¬ 
gen empfunden. In seinem Gedicht 
macht er sich weidlich lustig über die 
vielen Sitzungen und verspottet die 
Kommunisten, die immerzu Sitzun¬ 
gen und abermals Sitzungen abhalten. 
Ich weiß nicht, wie es in dem Gedicht 
um die Poesie bestellt ist, was aber die 
Politik angeht, so verbürge ich mich, 
dass das vollständig richtig ist.“ (Le¬ 
nin, Werke Bd. 33, S. 209) 


Kaum ein Fußballanhänger kennt Wal¬ 
ther Bensemann, den „Mann, der den 
Fußball nach Deutschland brachte“. 
Letzteres zumindest behauptet Bernd 
M. Beyer, der einen biographischen 
Roman über den Fußballpionier ver¬ 
fasst hat und das Buch genauso ge¬ 
nannt hat. 

Dass Bensemanns Leistungen heu¬ 
te weniger gewürdigt werden, hat wohl 
damit zu tun, dass er Jude, liberal und 
weltoffen war. Seine - wahrscheinli¬ 
che - Homosexualität spielt weniger 
eine Rolle, da es ihm gelang, diese „un¬ 
ter der Decke zu halten“. 

Bensemann wurde am 13. Januar 

Die Völkcrvcrsöimiiiig; 
durch den Sport 



,,Klckpr".PoU«J flr il«* «nie, u»rU dem Krieg« 
.intiflmlrude VTetUplcl twUelifi elaer uagarUrhrn 
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1873 als Sohn eines Bankiers in Berlin 
geboren. Zwischenzeitlich siedelte die 
Familie in das schweizerische Montreux 
über, wo der junge Walther als Schüler 
einer englischen Privatschule dem Fuß¬ 
ball, seiner Leidenschaft und seinem 
zukünftigen Lebensinhalt, begegnete. 
Bereits als 14-Jähriger gründete er in 
Montreux einen Fußball-Verein. Zu¬ 
rück in Deutschland folgten 1889 der 
Karlsruher Footballclub und zwei Jahre 
später der Karlruher FV. Um es vor¬ 
wegzunehmen, das Gründen von Fuß¬ 
ballvereinen blieb Bensemanns Manie. 
Eintracht Frankfurt, Bayern München, 
Stuttgarter und Offenbacher Kickers 
sind nur einige Vereine, an deren Kind¬ 
bett auch Walther Bensemann stand. 
Auch an der Gründung des Deutschen 
Fußballbundes war er im Jahre 1900 be¬ 


teiligt. Nach dem Gründungsprotokoll 
geht der Name des DFB auf einen Vor¬ 
schlag Bensemanns zurück. 

Doch Bensemanns Bestrebun¬ 
gen waren nicht auf den nationalen 
Rahmen beschränkt. Schon vor 1900 
hatte er internationale Spiele organi¬ 
siert, darunter die sieben als Ur-Län- 
derspiele bezeichneten Partien ge¬ 
gen zwei Pariser Mannschaften und 
gegen England (fünfmal). Gegen die 
Engländer wurde fünfmal verloren, 
das Torverhältnis lautete 4:59. Ben¬ 
semann verstand bereits zu diesem 
Zeitpunkt seinen Sport als Mittel der 
Völkerverständigung. Beim gerade 
entstehenden DFB gab es Widerstän¬ 
de dagegen. Bensemanns Antrag zu 
den Olympischen Spielen 1900 eine 
Mannschaft zu senden wurde abge¬ 
lehnt. Solche Frankophobie teilte 
Bensemann nicht. Der Baron de Cou- 
bertin zählte zu seinen Bekannten. 

Ein längerer Auslandsaufenthalt 
in England und der 1. Weltkrieg ver¬ 
tieften die pazifistische Grundidee bei 
Bensemann. Als er 1920 den „Kicker“ 
gründete - ja genau den -, sollte der 
ein „Symbol der Völkerverständigung 
durch Sport“ sein. Es blieb nicht bei 
Lippenbekenntnissen. Für das erste 


Spiel zweier Spitzenmannschaften nach 
dem 1. Weltkrieg aus den verfeindeten 
Ländern Ungarn und Tschechoslowa¬ 
kei, stiftete die Zeitung einen Pokal 
(siehe Abbildung). 

Vielleicht war es Bensemanns größ¬ 
ter Fehler, dass er sich in die politischen 
Auseinandersetzungen der Weimarer 
Zeit nicht eindeutig genug einmisch¬ 
te. Der linke „Arbeitersportler“ warf 
dem „Kicker“ vor, dass er die Augen 
davor verschlösse, dass das „bürgerli¬ 
che Sportpublikum die Kerntruppen 


Deutschland vers. England - 
Torverhältnis 4 zu 5g 


der Naziversammlungen“ stelle. Ben¬ 
semann antwortete müde mit einem 
Hinweis auf parteipolitische Neutrali¬ 
tät - vielleicht auch aus Furcht um die 
Auflage seiner Zeitung. 

Natürlich wurde Bensemann nach 
1933 umgehend „entsorgt“. Der Grün¬ 
der und Herausgeber des „Kicker“ emi¬ 
grierte in die Schweiz, wo er am 12. No¬ 
vember 1934 starb. Mit ihm wurde die 
großen Anfänge eines liberalen und 
weltoffenen Fußballsports in Deutsch¬ 
land begraben. Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


The Buena Vista Social Club, 

D/GB/USA/Kuba1999 

Die wunderbare Geschichte von 
Compay Segundo, Ibrahim Ferrer 
und den anderen Stars des Son (ei¬ 
nes Vorgängers des Salsa) aus dem 
Havanna der 50er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts. Wim Wenders doku¬ 
mentiert das Comeback der inzwi¬ 
schen älteren Herren kurz vor der 
Jahrtausendwende. Kuba at it’s best. 
So., 10.8., 21.50-23.35 Uhr, arte 

Gasland, USA 2010 

Fracking in den USA: Die Natur 
wird zerstört, Trinkwasser ist konta¬ 
miniert, Menschen erkanken, Tiere 
sterben - aber die Konzerngewinne 
steigen. 

Di., 12.8., 20.15-22.00 Uhr, arte 

Flucht gegen den Strom, D 2014 

25 Jahre nach dem Fall der Mauer 
wird erstmalig die Geschichte der 
Hundertausenden beleuchtet, die 


sich um Einbürgerung in der DDR 
bewarben. Eine objektive Aufarbei¬ 
tung ist gleichwohl kaum zu erwar¬ 
ten. Aber, schaun wer mal. 

Di., 12.8-20.45-21.15 Uhr, mdr 

Der Streit um den Sergeanten 
Grischa (1), DDR 

Der russische Sergeant Grischa II- 
jitsch Paprotkin gerät während des 
ersten Weltkrieges in die Mühlen der 
deutschen Militärjustiz - und der Po¬ 
litik. Verfilmung des „starken“ (Tu¬ 
cholsky) Buches von Arnold Zweig. 
Der zweite Teil folgt am frühen 
Samstagmorgen, 0.15-1.50 Uhr. 

Mi., 13.8., 0.05-1.35 Uhr, mdr 

Jahrgang 45, DDR 1966 

Unmerklich zerbricht die Liebe ei¬ 
nes jungen Ehepaares, das am Prenz¬ 
lauer Berg wohnt. 

Mi., 13.8., 22.15-23.45 Uhr, rbb 


Die auf Sitzungen 
Versessenen* 

Von Wladimir Majakowski 























